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Liebe Leserinnen und Leser.

Die Zeichen der kapitalis-
tischen Wirtschaft stehen 
auf Krise. Das Thema ist 

seit Monaten ein Dauerbrenner 
in den Medien. Volkswirtschaftler 
und Bankeninsider geben ein In-
terview nach dem anderen. Viele 
von ihnen warnen vor einem gro-
ßen Crash, der bevorsteht - viel-
leicht noch größer als der von 2008 
/ 2009. Zahlreiche Risiken für die 
Weltwirtschaft werden benannt: 
Der Brexit, der riesige Schulden-
berg in China, der Handelskrieg. 
Die Währungskrise in der Türkei 
und Argentinien im vergangenen 
Jahr ließ die Welt für einige Zeit 
aufhorchen. Und Regierung sowie 
große Wirtschaftsinstitute korri-
gieren ihre Konjunkturprognosen 
seit einigen Monaten immer wie-
der nach unten. 

Was ist von alldem zu halten? 
Als KommunistInnen sollten uns 
das Chaos und die Stockungen 
nicht überraschen, welche die ka-
pitalistische Wirtschaft regelmä-
ßig hervorbringt. Und doch wa-
ren vor zehn Jahren viele von uns 
überrumpelt, als plötzlich das Fi-
nanzsystem vor dem Zusammen-

bruch stand, die Banken mit Mil-
liarden an Steuergeldern gerettet 
wurden, während die Betriebe auf 
Kurzarbeit umstellten und Leih-
arbeiterInnen vor die Tür setzten. 
Das soll uns nicht nochmal pas-
sieren!

 Denn wir sind durchaus in der 
Lage, zu verstehen, was vor sich 
geht: Was genau sind die Wurzeln 
von Wirtschaftskrisen im Kapi-
talismus? Warum bringt der Ka-
pitalismus gesetzmäßig Überpro-
duktion hervor und warum führt 
diese zu Mangel und Elend bei 
den ArbeiterInnen? Durch welche 
Faktoren werden die Krisen heute 
verschärft? Wie wahrscheinlich 
ist der große Crash in der nächs-
ten Zeit? Was bedeutet er für die 
ArbeiterInnenklasse in Deutsch-
land und anderswo? Und warum 
führt auch der größte Crash nicht 
automatisch zum Untergang die-
ses Systems? In der vorliegenden 
Ausgabe wollen wir uns intensiv 
mit diesen Fragen beschäftigen 
und die kapitalistischen Krisen in 
einem ausführlichen Artikel dis-
kutieren.

Die Jugend ist von den Folgen 

kapitalistischer Krisen immer be-
sonders betroffen. Nach der letz-
ten Krise galt dies z.B. für Aber-
millionen Jugendliche in den 
südeuropäischen Ländern, wo die 
Arbeitslosigkeit unter ihnen in ex-
treme Höhen schoss. Die Jugend 
hat daher ein besonderes Interesse 
daran, sich auf die Klassenkämpfe 
in der Krise vorzubereiten. Was 
bedeuten also die Krisen für die 
Jugend? Und was sind ihre Pers-
pektiven, wenn der Kapitalismus 
ihnen vor allem Not und Elend zu 
bieten hat? In einem zweiten Arti-
kel in dieser Ausgabe hat sich die 
Kommunistische Jugend dieser 
Thematik gewidmet. 

Wir hoffen, dass wir mit dieser 
Ausgabe die Diskussion in der po-
litischen Widerstandsbewegung 
über die Krise und den Kampf da-
gegen voranbringen können. Wir 
wünschen allen Leserinnen und 
Lesern eine gute Lektüre im An-
gesicht bewegter Zeiten!

Redaktion
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WIRTSCHAFTSKRISE
Entstehung, Folgen und Widerstand

Die „Krise“ ist wieder ein-
mal in aller Munde. Eben-
so vielfältig wie die Ar-

tikel und Kommentare, die sich 
dazu in bürgerlichen und linken 
Zeitschriften finden, ist auch die 
inhaltliche Verwirrung zu diesem 
Thema. Nehmen wir allein den 
Begriff der „Finanzkrise“, den man 
an vielen Stellen liest. Er wird all-
zu häufig ganz unkritisch verwen-
det: Ja, man kann sehen, dass jede 
kapitalistische Krise mit einer Kri-
se des Banken- und Geldsystems 
einhergeht. Der Begriff „Finanz-
krise“ als zusammenfassende Be-
schreibung der Verwerfungen an 
den Börsen, bei den Banken und 
Notenbanken ist also erst einmal 
nicht verkehrt. Gleichzeitig nutzt 
die bürgerliche Propaganda ihn, 
um damit – im Sinne einer politi-
schen Erzählung, eines sogenann-
ten Narrativs – falsche Inhalte 
in die Köpfe der Bevölkerung zu 
hämmern: In dieser Erzählung 
sind es die gierigen Banker bzw. 
das „raffende Kapital“, die Wirt-
schaftskrisen verursachen wür-
den. Diese Erzählung wurde nach 
der Krise von 2008/2009 sehr mas-
siv verbreitet. Die gute Helden-
figur in dieser Erzählung ist das 
„schaffende Kapital“ in Gestalt der 
Industrie und des „Mittelstands“, 
der Kapitalismus als solcher ist 
unschuldig!

Diese Erzählung ist Blödsinn, 
und wir werden in diesem Artikel 
zeigen, warum das so ist. Es ist die 
Überproduktion, die im Kapitalis-
mus gesetzmäßig auftritt, welche 
die Grundlage der periodisch wie-
derkehrenden Krisen bildet. In der 
Überproduktion äußert sich der 
grundlegende Widerspruch dieser 
Gesellschaftsformation, nämlich 
der zwischen der vergesellschaf-
teten Produktion und der privaten 
Aneignung der Produkte durch 
die Kapitalistenklasse.

In früheren Gesellschaften war 
es vor allem der Mangel, die soge-
nannte Unterkonsumtion infolge 
von Naturkatastrophen und ähn-
lichen Ereignissen, die Krisen her-
vorgebracht hat. Heute leiden die 
ArbeiterInnen im Kapitalismus an 
der widersinnigen Erscheinung, 
dass sie entbehren müssen, weil 
sie – gezwungen durch das Kapi-
tal – zuviel produziert haben!

Zunächst werden wir die Ge-
setzmäßigkeit der Überproduk-
tion im Kapitalismus im ersten 
Abschnitt dieses Artikels allge-
mein erläutern. In den darauffol-
genden Abschnitten sehen wir 
uns wesentliche Erscheinungen 
an, die der Kapitalismus im Ver-
lauf seiner Entwicklung hervor-
gebracht hat. Das Kreditwesen 
als Treibmittel für die Überpro-
duktion (2. Abschnitt), die Mo-

nopole und die Rolle des Staates 
im Imperialismus (3. Abschnitt) 
und der Klassenkampf zwischen 
ArbeiterInnenklasse und Kapi-
tal (4. Abschnitt) verschärfen das 
Problem der Überproduktion und 
verändern bzw. verzerren den 
Verlauf der Krisen. Im 5. Abschnitt 
werden wir dann auf die aktuelle 
Situation eingehen und die Frage 
aufwerfen, ob der nächste große 
Crash nach der Weltwirtschafts-
krise 2008/2009 jetzt vor der Tür 
steht.

Im Laufe des Artikels werden 
wir, im Hauptteil und einigen 
Einschüben, auch eine Reihe von 
neuen Erscheinungen des heu-
tigen imperialistischen Systems   
betrachten, wie z.B. die globalen 
Produktionsketten und das Geld-
system aus reinem Kreditgeld. 
Wir können in diesem Text über 
viele dieser Punkte nur einen ge-
wissen Überblick geben und ha-
ben eine politökonomische Ein-
ordnung dieser Erscheinungen 
daher häufig nur angerissen. An-
dere Erscheinungen, wie z.B. den 
Widerspruch zwischen Industrie 
und Landwirtschaft haben wir aus 
Platzgründen gar nicht behandelt. 
Wir hoffen, das dargelegte Ver-
ständnis von den Wirtschaftskri-
sen im Kapitalismus in Zukunft 
weiter vertiefen und durch neue 
Analysen bereichern zu können.
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Einleitung: Der nächste Crash kündigt sich an

Markus Krall sitzt lässig 
in seinem Stuhl. Das 
Hemd aufgeknöpft, ein 

wenig ruhig gestikulierend er-
klärt er seinen Gesprächspartnern 
die Situation. Diese ist denkbar 
düster. „Das, was jetzt noch sicht-
bar ist an Geld, ist im Prinzip eine 
Geldillusion. Wir bilden uns ein, 
dass es noch da ist, aber in Wahr-
heit ist es schon lange nicht mehr 
da, wenn wir die Risikosituation 
konkret betrachten.“

Markus Krall ist kein Verschwö-
rungstheoretiker. Bei einer großen 
Unternehmensberatung ist er tä-
tig, zuständig für den Bereich Ri-
sikomanagement. Sein Lebenslauf 
weist Stationen bei allen Größen 
der Branche auf: McKinsey, Ro-
land Berger, auch die Allianz. Er 
ist Experte für Kreditrisiken, berät 
u.a. die Europäische Kommission. 

Jetzt sitzt er für den Youtube-
Kanal „Mission Money“ vor der 
Kamera und stellt die Inhalte aus 
seinem Buch „Der Draghi-Crash“ 
vor.1 Seine Kernthese: „Das euro-
päische Bankensystem fliegt uns 
in zwei Jahren um die Ohren“.2

Seine Erklärung klingt einleuch-

1	 „Warum wir alles verlieren werden 
– Banken-Insider verrät die 
Gründe“, http://www.youtube.com/
watch?v=zXPEPzg3eSg

2	 „Insider warnt: ‚In zwei Jahren fliegt 
uns das Bankensystem um die Ohren‘“, 
http://www.focus.de/finanzen/boerse/
interview-mit-autor-des-draghi-crashs-
banken-insider-warnt-in-zwei-jahren-
fliegt-uns-das-system-um-die-ohren_
id_8570527.html

tend: Durch die niedrigen Zinsen 
der Europäischen Zentralbank 
würden unwirtschaftliche Firmen 
(Krall spricht von „Zombie-Un-
ternehmen“) künstlich am Leben 
gehalten. Sie könnten sich einfach 
weiter verschulden. Hierdurch 
hätten sich in den Bilanzen der 
europäischen Banken faule Kredi-
te in Höhe von 2,5 Billionen Euro 
angesammelt. Sobald diese ausfal-
len, was nur eine Frage der Zeit 
sei, wäre der europäische Ban-
kensektor pleite. Und schlimmer 
noch: Die Geldsumme, die nötig 
wäre, um die Pleite abzuwenden, 
könne kein Staat aufbringen, ja 
nicht einmal die EU als ganzes. 
Was passiert dann?  „Das kommt 
darauf an, was sich die Bürger Eu-
ropas in so einer Situation bieten 
lassen.“

Krall ist nicht der einzige Öko-
nom, der vor einer großen neuen 
Krise warnt. Bei weitem nicht. 
Ziemlich genau zehn Jahre ist die 
Lehman-Pleite her, die im Rück-
blick den Höhepunkt der 2007 im 
US-Immobilienmarkt ausgebro-
chenen Überproduktionskrise und 
der dadurch ausgelösten Finanz-
krise bildete. Sie läutete damals 
die Weltwirtschaftskrise ab 2008 
ein. Und heute, rund um dieses 
Jubiläum, sehen Wirtschaftsfor-
schungsinstitute und Regierungen 
neue „Konjunkturrisiken“. 

Der frühere Chefvolkswirt der 
Bank für Internationalen Zah-

lungsausgleich, William White, 
befürchtet einen noch größeren 
Crash als 2008: „Die Probleme, 
die der Lehman-Krise zugrunde 
lagen, sind nie bewältigt wor-
den. Im Gegenteil, sie haben sich 
noch verschärft.“3 Fast wortgleich 
äußert sich der britische Wirt-
schaftshistoriker Adam Tooze, der 
die letzte Krise eingehend studiert 
und darüber kürzlich ein Buch 
veröffentlicht hat.4 Das Handels-
blatt spricht von einer Mehrheit 
von Fachleuten und Vermögens-
strategen, die gleich mehrere An-
zeichen für ein bevorstehendes 
Ende des Aufschwungs an den 
Finanzmärkten sehen.5 Der briti-
sche „Economist“ titelt im Okto-
ber 2018: „The next recession – 
How bad will it be?“ („Die nächste 
Rezession – wie schlimm wird 
sie?“). Und der Deutsche Aktien-
index schließt zum Jahreswech-
sel 2018/19 mit einem Rückgang 
von über 20% im Vergleich zum 
Höchststand im Januar.

Dass der Kapitalismus Krisen 
produziert, sollte uns als Revolu-
tionäre nicht überraschen. Trotz-

3	 https://www.spiegel.de/wirtschaft/
unternehmen/william-white-warnt-vor-
neuer-finanzkrise-die-noch-viel-schlim-
mer-waere-a-1227041.html

4	 Adam Tooze, „Crashed: Wie zehn Jahre 
Finanzkrise die Welt verändert haben“, 
Siedler 2018

5	 „Steht ein noch größerer Crash bevor 
als vor zehn Jahren?“, Perspektive On-
line, Link: https://perspektive-online.
net/2018/0/steht-ein-noch-groesserer-
crash-bevor-als-vor-zehn-jahren
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dem waren viele von uns vor zehn 
Jahren überrumpelt, als die Kri-
se auf die ganze Welt übergriff 
und die Dimensionen der großen 
Weltwirtschaftskrise von 1929 
noch übertraf. Während Marx‘ 
„Kapital“ auch in den großen 
Buchhandlungen wieder zum Ver-
kaufsschlager wurde, entstaubten 
wir unsere alten Ausgaben. Wir 
wurden aktiv, doch wir eilten 
der Entwicklung hinterher. „Wir 
zahlen nicht für Eure Krise!“ for-
derten wir bei Demonstrationen. 
Diese Forderung war als Abwehr-
kampf richtig – gezahlt haben wir 
trotzdem. Die Auswirkungen in 
Deutschland waren dabei noch 
verhältnismäßig milde, wenn man 
sich zum Vergleich Griechenland, 
Spanien oder Portugal anschaut. 
Die letzte Krise hat eine weltwei-
te Welle von Angriffen auf die 
ArbeiterInnenklasse gebracht – 
aber auch den Widerstand gegen 
diese Angriffe heraufbeschworen. 
Die Jahre zwischen 2006 und 2013 
waren Jahre des globalen Klas-

senkampfes.6 Rund um den Erd-
ball wurde gegen Spardiktate und 
Preiserhöhungen gekämpft. Nicht 
nur 2011 in Nordafrika brachten 
Massenbewegungen korrupte 
Regierungen zu Fall. Was wäre 
möglich gewesen, fragt man sich 
unwillkürlich, wenn die Arbeite-
rInnen der Welt politisch auf die 
Krise vorbereitet und revolutionär 
organisiert gewesen wären?

Was ist also in den nächsten 
Jahren zu erwarten? Haben die 
genannten Volkswirte und Stra-
tegen des Kapitals recht und die 
nächste Krise wird noch schlim-
mer als die letzte? Haben wir po-
litisch in zwei Jahren eine ganz 
andere Situation als heute? Um 
uns diesen Fragen zu nähern, 
müssen wir zunächst verstehen, 
woher Krisen eigentlich kommen: 
Warum sind Wirtschaftskrisen im 
Kapitalismus unvermeidlich? Wa-
rum sind Mangel und Elend bei 
den arbeitenden Menschen gera-
de die Folge von Überproduktion? 

6	 „World Protests 2006 – 2013“, Initiative 
for Policy Dialogue and Friedrich-Ebert-
Stiftung New York, September 2013

Warum treten Krisen in Form ei-
nes regelmäßigen Kreislaufs, dem 
sogenannten „Konjunkturzyklus“ 
auf? Warum wird es für die Bour-
geoisie im Zuge der Entwicklung 
immer schwieriger, ihr Kapital 
gewinnbringend anzulegen – und 
welche Folgen hat das für uns? 
Welche Rolle spielen Kredite in 
der kapitalistischen Wirtschaft, 
und gerade heute? Warum sind 
die Zinsen so niedrig? Ist Geld 
überhaupt noch etwas wert oder 
ist alles nur eine „große Illusion“? 
Warum übersteigt das weltweite 
Finanzvermögen in Form von Ak-
tien und Anleihen heute das Welt-
bruttoinlandsprodukt um ein Viel-
faches? Warum sind viele Banken 
heute nur noch „kleine Fische“ im 
Vergleich zu den wahren großen 
Akteuren auf den Finanzmärkten? 

Diese und andere Fragen wol-
len wir im folgenden klären, um 
sodann die Frage aufzuwerfen, 
wie eine revolutionäre Antwort 
auf die kommende Krise aussehen 
kann.

Krise als Auslöser von Bewegungen:  
Proteste in Kairo, 2011
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1. Überproduktion und alle leiden Mangel  
– oder: Woher kommen die Krisen?

EIN KARTENHAUS FÄLLT 
ZUSAMMEN

Die Bundeskanzlerin und ihr 
Finanzminister blicken ernst in 
die Kameras. Es ist Sonntag – 
ein ungewöhnlicher Tag für eine 
Pressekonferenz. „Wir sagen den 
Sparerinnen und Sparern, dass 
ihre Einlagen sicher sind. Auch 
dafür steht die Bundesregierung 
ein.“ Die Worte sollen die Bevöl-
kerung beruhigen. Es gilt einen 
„Sturm auf die Banken“ zu ver-
hindern, bei dem alle Kontoinha-
berInnen ihre Guthaben plötzlich 
in Bargeld verwandeln wollen – 
Bargeld, das in dieser Menge in 
Wahrheit gar nicht existiert, sogar 
bei weitem nicht. Die Pressekon-
ferenz am 5. Oktober 2008 ist ein 
großer Bluff – niemand kann für 
die Sicherheit der Einlagen ga-
rantieren. Das Weltfinanzsystem 
steht in Wahrheit vor dem Kol-
laps. Wenige Wochen zuvor hatte 
die US-Regierung die New Yorker 
Investmentbank Lehman Brothers 
in die Insolvenz fallen lassen. Kur-
ze Zeit später war der „Interban-
kenmarkt“ zusammengebrochen: 
Banken gaben sich gegenseitig 
keine Kredite mehr. Unternehmen 
kamen nicht mehr an Geld. Ohne 
Geld aber keine neuen Bestellun-
gen – und vor allem: Keine Lohn-
zahlungen. 

Die Eskalation an den Finanz-
märkten im September und Ok-
tober 2008 wurzelte in der Krise 
auf dem Immobilienmarkt: In den 
USA, Großbritannien, Irland, Spa-
nien, Osteuropa – in den 2000er 
Jahren hatte das Geschäft mit 
Häusern einen Boom erlebt – und 
ebenso das Geschäft mit Immobi-

lienkrediten. Bei niedrigen Zinsen 
schmissen die Banken mit Häu-
serkrediten nur so um sich. Die 
Regeln für die Kreditvergabe wur-
den heruntergeschraubt – oder 
einfach missachtet: Auch wer kein 
eigenes Geld hatte, kam auf Pump 
an ein Haus (man sprach von 
„Subprime“, d.h. „zweitklassigen“ 
Krediten – als Sicherheiten reich-
ten den Banken die überteuerten 
Häuser). Eigentlich altbekannte 
Signale kündeten von der drohen-
den Überhitzung der Märkte: Die 
Immobilienpreise explodierten, an 
den Börsen herrschte Partystim-
mung. Die Banken verkauften die 
Kredite weiter, packten sie zusam-
men, machten neue Finanzpro-
dukte daraus, mit denen gehandelt 
und gewettet wurde. Die Grenze 
zwischen „normalem“ Bankge-
schäft, Spekulation und Gaunerei 
war irgendwann nicht mehr aus-
zumachen. Als die Zinsen schließ-
lich wieder stiegen, kam es zur 
Kettenreaktion: Nun waren es die 
Kreditraten7 der Hauskäufer, die 
nach oben schossen. Viele konn-
ten nicht mehr zahlen. Kredite 
fielen aus. Das Geschäft mit Geld 
und Häusern brach zusammen. 
Die Immobilienpreise fielen – und 
damit auch der Wert der Sicher-
heiten für die Kredite. Die Banken 
mussten Milliarden als Verluste 
verbuchen. Milliarden an Steuer-
mitteln pumpte der amerikanische 
Staat in die Institute Bear Stearns, 
Fannie Mae und Freddie Mac. 
Dann kam die Lehman-Pleite…

7	 Bei den Hausgeschäften wurden häufig 
veränderliche Zinssätze vereinbart, die 
auch die Höhe der regelmäßigen Raten-
zahlungen der Hauskäufer bestimmten.

DIE MÖGLICHKEIT  
VON KRISEN IN DER  
WARENPRODUKTION

Die Weltwirtschaftskrise ab 
2007 war eine Überproduktions-
krise, wie der Kapitalismus sie 
gesetzmäßig und regelmäßig her-
vorbringt.

Tatsächlich besteht in jeder wa-
renproduzierenden Gesellschaft 
die Möglichkeit von Krisen. 
Dies ergibt sich aus dem Um-
stand, dass Warenproduktion auf 
gesellschaftlicher Arbeitsteilung 
beruht, bei der aber jeder Produ-
zent privat und isoliert von den 
anderen arbeitet: Der Schreiner 
stellt Möbel nicht für sich, son-
dern für die Gesellschaft, für den 
Austausch her, ebenso der Metz-
ger das Fleisch, der Bäcker das 
Brot usw. In diesem Sinne ist die 
Arbeit gesellschaftlich aufgeteilt. 
Jeder der genannten Produzen-
ten entscheidet aber selbst, nach 
eigenem Gutdünken, ohne einen 
gesellschaftlichen Plan, was und 
wieviel er herstellt. In diesem Sin-
ne handelt es sich um Privatarbeit. 
Die Produktion für den Austausch 
macht die Erzeugnisse zu Waren. 
Waren befriedigen ein menschli-
ches Bedürfnis (nach Essen, Klei-
dung u.v.m.), besitzen also Ge-
brauchswert. Als Produkte für 
den Austausch besitzen sie zudem 
einen Tauschwert, für den in der 
Regel einfach der Begriff Wert be-
nutzt wird: Beim Austausch, auf 
dem Markt werden (im Durch-
schnitt) gleiche Werte gegenein-
ander getauscht. Der Wert einer 
Ware bestimmt sich durch die im 
gesellschaftlichen Durchschnitt 
notwendige Arbeitszeit zur 
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Herstellung dieser Ware. Angebot 
und Nachfrage lassen die Preise 
um den Warenwert schwanken. 
Der Wert ist also keine „magische 
Eigenschaft“ eines bestimmten 
Gegenstandes, sondern ein gesell-
schaftliches Verhältnis: Er drückt 
den Anteil an der gesellschaftli-
chen Gesamtarbeitszeit aus, der 
beim gegebenen Stand der Pro-
duktivität (anschaulich: der Tech-
nik und der Arbeitsorganisation) 
zur Herstellung eines Gegenstan-
des erforderlich ist. 

Mit der Entwicklung der Wa-
renproduktion hat sich eine be-
stimmte Ware, in der Regel Gold 
oder Silber, als allgemeines Wert-
maß und Austauschmittel heraus-
gebildet. In der Umgangssprache 
bezeichnen wir diese Ware als 
„Geld“, auf dessen geschichtliche 
Entwicklung wir unten zurück-
kommen werden. Der Wider-
spruch zwischen Gebrauchswert 
und Wert der Waren erscheint 
nun als Widerspruch zwischen 
Waren und Geld. Jeder Produzent 
setzt seine für den Austausch her-
gestellte Ware zunächst in Geld 
um, um mit dem Geld eine Ware 
für seinen eigenen Gebrauch zu 
erwerben. Dies kann jedoch fehl-
schlagen: Wird er seine Ware 
nicht los, z.B. weil zu viele von 
diesen Waren auf dem Markt sind, 
erhält er kein Geld oder zu wenig 
Geld, um die Güter, die er selbst 
haben will, zu kaufen. Unter Um-
ständen wird deshalb der nächste 
Produzent seine Waren nicht los. 
Und genau hier, in der Trennung 
zwischen den Handlungen des 
Verkaufs (Ware → Geld) und des 
Kaufs (Geld → Ware), liegt bereits 
die erste Möglichkeit der Krise: 
Kein Verkauf, kein Geld, also 
kein Essen.

Eine zweite Möglichkeit ent-
steht, wenn Waren auf Kredit 
verkauft werden: Der Schreiner 
verkauft der Metzgerin, die Metz-
gerin dem Bäcker, der Bäcker dem 

Schneider seine Waren auf Kredit. 
Es entsteht eine Kette von Zah-
lungsverpflichtungen. Ist der Kre-
dit des Schneiders fällig, benötigt 
dieser Geld als sogenanntes Zah-
lungsmittel. Hat er aber keines, 
z.B. weil er seine Waren nicht los-
geworden ist, löst sein Bankrott 
möglicherweise den des Bäckers, 
der Metzgerin und des Schreiners 
aus. Es kommt zur Geldkrise – 
ganz ähnlich, wie sie im Falle der 
Immobilienkredite aufgetreten ist. 

Die Möglichkeit der Krise er-
gibt sich schließlich auch aus der 
räumlichen und zeitlichen Tren-
nung von Produktionsprozess und 
Umlauf der Waren auf dem Markt, 
der sogenannten Zirkulation: Erst 
nach Vollendung der Produkti-
on, in der Zirkulation, erfährt der 
Produzent, ob seine Ware ein ge-
sellschaftliches Bedürfnis befrie-
digt oder nicht. Nur wenn er aus 
der Zirkulation das Geld für neue 
Rohmaterialien erhält, kann er 
neue Waren produzieren. Gehen 
Produktion und Zirkulation 
nicht flüssig ineinander über, 
kommt es zur Krise.

DIE NOTWENDIGKEIT VON 
KRISEN IM KAPITALISMUS
Dass die Verhältnisse der Wa-

renproduktion Krisen ermögli-
chen, bedeutet noch nicht, dass 
diese zwangsläufig und regelmä-
ßig auftreten. Tatsächlich wird 
die Krise erst auf der höchsten 
Stufe der Warenproduktion zur 
Notwendigkeit, in der kapitalisti-
schen Gesellschaft. Während die 
einfache Warenproduktion noch 
auf Kleinbetrieben aufbaute, in 
denen jeder Handwerker seine 
Erzeugnisse selbständig und nur 
für einen relativ engen Kreis von 
Personen herstellte, ist die Basis 
des Kapitalismus der Großbetrieb. 
Die Arbeit ist im Kapitalismus 
nicht nur gesellschaftlich aufge-
teilt, sondern die gesamte Produk-

tion ist ein gesellschaftlicher 
Prozess, in der jede Arbeiterin 
und jeder Arbeiter nur noch eine 
Teilfunktion verrichtet, in der je-
des Produkt durch unzählige Hän-
de geht, ehe es fertiggestellt ist. 
Der gesellschaftlichen Produkti-
on steht jedoch die private An-
eignung der Arbeitserzeugnisse 
durch die Kapitalisten gegenüber: 
Ihnen gehören die Produktions-
mittel. Die ArbeiterInnen besitzen 
nichts außer ihrer Arbeitskraft.8 
Diese verkaufen sie an die Kapita-
listen und arbeiten in den Betrie-
ben. Der Wert, den ein Arbeiter an 
einem Arbeitstag produziert, ist 
viel höher als das, was er für den 
Verkauf seiner Arbeitskraft er-
hält, nämlich deren Wert (sofern 
sein Lohn nicht sogar noch unter 
dem Wert der Arbeitskraft liegt, s. 
Infokasten): Das Produkt des/der 
LohnarbeiterIn enthält also einen 
Mehrwert, den der Kapitalist sich 
einstreicht. Der Mehrwert, d.h. die 
Ausbeutung von Lohnarbeit, ist 
die alleinige Quelle des Profits der 
Kapitalistenklasse. Die Produkti-
on und Aneignung von Mehrwert, 
d.h. das Erzielen von Profit wird 
zum einzigen Zweck der kapita-
listischen Produktionsweise. Ihr 
unmittelbarer Zweck ist also we-
der die Befriedigung der Bedürf-
nisse der Gesellschaft, noch die 
Erzeugung von Luxusgütern für 
die herrschende Klasse. Kapitalis-
ten investieren Geld, um Arbeite-
rInnen Waren produzieren zu las-
sen, und um diese Waren für mehr 
Geld zu verkaufen (schaubildlich: 
G – W – G‘). Dieser Prozess kennt 
aus seiner inneren Logik heraus 
keine Grenzen. Mehrwert kann in 

8	 Mit „Arbeitskraft“ bezeichnen wir die 
Gesamtheit der körperlichen und geis-
tigen Fähigkeiten, über die der Mensch 
verfügt und die er in Bewegung setzt, 
sooft er Waren produziert. Im Kapital-
ismus wird auch die Arbeitskraft selbst 
zur Ware. Ihr Wert entspricht dem Wert 
der Existenzmittel, die zur Erhaltung des 
Arbeiters und seiner Familie notwendig 
sind (Lebensmittel, Kleidung etc.)
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neue Produktionsmittel und Ar-
beitskräfte investiert werden, um 
noch mehr Mehrwert zu erzielen 
(„Erweiterte Reproduktion“). Und 
mehr noch: Die Gesetze der kapi-
talistischen Konkurrenz zwingen 
die Kapitalisten sogar dazu, auf 
diese Art Kapital anzuhäufen bzw. 
zu akkumulieren, um im Kon-
kurrenzkampf nicht unterzuge-
hen. Der Kapitalismus ist also vom 
systematischen Drang des Kapi-
tals geprägt, die Produktion un-
beschränkt auszudehnen. Maschi-
nenproduktion und Großbetriebe 

haben die technische Basis für die 
Verwirklichung dieses Drangs ge-
schaffen. Neben der Technik be-
nötigt das Kapital außerdem noch 
einen Reservebestand von verfüg-
baren Arbeitskräften, um sie in 
Zeiten der sprunghaften Ausdeh-
nung der Produktion einstellen zu 
können. 

Es schafft sich diesen Reservebe-
stand, indem es durch die ständige 
technische Verbesserung der Pro-
duktionsmittel andauernd einen 
Teil der ArbeiterInnenklasse aus 
dem Produktionsprozess hinaus-

wirft und so eine relative Über-
völkerung (relativ in Hinblick auf 
die Verwertungsbedürfnisse des 
Kapitals) bzw. eine industrielle 
Reservearmee schafft (siehe Info-
kasten). 

Diese industrielle Reservearmee 
erhöht die Konkurrenz zwischen 
den ArbeiterInnen um die Jobs, 
die auf dem Markt sind – und 
verschafft dem Kapital die Mög-
lichkeit, den Arbeitslohn systema-
tisch unter den Wert der Arbeits-
kraft zu senken. 

Die Bestandteile des Kapitals und die kapitalistische Akkumulation

Der Kapitalismus schafft mit 
seiner fortschreitenden Ent-

wicklung systematisch ein „Heer 
von Arbeitslosen“, die in Zeiten 
der sprunghaften Ausdehnung der 
Produktion wiederum für die Un-
ternehmen zur Verfügung stehen. 
Der erste Teil dieser Aussage ist 
der zusammengefasste Inhalt des 
von Karl Marx entdeckten „allge-
meinen Gesetzes der kapitalisti-
schen Akkumulation“.1 Grundle-

1	 „Je größer der gesellschaftliche Reich-
tum, das funktionierende Kapital, Um-
fang und Energie seines Wachstums, 
also auch die absolute Größe des Pro-
letariats und die Produktivkraft seiner 
Arbeit, desto größer die industrielle Re-
servearmee. Die disponible Arbeitskraft 
wird durch dieselben Ursachen entwick-
elt wie die Expansivkraft des Kapitals. 
Die verhältnismäßige Größe der indus-
triellen Reservearmee wächst also mit 
den Potenzen des Reichtums. Je größer 
aber diese Reservearmee im Verhältnis 
zur aktiven Arbeiterarmee, desto mas-
senhafter die konsolidierte Übervölker-
ung, deren Elend im umgekehrten 
Verhältnis zu ihrer Arbeitsqual steht. Je 
größer endlich die Lazarusschicht der 
Arbeiterklasse und die industrielle Re-
servearmee, desto größer der offizielle 
Pauperismus. Dies ist das absolute, 
allgemeine Gesetz der kapitalistischen 
Akkumulation...“  (Marx, „Das Kapital“, 
MEW 23, Dietz-Verlag, S. 673 f.)

gend hierfür ist die Teilung des 
Kapitals in seine verschiedenen 
Bestandteile, die sich danach un-
terscheiden, wie sie ihren Wert 
auf das Produkt übertragen – und 
die sich mit fortschreitender ka-
pitalistischer Produktion sehr 
unterschiedlich entwickeln. Je-
des Kapital enthält nämlich einen 
konstanten Teil, auch „c“ genannt, 
der für Produktionsmittel (Ma-
schinen, Rohstoffe, Gebäude etc.) 
aufgewandt wird. Der Wert des 
konstanten Kapitalteils wird im 
Zuge des Arbeitsprozesses nur 
auf das Produkt übertragen (des-
halb sein Name). Daneben gibt 
es einen variablen Teil, auch „v“ 
genannt, der in Arbeitskraft ange-
legt wird, aus dem also schließlich 
der Mehrwert entsteht (dieser Teil 
steigert seinen Wert also, ist daher 
„variabel“). Das Wertverhältnis  c 
/ v wird organische Zusammen-
setzung des Kapitals genannt. 
Mit der Verbesserung der Tech-
nik und der Arbeitsorganisation 
wächst der konstante Kapitalteil 
schneller als der variable, d.h. es 
sind weniger ArbeiterInnen zur 

Herstellung derselben oder sogar 
einer noch größeren Menge an 
Produkten erforderlich. Die Men-
ge der angewandten lebendigen 
Arbeit nimmt im Verhältnis zum 
Aufwand an Produktionsmitteln 
ab. Man spricht davon, dass die 
organische Zusammensetzung 
des Kapitals zunimmt. Wohlge-
merkt: Die Einführung besserer 
Maschinen bedeutet nicht unter 
allen Umständen, dass Arbeite-
rInnen entlassen werden müssen. 
So kann z.B. der verhältnismäßig 
geringere Bedarf an Arbeitskraft 
auch durch eine Steigerung der 
Produktion ausgeglichen werden 
(die Zahl der Beschäftigten in der 
deutschen Autoindustrie etwa 
lag zwischen 1980 und 2014 kon-
stant bei etwa 800.000, während 
die Zahl der jährlich produzierten 
Autos im selben Zeitraum von 4,1 
auf 5,9 Millionen stieg). Die ge-
setzmäßig wachsende organische 
Zusammensetzung des Kapitals 
ist aber die Grundlage für die 
Schaffung der industriellen Reser-
vearmee. ■
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Das Kapital ist also bestrebt, 
die Produktion schrankenlos aus-
zudehnen. Dem steht jedoch ge-
genüber, dass die zahlungsfähige 
Nachfrage im Kapitalismus nicht 
beliebig ausgedehnt werden kann 
– ganz im Gegenteil: Die Arbeite-
rInnenklasse erhält, wie oben aus-
geführt, als Lohn nur einen Teil 
des von ihr erzeugten Wertes. Sie 
ist also gar nicht in der Lage, 
soviel an Wert zu kaufen, wie 
sie produziert. Verschärft wird 
dieser Umstand noch durch die 
Tatsache, dass die ArbeiterInnen 
im Durchschnitt sogar weniger 
als den Wert ihrer eigenen Ar-
beitskraft als Lohn erhalten. Die 
Folge: Der Markt kann in seiner 
Entwicklung nicht mit der Pro-
duktion mithalten. Die konkur-
rierenden Kapitalisten lassen ihre 
ArbeiterInnen aufgrund ihres 
Drangs nach Mehrwert „wie wild“ 
produzieren. Ob sie diesen Mehr-
wert aber überhaupt realisieren, 
wieder in Geld umsetzen können, 
zeigt sich erst auf dem Markt – 

und dessen Entwicklung ist durch 
die Lage der ArbeiterInnenklasse 
beschränkt. 

Dieser Widerspruch zwi-
schen schrankenloser Aus-
dehnung der Produktion und 
beschränkter Entwicklung des 
Marktes macht die Krise im Ka-
pitalismus zur Gesetzmäßigkeit: 
Mit jeder Krise beginnt ein neu-
er Zyklus, bei dem Produktion 
und Markt in ihrer Entwicklung 
systematisch auseinander gehen. 
Das Kapital steigert die Produkti-
on. Früher oder später hat es sie 
aber so weit gesteigert, dass der 
Warenabsatz zusammenbricht – 
es kommt zur nächsten Krise: Die 
Kapitalisten schränken die Pro-
duktion ein, vernichten Kapital 
und Waren, setzen Arbeitskräf-
te auf die Straße und senken die 
Preise – und zwar solange, bis sich 
die Produktion der Aufnahmefä-
higkeit des Marktes wieder ange-
passt hat. 

Im Gegensatz zu den Unterpro-
duktionskrisen, die in früheren 

Gesellschaften z.B. aufgrund von 
Kriegen, Hungersnöten, Naturka-
tastrophen o.ä. aufgetreten sind 
und die durch einen Mangel an 
Produkten gekennzeichnet wa-
ren, erzeugt der Kapitalismus also 
systematisch Überprodukti-
onskrisen: Die Warenlager sind 
überfüllt, aber die ArbeiterInnen 
können die Waren nicht kaufen, 
weil ihre zahlungsfähige Nachfra-
ge aufgrund von Arbeitslosigkeit, 
Kurzarbeit oder Lohnabbau in der 
Krise noch mehr eingeschränkt 
ist. Weil die unverkäuflichen 
Warenvorräte aber auf die Prei-
se drücken, vernichten die Kapi-
talisten die Waren. So ist es z.B. 
infolge der Weltwirtschaftskrise 
von 1929 geschehen, als Weizen 
verfeuert, Schlachtvieh vernichtet 
und Baumwollfelder unabgeern-
tet umgepflügt wurden, während 
Millionen ArbeiterInnen hunger-
ten und keine Kleidung hatten. Sie 
hungerten, weil sie zu viel erzeugt 
hatten – dieser Widersinn wird im 
Kapitalismus Gesetz!

Das Ungleichgewicht zwischen den Produktionszweigen  
als weitere Quelle von Krisen

Natürlich sind die ArbeiterInnen 
nicht der einzige Teil der Ge-

sellschaft, der Produkte nachfragt. 
Neben den betrachteten Waren des 
Massenkonsums gibt es den Markt 
für Luxusartikel, die vorwiegend von 
der Bourgeoisie selbst nachgefragt 
werden (man denke an Oldtimer, 
Yachten oder Rolex-Uhren) sowie 
für Produktionsmittel (Rohstoffe, 
Maschinen etc.). Auch die Ausdeh-
nungsfähigkeit dieser Märkte ist 
beschränkt, d.h. durch den indust-
riellen Zyklus bestimmt: Bricht z.B. 
die Nachfrage nach Gütern des Mas-
senkonsums ein, fehlt den herstel-
lenden Unternehmen das Geld für 
neue Maschinen, und die Nachfrage 
nach diesen bricht ebenfalls zusam-
men. Hinzu kommt aber noch, dass 
eine allgemein hohe Nachfrage bei 

der Arbeitsteilung auf kapitalisti-
schem Niveau für die Unternehmen, 
die z.B. hochspezialisierte Maschinen 
herstellen, nicht ausreicht. Was hat 
ein Hersteller von High-Tech-Werk-
zeugen für die Raumfahrt z.B. davon, 
wenn die Nahrungsmittelindustrie 
Produktionsmittel nachfragt? Die 
Nachfrage gerade nach seinen Ma-
schinen muss vorhanden sein. Um-
gekehrt müssen die Unternehmen, 
die bestimmte spezialisierte Maschi-
nen für ihre Produktion benötigen, 
diese auch auf dem Markt vorfin-
den. Eine reibungslose Reproduktion 
(Siehe S.9) würde also eine Gleich-
mäßigkeit in der Entwicklung der 
verschiedenen Produktionszweige, 
insbesondere zwischen der Produk-
tion von Produktionsmitteln und der 
von Konsumgütern erfordern. Eine 

solche Gleichmäßigkeit gibt es aber 
aufgrund der Anarchie in der gesell-
schaftlichen Produktion im Kapitalis-
mus und aufgrund des Drangs aller 
Kapitalisten zur Akkumulation nicht. 
Dieses Gleichgewicht zwischen den 
Produktionszweigen stellt sich tat-
sächlich nur gelegentlich, nämlich in 
Form von Krisen her. Das Ungleich-
gewicht zwischen den Produktions-
zweigen wird damit zu einem wei-
teren Moment in der krisenhaften 
Entwicklung des Kapitalismus. Man 
kann sagen: Der allgemeine Wider-
spruch zwischen Produktion und 
Markt fördert das Ungleichgewicht 
zwischen den Produktionszweigen, 
während dieses Ungleichgewicht den 
Widerspruch zwischen Produktion 
und Markt vertieft. ■
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KRISEN UND DIE  
ZENTRALISATION VON  

KAPITAL 
Der Gang der kapitalistischen 

Produktion ist also durch den Kri-
senzyklus, den Wechsel zwischen 
der Ausdehnung der Produkti-
on bis zur Überhitzung und ihre 
gewaltsame Wiederangleichung 
an den beschränkten Markt be-
stimmt. Der Krisenzyklus ist dabei 
keineswegs eine „kreisförmige“ 
Auf- und Abwärtsbewegung, bei 
der die kapitalistische Produktion 
ansonsten im Durchschnitt unver-
ändert bliebe. Denn erstens ist die 
Krise der Moment, in dem beson-
ders viele schwächere kapitalisti-
sche Firmen bankrott gehen und 
durch ihre Konkurrenten aufge-
kauft werden. Die Krise wird da-
mit zum Motor der Zentralisati-
on von Kapital in immer weniger 
Händen. Der Krisenzyklus ist also 
die Verlaufsform einer Entwick-
lung, bei der sich immer weniger, 
immer größere kapitalistische Un-
ternehmen herausbilden, die die 
Produktion beherrschen. 

KRISEN UND DIE ERNEUE-
RUNG DES FIXEN KAPITALS 
Krisen sind zweitens der Aus-

gangspunkt einer großen Neu-
anlage von Kapital durch die 
Unternehmen, die als Gewinner 
daraus hervorgegangen sind. Ein 
kapitalistisches Unternehmen, das 
produzieren will, muss eine ganze 
Reihe verschiedener Investitionen 
tätigen. Das entsprechende Kapi-
tal lässt sich danach unterteilen, 
wie schnell es seinen Wert an 
das jeweilige Produkt abgibt, d.h. 
wie schnell das Unternehmen die 
jeweilige Geldsumme für die In-
vestition aus dem Verkauf seiner 
Waren zurückerhält (man spricht 
hier auch vom Umschlag des Ka-
pitals). Kauft ein Unternehmen 
Rohstoffe, die im Verlauf einer 

Produktionsperiode vollständig 
verbraucht werden, geben die-
se ihren gesamten Wert in dieser 
Periode an das Produkt ab. Das 
Unternehmen erhält diesen Kapi-
talteil bei Verkauf seiner Waren 
sofort zurück und kann davon 
neue Rohstoffe kaufen. Genau so 
verhält es sich mit der Arbeits-
kraft. Maschinen und Gebäude 
hingegen werden nicht auf einmal 
vollständig verbraucht, sondern 
für Jahre erworben. Sie geben ih-
ren Wert während vieler Produk-
tionsperioden nach und nach an 
die Produkte ab. Während Roh-
stoffe und Arbeitskraft daher als 
zirkulierendes Kapital bezeich-
net werden, bilden Maschinen 
und Gebäude das sogenannte fixe 
Kapital: Kapital ist in diesen An-
lagen für einen längeren Zeitraum 
„fest gebunden“ bzw. „fixiert“. Je-
des Unternehmen ist daran inte-
ressiert, seine Anlagen so schnell 
wie möglich wieder in Geld zu 
verwandeln, um dieses wiederum 
gewinnbringend anzulegen, neue 
Maschinen zu kaufen und die Pro-
duktion zu erweitern. 

Insbesondere wollen Unterneh-
men ihre Investitionen in Maschi-
nen wieder in Geld verwandelt 
haben, bevor deren Produktions-
technik veraltet ist und die Kon-
kurrenz zuerst die besseren Ma-
schinen erworben hat, die in der 
Zwischenzeit erhältlich sind. Man 
spricht hier auch vom „morali-
schen Verschleiß“ des fixen Ka-
pitals: Veralten Maschinen noch 
während ihrer Umschlagszeit, ver-
lieren sie an Wert – und zwar un-
abhängig von der Tatsache, dass 
sie technisch gesehen noch viele 
Jahre funktionsfähig sind und ge-
nutzt werden könnten. Also ver-
suchen alle, den Umschlag durch 
Erweiterung der Produktion zu 
beschleunigen. Deshalb lassen 
Unternehmen ihre Maschinen 
nach Möglichkeit sieben Tage die 
Woche 24 Stunden laufen und 
zwingen ihre LohnarbeiterInnen, 
auch nachts und an den Wochen-
enden zu arbeiten. 

Tatsächlich ist die Umschlags-
zeit des fixen Kapitals, und 
hier vor allem der Produk- 
tionstechnik, die Grundlage 

Smartphone-Produktion bei Foxconn in China
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für die Dauer des Krisenzyk-
lus. Das lässt sich an einem ideal-
typischen Beispiel zeigen: 

Angenommen, ein Unterneh-
men für Fahrzeugteile habe bei Be-
ginn des Zyklus 70 Millionen Euro 
in einen Maschinenpark angelegt, 
die innerhalb von sieben Jahren 
umschlagen. Jedes Jahr seien also 
10 Millionen Euro zurückgekom-
men und seien in einen Fonds für 
Neuanlagen bzw. bei einer Bank 
gelandet. Nach sieben Jahren 
muss das Unternehmen die An-
lage erneuern, benötigt also Geld. 
Die zehn Millionen Euro, die es 
jährlich zurückerhalten hat, hat es 
aber in der Regel entweder schon 
in die Erweiterung seines Maschi-
nenparks gesteckt und das Kapital 
liegt fix. Oder aber die Bank hat es 
weiterverliehen (was im kapitalis-
tischen Alltag der Normalfall ist). 
Letzteres wird dadurch zum Prob-
lem, dass das Unternehmen nicht 
allein auf dem Markt ist, sondern 
über Konkurrenten verfügt, die 
ebenfalls bei Beginn des Zyklus 
investiert haben und nun neue, 
bessere Maschinen kaufen wollen 
(hinzu kommen diejenigen, deren 
fixes Kapital noch nicht umge-
schlagen ist, die aber die besseren 
Maschinen kaufen müssen, um 
mitziehen zu können). Alle wollen 
ihr Geld jetzt, auf dem Höhepunkt 
des Zyklus, zur selben Zeit flüssig 
machen. Die Preise für Produkti-
onsmittel und die Zinsen sind aber 
im Aufschwung gestiegen, der 
Kredit ist bereits „angespannt“: 
Um trotzdem schnell an flüssi-
ges Geld zu kommen, bleibt also 
nur noch, die Produktion weiter 
ins Maßlose zu steigern und die 
Waren irgendwie loszuwerden. 
Spätestens jetzt aber machen sich 
die Überproduktion und die Un-
gleichmäßigkeiten zwischen den 
Produktionszweigen bemerkbar, 
die Krise bricht aus: Der Kredit 
bricht zusammen, die Waren wer-
den unverkäuflich, die Preise fal-

len, Kapital wird entwertet. All-
mählich werden die aufgestauten 
Widersprüche ausgeglichen. Die 
stärksten Kapitale überleben und 
können jetzt ihr fixes Kapital er-
neuern. Die Nachfrage nach Pro-
duktionsmitteln regt die anderen 
Produktionszweige langsam an. 
Auch in anderen Zweigen versu-
chen Unternehmen, deren Ma-
schinen ihre natürliche Lebens-
dauer noch nicht beendet haben, 
diese zu erneuern. 

Der Umschlag des fixen Kapi-
tals ist nicht die Ursache der Kri-
sen. Er gibt aber ihren Rhythmus 
vor. Je schneller sich die Produkti-
onstechnik weiterentwickelt und 
neue Maschinen auf den Markt 
kommen, desto mehr wird der 
Umschlag des fixen Kapitals be-
schleunigt. Infolgedessen hat sich 
die Dauer des Krisenzyklus im 
Laufe der Geschichte des Kapita-
lismus verkürzt: Lag seine Län-
ge im 19. Jahrhundert noch bei 
durchschnittlich 10 Jahren, ver-
kürzte sie sich in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts auf 7-8 Jah-
re. Heute dauert ein Krisenzyklus 
etwa 4-6 Jahre, wobei eine ganze 
Reihe von Einflüssen (z.B. Kredit, 
Monopole, staatliche Wirtschafts-
politik) den Zyklus verzerrt.9 Der 
verzerrte Krisenzyklus wird im 
imperialistischen Stadium des Ka-
pitalismus zum Normalfall. 

Der beschriebene Zusammen-
hang zwischen Kapitalumschlag 
und Krisenzyklus ist nicht so zu 
verstehen, dass alle Großinvesti-
tionen im Kapitalismus nur nach 
Krisen getätigt würden. Es ist 
auch nicht so, dass fixes Kapital in 
allen Industriezweigen die gleiche 
Umschlagszeit hätte. Weil Krisen 
aber üblicherweise von einem 
Handelszweig auf den anderen 
übergreifen, erzwingen sie letzt-
lich die vorzeitige Erneuerung des 
fixen Kapitals in allen Zweigen. 

9	 Zur Beschleunigung des Rhythmus der 
Krisen im 19., 20. und 21. Jahrhundert 
siehe den Infokasten auf S.40/41

 KRISEN UND DER  
TENDENZIELLE FALL DER  

PROFITRATE
Die Neuanlage von Kapital be-

deutet drittens die gesellschaft-
liche Durchsetzung eines neuen 
Standards in der Produktionstech-
nik. Verbesserte Maschinen füh-
ren aber, wie wir oben gesehen 
haben, zur Freisetzung von Ar-
beitskraft. Der Teil des Kapi-
tals, der in Maschinen, Gebäude 
und Rohstoffe fließt und seinen 
Wert nur auf das Produkt über-
trägt (konstantes Kapital), wächst 
schneller als der Kapitalteil, der 
in Arbeitskraft fließt und alleini-
ge Quelle von Mehrwert ist (va-
riables Kapital). Das Verhältnis 
zwischen dem Mehrwert und dem 
Wert des variablen Kapitals (m/v) 
wird Ausbeutungs- oder Mehr-
wertrate genannt. Das Verhältnis 
aus Mehrwert und investiertem 
Gesamtkapital (m / (c + v)) nen-
nen wir wiederum Profitrate. 
Das Wachstum des konstanten 
Kapitalteils gegenüber dem vari-
ablen führt (bei gleichbleibender 
Ausbeutungsrate) dazu, dass die 
Profitrate abnimmt. Das heißt: 
Um eine gegebene Menge an Pro-
fit zu erzielen, müssen die Unter-
nehmen mehr Kapital investieren. 
Dieser tendenzielle Fall der 
Profitrate ist das Endergebnis 
des Strebens aller Unternehmen, 
ihre Konkurrenten mit möglichst 
billigen Waren vom Markt zu 
verdrängen. Die Verbilligung der 
Waren wird eben durch bessere 
Maschinen und Produktionsme-
thoden erzielt. Solange nur ein 
Unternehmen die verbesserte 
Technik verwendet, kann es Ex-
traprofit auf Kosten seiner Kon-
kurrenz machen. Diese wird aber 
früher oder später nachziehen 
und damit den nun verschlech-
terten Verwertungsbedingungen 
durch die verbesserte Technik zur 
Durchsetzung verhelfen. 
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Je höher der technologische Entwicklungsstand der Produktionsmittel,  
desto schwieriger wird die Kapitalverwertung.

Die typischen Phasen des Krisenzyklus

Man kann in einem typischen 
Krisenzyklus in etwa vier 

Phasen unterscheiden. Karl Marx 
hat sie an einer Stelle „Perioden 
mittlerer Lebendigkeit, Produk-
tion unter Hochdruck, Krise und 
Stagnation“1 genannt. Inzwischen 
haben sich die Bezeichnungen 
Krise, Depression, Belebung und 
Aufschwung durchgesetzt. Diese 
Phasen sind keineswegs als Sche-
ma zu verstehen, zumal der Kri-
senzyklus im imperialistischen 
Stadium des Kapitalismus, wie wir 
im dritten Abschnitt dieses Textes 
noch genauer sehen werden, auf-
grund zahlreicher Einflussfakto-
ren nur noch in stark verzerrter 
Form auftritt. Die einzelnen Pha-
sen des Zyklus sind auch nicht 
streng voneinander getrennt, son-
dern gehen mehr oder weniger flie-
ßend ineinander über. Jede Phase 
bildet selbst einen Übergang und 
bleibt daher während ihrer Dauer 
nicht gleich. Die Krise ist die ent-
scheidende Phase des Zyklus, die 
seine Grundlage bildet und seinen 
Charakter bestimmt. Ihre kenn-
zeichnenden Merkmale haben 
wir im Text beschrieben: Über-
produktion, Preissturz, Mangel an 
Zahlungsmitteln, Börsencrashs, 
Einschränkung der Produktion, 
Bankrotte von Unternehmen, Ver-
nichtung von Kapital, stark wach-
sende Arbeitslosigkeit u.v.m. Auf 
die Krise folgt mit der Depression 
eine Phase, die im Allgemeinen 
durch eine Stagnation in Industrie 

1	 Marx, „Das Kapital, Band I“, MEW 23, 
Dietz-Verlag, S. 661

und Handel, niedrige Warenpreise 
und Überfluss an freiem Geldkapi-
tal geprägt ist. In der Depression 
werden die Voraussetzungen für 
die darauffolgende Belebung und 
den Aufschwung geschaffen. Die 
angesammelten Warenvorräte 
werden teils zerstört, teils zu Bil-
ligpreisen verramscht. Das Kapital 
versucht, die Produktionskosten 
herabzusetzen, einerseits durch 
Verschärfung der Ausbeutungs-
bedingungen der Lohnarbeit, an-
dererseits durch die Erneuerung 
des fixen Kapitals. Letzteres führt 
langsam auch in anderen Indus-
triezweigen zur Steigerung der 
Produktion. Die Depression geht 
allmählich in die Belebung über, 
in der die Unternehmen, welche 
die Krise überstanden haben, mit 
der Erweiterung ihrer Produkti-
on beginnen. Es kommt langsam 
zu steigenden Preisen und wach-
senden Profiten. Der Aufschwung 
ist schließlich die Phase des Kri-
senzyklus, in der die Produktion 
sich ihrem Höchststand nähert 
und regelmäßig das Vorkrisenni-
veau übertrifft. Es werden neue 
Industrieanlagen gebaut, die Prei-
se steigen, der Handel blüht und 
verleitet die Industrie zu weite-
ren Produktionssteigerungen. Die 
Banken weiten den Kredit massiv 
aus. Die Produktion wird weit 
über den Rahmen der zahlungsfä-
higen Nachfrage hinaus gesteigert 
– und damit die Voraussetzungen 
für die nächste Überproduktions-
krise geschaffen. 

Die Verzerrung des Krisenzyk-

lus im Imperialismus äußert sich 
häufig darin, dass die Phase des 
Aufschwungs wegfällt, dass also 
die Produktion auch nach der Bele-
bung unter dem Vorkrisenniveau 
verbleibt. In diesem Fall sprechen 
wir von einer schwankenden Sta-
gnation. Diese Erscheinung trat 
sehr deutlich z.B. im Zyklus nach 
der Weltwirtschaftskrise von 1929 
in den führenden kapitalistischen 
Ländern auf.2 Nach der Krise von 
2008/2009 gerieten ebenfalls viele 
Länder in eine Phase der schwan-
kenden Stagnation und konnten 
das Vorkrisenniveau ihrer Indus-
trieproduktion erst im übernächs-
ten Zyklus wieder erreichen. In 
zahlreichen europäischen Län-
dern und ebenso in Japan liegt die 
Industrieproduktion bis heute un-
ter ihrem Wert von 2009.3  ■

2	 Vgl. hierzu. Stalin, „Rechenschafts-
bericht an den XVIII. Parteitag über 
die Arbeit des ZK der KPdSU(B)“, 10. 
März 1939: „Die Wirtschaftskrise, die 
in den kapitalistischen Ländern in der 
zweiten Hälfte 1929 begann, dauerte bis 
Ende 1933. Dann ging die Krise in eine 
Depression über, worauf eine gewisse 
Belebung der Industrie, ein gewisser 
Aufschwung der Industrie einsetzte. 
Doch ging diese Belebung der Industrie 
nicht in eine Prosperität über, wie dies 
gewöhnlich in der Periode der Belebung 
geschieht. Im Gegenteil, angefangen mit 
der zweiten Hälfte 1937 setzte eine neue 
Wirtschaftskrise ein, die zunächst die 
Vereinigten Staaten von Amerika, und 
sodann England, Frankreich und eine 
Reihe anderer Länder erfaßte. Somit 
sahen sich die kapitalistischen Länder, 
noch ehe sie sich von den Schlägen 
der jüngsten Wirtschaftskrise erholen 
konnten, einer neuen Wirtschaftskrise 
gegenüber.“, aus: Stalin, Werke Bd. 14, 
Verlag Roter Morgen 1976, S. 181

3	 Siehe S. 38
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Anders gesagt: Das Mittel 
der kapitalistischen Unter-
nehmen, seine Verwertungs-
bedingungen individuell zu 
verbessern (der Einsatz fortge-
schrittener Technik), führt auf 
lange Sicht und für die Kapita-
listenklasse als ganze zu einer 
Verschlechterung der Verwer-
tungsbedingungen. Obwohl die 
Masse des Profits weiter steigen 
wird, wird der Einsatz von immer 
mehr Kapital erforderlich, um 
Profite zu erzielen. Die gewinn-
bringende Anlage von Kapital 
wird immer schwieriger. 

Die Durchsetzung der gesun-
kenen Profitrate aufgrund ver-
besserter Technik erfolgt aber 
für gewöhnlich gerade mit der 
Krise: Werden im industriellen 
Aufschwung neue Maschinen 
eingesetzt, steigt zwar bereits das 
konstante Kapital relativ zum va-
riablen Kapital an. In diese Peri-
ode findet aber auch ein starker 
Anstieg der Preise statt, was im 
Endergebnis zu einem Anstieg der 
Profitrate führen wird. Erst wenn 
die Überproduktion eskaliert ist 
(die durch die neuen Maschinen 
noch weiter angetrieben wurde) 
und die Märkte zusammenbre-
chen, wird  das Ergebnis sichtbar: 
Die Preise fallen weit unter das 
normale Niveau, ebenso die Pro-
fite. Die schwächeren Betriebe ge-
hen pleite. Die stärkeren kommen 
durch und kaufen die bankrotten 
Unternehmen zu Schnäppchen-
preisen auf. Die Krise hat größe-
re, stärker zentralisierte Kapitale 

entstehen lassen, die allein die 
erforderlichen Mittel aufbringen 
können, um ihr fixes Kapital zu 
erneuern und die Produktion bei 
höherer organischer Zusammen-
setzung des Kapitals von neuem 
zu starten. Das Spiel geht in die 
nächste Runde…

ZUSAMMENFASSUNG  
DES 1. ABSCHNITTS

Wir haben gesehen, dass Krisen 
im Kapitalismus keine Betriebs-
unfälle sind. Sie entstehen nicht 
zufällig, sondern sind die gesetz-
mäßige Verlaufsform des Kapi-
talismus. Bereits die einfache 
Warenproduktion birgt die Mög-
lichkeit von Krisen. Der Zwang 
des Kapitals zur Verwertung, 
d.h. zur Produktion von Mehr-
wert, macht sie zur Notwendig-
keit. In den Krisen kommen die 
grundlegenden Widersprüche des 
Kapitalismus „gewaltsam“ zum 
Vorschein. Der Krisenzyklus wur-
zelt im Grundwiderspruch des 
Kapitalismus zwischen der ge-
sellschaftlichen Produktion und 
der privaten Aneignung der Er-
zeugnisse durch die Kapitalisten. 
Die Jagd nach Mehrwert zwingt 
das Kapital dazu, die Produktion 
schrankenlos auszudehnen. Die 
Entwicklung des Marktes ist je-
doch beschränkt. Der Grund hier-
für liegt in der Quelle des Mehr-
werts, nämlich der Ausbeutung 
der LohnarbeiterInnen: Der Wert 
der Waren, den sie an einem Ar-

beitstag erzeugen, ist deutlich hö-
her als das, was sie als Lohn für 
den Arbeitstag erhalten, nämlich 
den Wert ihrer Arbeitskraft. Sie 
sind daher überhaupt nicht in 
der Lage, so viel Wert zu konsu-
mieren, wie sie produzieren. Die 
Entwicklung der Produktion und 
des Marktes fangen also mit dem 
Beginn jedes Krisenzyklus an, 
auseinander zu laufen. Die Kri-
se ist der Moment, wo der Wi-
derspruch zwischen Produktion 
und Markt gewaltsam aufgelöst 
wird, nämlich durch die Vernich-
tung von Kapital. Während für 
alle vorherigen Gesellschaftsfor-
mationen Unterkonsumtionskri-
sen (z.B. infolge von Missernten) 
kennzeichnend waren, bringt der 
Kapitalismus also gesetzmäßig 
Überproduktionskrisen hervor: 
Die ArbeiterInnen müssen hun-
gern, weil sie zu viel produziert 
haben. Der Kapitalismus entwi-
ckelt sich in der Verlaufsform 
des Krisenzyklus weiter: Krisen 
befördern die Zentralisation von 
Kapital, d.h. die Entstehung von 
immer weniger, immer größe-
ren Unternehmen. Krisen sind 
der Ausgangspunkt einer großen 
Neuanlage von fixem Kapital. Der 
Umschlag des fixen Kapitals ist 
die materielle Grundlage für den 
Rhythmus der Krisen. Krisen sind 
außerdem der Moment, in dem die 
höhere organische Zusammenset-
zung des Kapitals infolge verbes-
serter Maschinen und damit der 
tendenzielle Fall der Profitrate 
sich durchsetzen. 
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Näheres zur Profitrate und ihrem tendenziellen Fall

Wir haben die Profitrate und 
die Gesetzmäßigkeit ih-

res tendenziellen Falls bisher et-
was vereinfacht dargestellt. Es 
ist klar, dass sich die organische 
Zusammensetzung des Kapitals in 
verschiedenen Produktionszwei-
gen zwangsläufig unterscheiden 
muss, z.B. zwischen der Auto- und 
der Textilindustrie. Daraus müss-
te eigentlich folgen, dass gleich 
große Kapitale in verschiedenen 
Industriezweigen keinen gleich 
großen Profit machen. Wäre das 
aber tatsächlich der Fall, hätte 
sich im Kapitalismus niemals eine 
Schwerindustrie entwickeln kön-
nen. Der Widerspruch löst sich 
dadurch auf, dass sich durch die 
Konkurrenz eine allgemeine oder 
Durchschnittsprofitrate zwischen 
den verschiedenen Produktions-
zweigen herausbildet: Weil der 
Profit in Industrien mit niedriger 
organischer Zusammensetzung 
zunächst überdurchschnittlich 
hoch ist, wandert Kapital in die-
se Zweige. Dies führt zu einer 
Verknappung des Angebots in 
Produktionszweigen mit hoher 
organischer Zusammensetzung. 
Dadurch steigen aber die Preise in 
diesen Bereichen, wodurch wieder 
mehr Kapital angezogen wird. Die 
Profitraten gleichen sich also zwi-
schen den verschiedenen Zweigen 
aus. Dies geschieht jedoch anar-
chisch und nicht planmäßig – die 
Bewegung von Kapital zwischen 
den Produktionszweigen wird da-
mit zu einer weiteren Quelle von 
Ungleichgewichten und damit 
von Krisen. Verstärkt wird die-
se ungleichmäßige Entwicklung 
noch dadurch, dass sich die orga-
nische Zusammensetzung in den 
verschiedenen Produktionszwei-
gen infolge der technischen Ent-
wicklung laufend ändert. 

Der tendenzielle Fall der Profit-
rate wiederum sollte nicht dahin-
gehend falsch verstanden werden, 

dass die Profite im Kapitalismus 
ständig kleiner werden. Das Ge-
genteil ist nämlich der Fall! Fal-
lende Profitraten können sehr 
wohl mit einer ständig wachsen-
den Profitmasse einhergehen. 
Das Kapital wirkt dem Fall der 
Profitraten außerdem durch eine 
Vielzahl von Maßnahmen ent-
gegen, so dass sich dieses Gesetz 
nur sehr langsam (letztlich wie 
beschrieben durch den Krisenzyk-
lus) durchsetzt. Die wichtigsten 
dieser Maßnahmen sind:
1.	 Die Erhöhung des Ausbeu-

tungsgrades der Arbeit (also 
der Mehrwertrate), z.B. durch 
Verlängerung des Arbeitsta-
ges oder der Arbeitswoche 
(was heute vielfach unter 
dem Namen „Flexibilisierung“ 
stattfindet).

2.	 Die Senkung des Lohns unter 
den Wert der Arbeitskraft.

3.	 Die Verbilligung der Maschi-
nen – die schließlich auch ein 
Resultat der technischen Ent-
wicklung ist. Billigere Maschi-
nen wirken der Erhöhung der 
organischen Zusammenset-
zung aber entgegen.

4.	 Die Entstehung von neuen 
Produktionszweigen mit nied-
riger organischer Zusammen-
setzung, die durch das Vor-
handensein der industriellen 
Reservearmee motiviert wird: 
Häufig ist es günstiger für das 
Kapital, einfache Arbeiten per 
Hand von schlecht bezahlten 
LohnarbeiterInnen ausführen 
zu lassen, als dieselbe Pro-
duktion auf der Grundlage 
moderner Technik ausführen 
zu lassen. Wie wir weiter un-
ten sehen werden, ist dies ein 
wichtiges Grundkonzept der 
modernen Produktion in Form 
von globalen Produktionsket-
ten. Dabei werden die elemen-
taren Bauteile eines Industrie-
produktes, z.B. eines Autos, in 

Hinterhöfen per Handarbeit 
hergestellt, und nur noch die 
Endmontage des Fertigpro-
dukts erfolgt auf hohem tech-
nischen Level. Dies dient den 
kapitalistischen Unternehmen 
zur Senkung der organischen 
Zusammensetzung des Pro-
duktionsverbandes insgesamt, 
und wirkt damit dem tenden-
ziellen Fall der Profitrate ent-
gegen. Dies ist aber auch ein 
Beispiel dafür, wie das Kapital 
den technischen Fortschritt 
bremst. 

5.	 Die Ausnutzung des Welt-
handels und der unterschied-
lichen Produktivitätsstufen 
in verschiedenen Ländern 
(die gerade die Grundlage für 
den unter 4. beschriebenen 
Mechanismus bildet): Diese 
erlaubt es dem Kapital, Ext-
raprofite aus der Ausbeutung 
anderer Länder zu ziehen. 

Darüber hinaus gibt es noch 
einen ganz entscheidenden Fak-
tor, der den tendenziellen Fall 
der Profitrate quasi beliebig ver-
stärken kann – nämlich den öko-
nomischen Kampf der Arbeite-
rInnenklasse, der im Falle seines 
Erfolgs zu höheren Löhnen, kür-
zeren Arbeitszeiten und anderen 
Ergebnissen führt, welche die 
Ausbeutungsrate für das Kapital 
schmälern (näheres dazu unten 
im Abschnitt „Die Krisen und der 
Kampf zwischen Kapital und Ar-
beit“). ■
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2. Der Kredit als Treibmittel der Überproduktion

DIE ROLLE DER KREDITE
Mit dem Kreditwesen hat sich 

der Kapitalismus ein Instrument 
geschaffen, das die dargelegten 
Prozesse in einer völlig neuen Di-
mension ablaufen lässt. Der Kredit 
macht die Kapitalisten (scheinbar) 
unabhängig vom Verkauf ihrer 
Waren. Er erlaubt es ihnen, die 
Produktion ohne Rücksicht auf 
den Markt zu steigern, ihre Pro-
duktionstechnik zu erneuern und 
zu wachsen, ohne vorher verkauft 
haben zu müssen. Er ermöglicht 
die Konzentration und Zentrali-
sation von Kapital auf neuer Stu-
fenleiter – er löst also scheinbar 
die dargelegten Widersprüche, 
die zur Krise führen, und kann ihr 
Eintreten hinauszögern, jedoch 
nur, um sie dafür am Ende umso 
heftiger hereinbrechen zu lassen.

Die Grundlage des Kreditwe-
sens ist die Funktion des Geldes 
als Zahlungsmittel. Am Beispiel 
der einfachen Warenprodukti-
on haben wir bereits gesehen, 
wie eine Kette von Krediten (der 
Schreiner liefert dem Metzger auf 
Kredit, der Metzger dem Bäcker 
usw.) die reale Übertragung von 
Gold als allgemeinem Äquiva-
lent von Waren, das tatsächlichen 
Wert besitzt, für eine gewisse Zeit 
überflüssig macht. Erst bei Fällig-
keit des jeweiligen Kredits erwar-
tet der Verkäufer echtes Gold für 
seine Waren. Dieser Umstand hat 
die Entstehung von Kreditgeld 
möglich gemacht: In unserem 
idealisierten Beispiel könnte der 
Schreiner den Schuldschein des 
Metzgers benutzen, um damit z.B. 
den Tankstellenbesitzer zu bezah-
len. Er würde ihm damit die For-
derung, die er an den Metzger hat, 
einfach übertragen – und wäre 
mit allen quitt. In der Tat hat sich 
das moderne Geld- und Kreditwe-

sen geschichtlich so entwickelt: 
Produzenten und Kaufleute haben 
sich untereinander Vorschüsse 
gegeben und die entsprechen-
den Schuldscheine – sogenannte 
Wechsel – wie echtes Geld unter-
einander ausgetauscht. Bankno-
ten z.B. sind nichts anderes als sol-
che Wechsel - also Schuldscheine, 
ausgestellt von einer Bank.10 Nur 
zu bestimmten Terminen haben 
sich die Bankleute in speziellen 
Geschäftshäusern getroffen, ihre 
gegenseitigen Forderungen aus-
gerechnet und mit echtem Gold 
bezahlt – oder aber wieder mit 
Schuldscheinen, Wertpapieren 
u.dgl. Der Erfindungsreichtum 
der Finanzwelt bei Wertpapieren 
kennt keine Grenzen – und jedes 
Wertpapier erfüllt ab und an die 
Funktion des Geldes.

Es ist leicht einzusehen, dass 
mit der Entwicklung des Kredit-
geldes die Grenze zwischen Ge-
schäft, Spekulation und Betrug 
verschwimmt. In unserem Bei-
spiel können wir annehmen, dass 
alle Geschäftsleute Zinsen für 
ihre Vorschüsse nehmen werden. 
Der Metzger könnte beim Schrei-
ner für 1000 Euro Waren gekauft 
und ihm dafür einen Schuldschein 
über 1050 Euro ausgestellt haben, 
der einen Monat später fällig ist. 
Beezahlt der Schreiner mit dem 
Schuldschein des Metzgers den 
Tankstellenbesitzer, wird er auf 
einen Teil seines Zinses verzich-
ten. Diese Art von Geschäft, die 
sogenannte Diskontierung von 
Wechseln, war lange Zeit eines 
der wichtigsten alltäglichen Ge-
schäfte der Banken (heute, da die 
meisten Bankgeschäfte über Giro-
konten abgewickelt werden, spielt 

10	 In Zeiten von Goldwährungen war 
die Banknote bei der Bank gegen Gold 
eintauschbar, sozusagen ein Zahlungs-
versprechen der Bank über eine gewisse 
Menge an Gold.

sie nahezu keine Rolle mehr). Der 
Tankstellenbesitzer spekuliert 
nun auf die Zahlungsfähigkeit des 
Metzgers. Wird der Schuldschein 
fällig und hat der Metzger kein 
Gold, könnte er dem Tankstellen-
besitzer einen neuen Schuldschein 
ausstellen (falls dieser sich darauf 
einlässt). Diesem läge nun kein 
echtes Geschäft mehr zugrunde, 
sondern eine alte, uneingelöste 
Schuld. Er könnte dem Tankstel-
lenbesitzer auch irgendwelche 
faulen Papiere andrehen. Derar-
tige Praktiken unter Gläubigern 
und Schuldnern, die auf jedem 
Schulhof in einer wüsten Schlä-
gerei enden würden, sind in der 
kapitalistischen Geschäfts- und 
Finanzwelt tatsächlich an der Ta-
gesordnung und spielen in jeder 
Krise eine bedeutende Rolle.

Neben den wechselseitigen Vor-
schüssen der Industriellen und 
Kaufleute wurzelt das Kreditwe-
sen im Geschäft der Banken. Ban-
ken sammeln bei sich die Geldre-
serven der Unternehmen (sowie 
schließlich alle freien Geldmittel 
aus allen Teilen der Gesellschaft) 
ein und verleihen sie weiter. Geld-
kapital eines Unternehmens, das 
ansonsten für einige Zeit unbe-
nutzt herumliegen würde, wird 
auf diese Weise von anderen Un-
ternehmen als Kredit in Anspruch 
genommen und für Investitionen 
verwendet. Dafür kassiert die 
Bank von dem Schuldnerun-
ternehmen einen Zins, der aus 
dem Profit des Unternehmens, 
d.h. aus dem Mehrwert bezahlt 
wird.11 Der Bankprofit stammt 
also zunächst aus Mehrwert, der 
irgendwo einmal von Lohnarbei-

11	 Man sagt, der Durchschnittsprofit zer-
fällt in die Bestandteile Zins und Un-
ternehmergewinn. Durch den Zins wird 
der Anschein erweckt, als sei es eine 
magische Eigenschaft des Geldes, mehr 
Geld abzuwerfen.
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terInnen produziert worden ist. 
Anders gesagt: In der Finanzwelt 
wird kein gesellschaftlicher Reich-
tum geschaffen, sondern nur um-
verteilt.12 

Welche Wirkungen entfaltet 
nun das Kreditwesen in Hinblick 
auf die Stabilität der Geldzirku-
lation und des kapitalistischen 
Reproduktionsprozesses? Im ein-
fachsten Fall einer Warenproduk-
tion mit einer Edelmetallwährung 
(z.B. Gold) hängt die für die Zir-
kulation der Waren erforderliche 
Menge Geld von der Preissumme 
der Waren und der Umlaufsge-
schwindigkeit des Geldes ab.13 
Steigen etwa die Warenpreise, ist 
bei gleichbleibender Umlaufge-
schwindigkeit mehr Gold für die 
Zirkulation erforderlich. Sinkt die 
Goldmenge, die für die Zirkulati-
on erforderlich ist, etwa infolge 
fallender Warenpreise, wird Gold 
der Zirkulation entzogen und in 
Schatz verwandelt (z.B. von wohl-
habenden Warenproduzenten 
eingelagert). Steigt die erforderli-
che Goldmenge wieder, bildet der 
Schatz den Reservefonds, aus dem 
Gold wieder in die Zirkulation 
fließen kann. Die Existenz eines 
derartigen Reservefonds ermög-
licht einen reibungslosen Verlauf 
der Zirkulation. Mit der Entwick-
lung des Kreditwesens im Kapi-
talismus wird das beizeiten über-
schüssige Gold aber nicht mehr 
gespeichert, sondern verliehen. 
Es wird nun als Kapital angelegt, 
jedoch nicht von seinen Eigentü-
mern, sondern von den Kapita-

12	 Im imperialistischen Stadium des Kapi-
talismus begnügt sich das aus Industrie- 
und Bankkapital verschmolzene Finanz-
kapital jedoch nicht mehr bloß mit dem 
Mehrwert, sondern eignet sich darüber 
hinaus auch noch weite Teile des Na-
tionaleinkommens und des gesamten 
gesellschaftlichen Reichtums an, so z.B. 
über den Staatshaushalt. Die gesamte 
Gesellschaft wird dem Finanzkapital 
„tributpflichtig“.

13	 Mit „Umlaufsgeschwindigkeit“ ist hier 
gemeint, dass dasselbe Geldstück na-
cheinander eine Vielzahl von Warent-
ransaktionen vermitteln kann.

listen, die es geliehen haben. Ein 
reibungsloser Ablauf der Zirkula-
tion ist nun nicht mehr garantiert, 
da nicht gewährleistet ist, dass 
im Falle einer Ausdehnung der 
Warenzirkulation auch genügend 
Gold vorhanden ist. Mehr noch: 
Während er den Reservefonds 
an Zirkulationsmitteln verrin-
gert, wird der Kredit zeitgleich 
zu einem zentralen Mittel, die 
Warenzirkulation massiv aus-
zudehnen: Kapitalisten können 
ihre Waren auf Kredit verkaufen 
und in neue Anlagen investieren, 
ohne auf den Rückfluss von ech-
tem Geld warten zu müssen. Dies 
steigert die Gefahr von Stockun-
gen erheblich. Der Kredit hält den 
Schein des Rückflusses von Geld 
noch lange Zeit aufrecht, nachdem 
der tatsächliche Rückfluss schon 
längst versiegt ist. Die Ausdeh-
nung der Produktion dauert noch 
an, die Preise steigen weiter – weit 
über die Warenwerte – während 
die überproduzierten Waren in 
Wahrheit bereits die Lager über-
füllen. Gleichzeitig explodiert der 
Handel mit Kreditpapieren, und 
damit deren Kurse an den Börsen. 
Man spricht von einer „Blasen-
bildung“. Solange das Wachstum 
des Kreditgeschäfts weiterläuft, 
scheint die wirtschaftliche Lage 
noch blühend zu sein. Irgend-
wann aber – wir haben es oben 
am Beispiel der Immobilienkrise 
gesehen – platzt die „Kreditblase“: 
„Die Banken fangen an, Lunte zu 
riechen, sobald ihre Kunden mehr 
Wechsel als Geld einzahlen.“14 
Der Schaden ist jetzt viel grö-
ßer, weil der Verkauf auf 
Pump die Überproduktion viel 
weiter getrieben hat als ohne 
Kredite. Die Produktion ist noch 
mehr über die Aufnahmefähigkeit 
der Märkte hinausgewachsen. 
Zu den unverkäuflichen Waren 
kommen jetzt noch die uneinlös-

14	 Marx, „Das Kapital, Band III“, MEW 25, 
Dietz-Verlag, S. 464

baren Zahlungsverpflichtungen, 
die zahlreiche Unternehmen in 
die Pleite treiben. Die Geld- und 
Kreditkrise ist immer eine Be-
gleiterscheinung von Überpro-
duktionskrisen und wurzelt 
in ihnen. Jetzt, wo das Geld am 
nötigsten ist, bricht der Kredit 
zusammen. Die Menge an Kre-
ditgeld „zieht sich zusammen“. 
Das Kreditgeld, das aufgrund von 
Warengeschäften zu überteuerten 
Preisen erzeugt wurde, wird ent-
wertet: Der Schuldschein, den der 
Tankstellenbesitzer vom Schrei-
ner angenommen hat, ist nun das 
Papier nicht mehr wert, auf dem 
er gedruckt ist. Nachdem das Kre-
ditgeld im Aufschwung das Bar-
geld völlig aus der Zirkulation 
verdrängt hat, wird im Moment 
der Krise jeder nur noch echtes 
Geld mit echtem Wert akzeptie-
ren – eine Forderung, die aber un-
erfüllbar ist. Die Geldzirkulation 
wächst, vor allem aber, um fällige 
Rechnungen zu begleichen, nicht 
um neue Waren zu kaufen. Dies 
verschärft den Zusammenbruch 
des Warenabsatzes in der Krise.

Werte Gesellschaft: Das Londoner 
Clearing House im 19. Jahrhun-

dert. Hier tauschten Bankleute fäl-
lige Wechsel untereinander aus.  
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Exkurs 1: Das Geldsystem im heutigen Kapitalismus

PAPIERGELD UND  
NOTENBANKEN

In der bisherigen Argumentation 
sind wir zur Vereinfachung von 

einer goldbasierten Währung ausge-
gangen, bei der Edelmetall mit ech-
tem Wert zirkuliert. Dies ist jedoch 
im entwickelten Kapitalismus schon 
lange nicht mehr der Fall. Ausgehend 
von der Tatsache, dass echte Münzen 
im Zuge der Zirkulation verschlei-
ßen, haben Fürstenhäuser und Staa-
ten schon lange vor dem Zeitalter des 
Kapitalismus begonnen, sie durch 
Münzen aus Nicht-Edelmetallen und 
schließlich durch Wertzeichen wie 
Papiergeld zu ersetzen. Die modernen 
Banknoten waren historisch Wechsel 
auf die Geldhäuser, die verpflichtet 
waren, dem Halter einer Banknote 
ihren Nennwert in Gold auszuzahlen. 
Bis ins frühe 20. Jahrhundert haben 
sich in allen großen kapitalistischen 
Ländern schließlich die Zentral- oder 
Notenbanken herausgebildet. Sie er-
hielten das Monopol zur Ausgabe 
von staatlich anerkanntem Geld und 
wurden im Gegenzug zu einer wich-
tigen Quelle der Finanzierung des 
Staatshaushalts. Bei den Zentralban-
ken werden in der Regel die Goldre-
serven eines Landes konzentriert. Sie 
wickeln die Zahlungsbilanzen im Au-
ßenhandel mit anderen Ländern ab. 
Sie sind die „Banken der Geschäfts-
banken“ und die Kreditgeber letzter 
Instanz („lender of last resort“), die 
strauchelnde Geldhäuser mit Not-
krediten versorgen können. Zudem 
definieren Notenbanken heute die 
Bedingungen des Kreditwesens eines 
Landes, z.B. über die in den Medien 
häufig berichtete Festsetzung des 
Leitzinses, zu dem sie Kreditgeschäf-
te mit Geschäftsbanken abschließen, 
über die Festlegung von Mindestre-
serven, welche Geschäftsbanken bei 
der Notenbank hinterlegen müssen 
u.v.m.  

GOLDDECKUNG UND  
INFLATION

Waren Banknoten zunächst noch ge-
setzlich gegen die aufgedruckte Men-
ge an Gold eintauschbar, hoben Staa-
ten schon früher gelegentlich ihre 
Umtauschbarkeit auf, z.B. um Kriege 
zu finanzieren. Mit der Entwicklung 
der Notenbanken wurde die Goldde-
ckung der Währungen in den kapita-
listischen Ländern dann (in mehre-
ren Schritten) dauerhaft aufgehoben. 
Papiergeld, das nicht gegen eine fest-
gesetzte Menge Gold eintauschbar 
ist, kann nicht die oben beschriebe-
ne Rolle des Schatzes spielen, da es 
keinen eigenen Wert besitzt und nur 
„Stellvertreter“ von Gold in der Zir-
kulation ist: Gibt ein Staat eine grö-
ßere Menge Papiergeld in Umlauf, als 
die Warenzirkulation an Gold erfor-
dert, sinkt der Wert des Papiergeldes 
gegenüber dem Gold. Eine Verdoppe-
lung der Menge an Papiergeld etwa 
würde ihren Preis in Gold halbieren. 
Man spricht hierbei von Geldentwer-
tung oder Inflation. Der Staat, der 
seine Kriegsausgaben mit dem frisch 
gedruckten Geld sofort begleichen 
kann, wäre von dieser Entwertung 
nicht betroffen, da sie sich erst in-
nerhalb einer gewissen Zeit auf dem 
Markt durchsetzt. Stattdessen wird 
die Rechnung für dieses Manöver an 
die arbeitenden Menschen weiterge-
reicht, die ihren Lohn in Papiergeld 
erhalten. Da dieses jetzt nur noch 
halb so viel wert ist wie vorher, kön-
nen sie nur noch halb so viele Wa-
ren davon kaufen. Inflation bedeutet 
für die ArbeiterInnenklasse also eine 
versteckte Lohnsenkung. Gewinner 
einer Inflation sind hingegen alle 
Schuldner, denn Kredite werden nun 
auch entwertet.1  Letzteres betrifft 
aber vor allem Großkreditnehmer, 
also kapitalistische Unternehmen.

1	 Ein extremes Beispiel hierfür war die 
Hyperinflation in Deutschland 1923, auf 
deren Höhepunkt das Bargeld innerhalb 
von Stunden seine Kaufkraft verlor.

DIE AUFHEBUNG  
DER GOLDDECKUNG

Etwa vom letzten Drittel des 19. Jahr-
hundert bis zum 1. Weltkrieg war in 
den wichtigsten Ländern der kapita-
listischen Welt der „Goldstandard“ 
in Kraft. Er bildete ein wichtiges 
Element in den internationalen Han-
delsbeziehungen und begründete fes-
te Wechselkurse zwischen den Wäh-
rungen. Dieses internationale System 
brach mit dem Ersten Weltkrieg zu-
sammen und wurde bis zum Zweiten 
Weltkrieg nicht wiederhergestellt. 
Ab 1944 wurde die Golddeckung der 
Währungen der kapitalistischen Län-
der dann zunächst zugunsten eines 
internationalen Übergangssystems2 
und ab den 1970er Jahren dann voll-
ständig aufgehoben. Die heutigen 
Währungen wie der Dollar, der Euro 
oder der japanische Yen sind nicht 
gegen Notenbankgold eintausch-
bar.3 Sie stützen sich lediglich auf 
die staatliche Rückendeckung der 
Notenbanken, die gesetzliche An-
erkennung als Zahlungsmittel und 
das Versprechen der Notenbanken, 
mit ihrer Politik die Kaufkraft des 
Geldes zu garantieren. Es handelt 
sich also um reines Kreditgeld, nur, 
dass es mit einer staatlichen Garan-
tie ausgestattet ist. Die permanente 
Befreiung des Notenbankgeldes von 
der Einlösepflicht gegen Gold ab den 
1970er Jahren stand im engen Zu-
sammenhang mit der schrittweisen 
Aufhebung der Beschränkungen für 
den internationalen Kapitalverkehr 
in der kapitalistischen Welt. Sie be-
deutete für das Kapital insgesamt die 
Möglichkeit, den Kredit massiv aus-
zudehnen - schließlich ist die Menge 
an staatlichem Kreditgeld nun nicht 
mehr durch die Höhe der Goldreser-
ven eingeschränkt. Wieviel Geld eine 
Notenbank heute in Umlauf bringen 
kann, ohne damit das Finanzsystem 

2	 Das sogenannte „Bretton-Woods-
System“: Näheres hierzu siehe unten in 
Exkurs 3 über die Rolle des Dollars.

3	 Natürlich kann man mit ihnen Gold 
auf dem freien Markt kaufen, was aber 
nichts mit einer Golddeckung durch die 
Notenbank zu tun hat.
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des eigenen Landes oder Währungs-
raumes zu sprengen, hängt letztlich 
von einer Vielzahl von Faktoren ab, 
darunter der Staatsverschuldung, 
den außenwirtschaftlichen Bezie-
hungen eines Landes, vor allem aber 
der ökonomischen Machtstellung 
des Landes innerhalb des Imperia-
lismus. Insgesamt ist das Phänomen 
des reinen Kreditgeldes ein Erschei-
nungsmerkmal des Monopolkapita-
lismus, der Herausbildung der welt-
weiten Herrschaft des Finanzkapitals 
und der damit einhergehenden Ent-
stehung eines chronischen Kapital-
überschusses.

GELDWESEN UND  
FINANZWELT

Die Papiergeldausgabe durch die 
Notenbanken ist ein direktes wirt-
schaftspolitisches Instrument. No-
tenbanken sind deshalb häufig mit 
einem ausdrücklichen währungs-
politischen Auftrag ausgestattet: 
Z.B. ist es heute der Auftrag der Eu-
ropäischen Zentralbank, mit ihrer 
Geldpolitik eine Inflation von etwas 
weniger als zwei Prozent pro Jahr 
anzustreben. Den kapitalistischen 
Staaten geht es darum, die Papier-
geldmenge flexibel an die Bedürfnis-
se der kapitalistischen Verwertung 
anzupassen – wohingegen bei einer 
goldgedeckten Währung die ganze 
Notenbankpolitik auf die Erhaltung 
der Umtauschbarkeit des Papiergel-
des bzw. des Wechselkurses gerichtet 
sein muss. Letztlich handelt es sich 
hierbei um den Versuch des Kapitals, 
dem Krisenzyklus durch Geldaus-
gabe entgegenzuwirken, ihn plan-
mäßig zu steuern. Dies ist aber zum 
Scheitern verurteilt: Krisen wurzeln 
eben nicht im Kreditgeschäft und im 
Geldwesen, sondern im Zwang des 
Kapitalismus zur Überproduktion. 
Die Finanzsphäre ist ein Spiegelbild 
der Realwirtschaft, das zwar auf die-
se zurückwirkt, aber niemals ihre 
Widersprüche lösen kann (wir ha-
ben im Gegenteil gesehen, dass das 
Kreditwesen die Überproduktion für 
gewöhnlich sogar noch verschärft – 
und das wird nicht besser, nur weil 
die Geschäftsbanken noch Notenban-
ken im Rücken haben). Infolgedessen 

ist die Notenbankenpolitik tatsäch-
lich zwangsläufig mit Dilemma-Situ-
ationen konfrontiert, die gegen Ende 
des Krisenzyklus, wenn der Crash 
bevorsteht, zunehmen. Die bürgerli-
che Ökonomie diskutiert die Zwick-
mühlen der Notenbankpolitik (nicht 
überraschend) wie Naturgesetze, ob-
wohl sich in ihnen letztlich nur der 
Grundwiderspruch des Kapitalismus 
widerspiegelt. 

BUCHGELD UND  
NOTENBANKGELD

Das heutige Bargeld in Form von 
Banknoten ist also Kreditgeld mit 
staatlicher Garantie. Das ist aber 
nicht alles: Der größte Teil der heu-
tigen Geldtransaktionen wird gar 
nicht bar abgewickelt, sondern in 
Form von Buch- oder Giralgeld. 
Dieses entsteht in der einfachsten 
Form, wenn Bankkunden Bargeld 
auf ihr Konto einzahlen (sog. Depo-
siten) oder wenn Geschäftsbanken 
ihren Kunden Kredite geben und den 
entsprechenden Betrag auf Konten 
gutschreiben (man spricht davon, 
dass Geschäftsbanken auf diese Art 
Buchgeld „schöpfen“). Durch das 
„Geldschöpfen“ und diverse Übertra-
gungen, die jeder Kunde mit seinem 
Kontoguthaben vornehmen kann, 
vervielfacht sich die Menge an Geld 
in den Büchern der Banken und es 
entsteht ein Netzwerk von wechsel-
seitigen Schuldverpflichtungen, das 
am Ende niemand mehr überblicken 
kann. Jedes Geld, das nicht für eine 
bestimmte Zeit fest angelegt ist, kön-
nen die Kunden außerdem jederzeit 
bar abheben. Die Summe an Geld in 
den Büchern der Banken übersteigt 
die Menge an verfügbarem Bargeld 
jedoch um ein Vielfaches. Ziel der 
Politik der Notenbanken ist es des-
halb immer, einen „Sturm auf die 
Banken“ abzuwenden, bei dem eine 
Vielzahl von Kunden schlagartig ihre 
Einlagen in Bargeld verwandeln will 
– der also die tatsächliche Knappheit 
an Bargeld sichtbar werden und das 
Finanzsystem zusammenbrechen lie-
ße. Geschäftsbanken müssen deshalb 
u.a. bei den Notenbanken Depositen 
in einem bestimmten Verhältnis zu 
der von ihnen schöpfbaren Buch-

geldmenge halten. Sie versorgen sich 
außerdem regelmäßig (z.B. wöchent-
lich) bei der Notenbank mit Bargeld, 
indem sie dort kurzfristige Kredite 
aufnehmen, die sie mit Wertpapie-
ren hinterlegen. Die Einlagen der 
Geschäftsbanken bei der Notenbank 
bilden zusammen mit der im Umlauf 
befindlichen Menge an Bargeld die 
sogenannte „Notenbankgeldmenge“. 
Wenn heute davon gesprochen wird, 
dass eine Notenbank „Geld druckt“, 
handelt es sich dabei tatsächlich vor 
allem um Buchgeldgeschäfte, z.B. 
indem eine Notenbank bei einer Ge-
schäftsbank Wertpapiere kauft und 
dieser dafür Geld auf ihr Notenbank-
konto gutschreibt, oder wenn sie dem 
Staat Buchgeld gegen Staatsanleihen 
gutschreibt. Obwohl heute auch noch 
buchstäblich Banknoten gedruckt 
werden, ist das „Gelddrucken“ im 
allgemeinen also ein bildlicher Aus-
druck.  Fassen wir also zusammen: 
Die Entwicklung des Kreditwesens 
hat die Edelmetalle mit Ausnahme 
der Goldreserven der Notenbanken 
vollständig aus dem Geldsystem ver-
drängt. Das heutige Finanzsystem 
basiert auf fiktivem Kapital (s.u.), auf 
Kreditgeschäften, bei denen Wertpa-
piere als Sicherheiten hinterlegt wer-
den. Letztlich hält nur das Vertrauen 
der Bargeld- und Konteninhaber auf 
die Einhaltung der staatlichen Ga-
rantie des Geldwerts das Geldsystem 
aufrecht. Die Sorge vor dem „Sturm 
auf die Banken“, der prinzipiell im-
mer möglich ist, hält die Notenbanker 
und Politiker kapitalistischer Staaten 
jedoch in Atem. Im Oktober 2008, als 
Bundeskanzlerin Merkel und Finanz-
minister Steinbrück sonntags vor die 
Kameras traten, um die Sicherheit 
der Spareinlagen zu versprechen, ist 
das deutlich sichtbar geworden. Es 
wundert daher nicht, dass die Rück-
kehr zu goldgedeckten Währungen 
im Zusammenhang mit extremen 
Krisenszenarien gelegentlich von Fi-
nanzexperten ins Spiel gebracht wird 
- und dass die Bundesbank seit 2013 
gut die Hälfte ihrer Goldreserven 
nach Deutschland zurückgeholt hat.4

4	 „Der Goldschatz ist zurück“, https://
www.handelsblatt.com/finanzen/
geldpolitik/bundesbank-gold-der-golds-
chatz-ist-zurueck/20227932.html
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DIE WIRKUNG DES KREDIT-
WESENS AUF DIE KAPITALIS-

TISCHE ENTWICKLUNG 
In Bezug auf die kapitalistische 

Produktion und Reproduktion 
erweist sich das Kreditwesen als 
Motor. Kapitalisten verzichten 
dank des Kreditwesens auf das 
(unrentable) Anlegen von gro-
ßen Lagern – schließlich können 
sie ihren Bedarf an Rohstoffen 
und Vorleistungsgütern ja nach 
Bedarf auf Kredit ergänzen. Der 
Kredit ermöglicht damit die mo-
derne Just-in-time-Produktion 
– mitsamt ihrer Anfälligkeit für 
Störungen im Produktionsverlauf, 
falls Lieferungen einmal ausfallen. 
Das so gesparte Geld kann das 
Unternehmen in die Erweiterung 
seiner Produktion investieren.

Der Kredit ist insbesondere ein 
Motor für die Konzentration 
und Zentralisation von Kapi-

tal. Die Kreditaufnahme macht es 
stärkeren Unternehmen möglich, 
schwächere schneller zu kaufen, 
während der Zusammenbruch 
schwächerer Unternehmen wäh-
rend Geldkrisen diese zu leich-
ten Übernahmeobjekten macht. 
Durch den Kredit wird es mög-
lich, mit fremdem Kapital Profite 
zu erzielen: Die Konzentration al-
ler verfügbaren Geldmittel bei den 
Banken hat es diesen ermöglicht, 
Anteile an Industrieunternehmen 
zu erwerben und ihnen damit eine 
enorme Macht über die kapitalis-
tische Produktion verliehen. 

Eine besondere Rolle bei der 
Konzentration von Kapital, der 
Bildung riesiger Unternehmen 
und der Nutzbarmachung fremder 
Geldmittel spielt die Entwicklung 
von Aktiengesellschaften: Eine 
Aktie ist ein Schein auf einen Ge-
winnanteil des Unternehmens, der 
in Form einer regelmäßigen Divi-
dende an den Aktieninhaber aus-

gezahlt wird (siehe Infokasten). 
Der Preis für einen solchen An-
teilsschein richtet sich nach dem 
Zinsfuß (d.h. dem in Prozent aus-
gedrückten geltenden Zins, bzw. 
dem Verhältnis der Zinssumme 
zum ausgeliehenen Geldkapital): 
Der Käufer einer Aktie zahlt für 
diese im Durchschnitt die Menge 
an Geld, die er bei einer Bank an-
legen müsste, um beim aktuellen 
Zinsfuß einen Zins in Höhe der zu 
erwartenden Dividende zu erhal-
ten (siehe das Zahlenbeispiel im 
Infokasten). Auf diese Art sam-
melt das Unternehmen durch Ak-
tienausgabe eine viel höhere Men-
ge an Geldkapital ein, als seinem 
schon vorhandenen Sachkapital 
entspricht, und kann dadurch sei-
ne Produktion bedeutend erwei-
tern. Die Aktie wird zum Mittel, 
das freie Geldkapital der Gesell-
schaft einzusammeln, um damit 
Profit zu machen. 

Das fiktive Kapital – ein Zahlenbeispiel

Aktiengesellschaften sind 
schon seit langem die vor-

herrschende Form kapitalistischer 
Großunternehmen. Bei dieser Un-
ternehmensform setzt sich das 
Kapital des Unternehmens aus 
den Beiträgen von Teilhabern zu-
sammen, die entsprechend dem 
von ihnen eingebrachten Beitrag 
eine bestimmte Zahl von Aktien 
besitzen. Eine Aktie wiederum 
berechtigt zur Teilnahme an der 
Gewinnverteilung des Unterneh-
mens. Einkommen aus Aktien 
werden als „Dividende“ bezeich-
net. 

Wie wird nun der Aktienkurs 
eines Unternehmens berechnet? 
Nehmen wir an, ein Unternehmen 
besitze 10 Million Euro an realem 
Kapital (Anlagen, Materialien etc.) 
und der jährliche Profit / Mehr-
wert aus diesem Kapital betrage 
1 Million Euro. Das Unternehmen 

schütte 500.000 Euro aus diesem 
Gewinn als Dividende an die Ak-
tionäre aus. Bei einem Zinsfuß 
von 2 % müsste man 25 Millionen 
Euro bei einer Bank anlegen, um 
dieselbe Summe von 500.000 Euro 
an Jahreszinsen zu erhalten. Der 
Käufer einer Aktie, die für einen 
Anteil von 1/10000 am Unterneh-
menskapital steht, würde also 50 
Euro Dividende erhalten – und 
wäre daher bereit, 2500 Euro für 
die Aktie zu bezahlen. Der Aktien-
kurs des Unternehmens wäre also 
25 Millionen Euro. Man spricht 
davon, dass 25 Millionen Euro an 
fiktivem Kapital einem realen Un-
ternehmenskapital von 10 Millio-
nen Euro gegenüberstehen. Geht 
ein Unternehmen an die Börse, 
macht es gegenüber seinem real 
vorhandenen Unternehmenskapi-
tal also einen Gewinn (der auch 
als „Gründergewinn“) bezeichnet 

wird, den es wiederum in die Er-
weiterung seines realen Kapitals 
stecken kann.

Ein recht aktuelles, wenn auch 
extremes Beispiel für die Seg-
nungen der Aktienausgabe aus 
Sicht des Kapitals war der Gang 
von Facebook an die New Yorker 
Technologiebörse Nasdaq im Jahr 
2012. Zwar stürzte der Kurs des 
Internetunternehmens damals in-
nerhalb weniger Wochen auf die 
Hälfte ab. Die Einnahmen durch 
den Börsengang waren dennoch 
immens: 18,4 Milliarden Dollar 
sammelte Facebook damals laut 
Presseberichten ein (Google hat-
te bei seinem Börsengang im Jahr 
2004 lediglich knapp zwei Milliar-
den Dollar eingenommen).1 ■

1	 „Facebooks Börsengang: Krimi ohne 
Happy End“, Handelsblatt online v. 
18.05.2012, Link: www.handelsblatt.
com/finanzen/maerkte/aktien/face-
books-boersengang-krimi-ohne-happy-
end/6650248.html
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Ähnlich der Aktie kann jedes 
Stück Papier, das ein Anrecht 
auf irgendeine regelmäßige 
Zahlung gewährt, zu einer han-
delbaren Ware werden, deren Preis 
durch den herrschenden Zinsfuß 
bestimmt ist: Man spricht von 
fiktivem Kapital. Ein Beispiel 
hierfür sind Staatsanleihen, hinter 
denen – im Gegensatz zur Aktie 
an einem Industrieunternehmen – 
gar kein reales Kapital mehr steht, 
sondern Geld, das der Staat bereits 
ausgegeben hat (Staatsanleihen 
berechtigen zur Beteiligung an 
künftigen Steuereinnahmen, die 
zum überwiegenden Teil aus den 
Löhnen der ArbeiterInnenklasse 
stammen). Exotischere Wertpa-
piere sind z.B. Derivate, mit denen 
Wetten auf die künftige Preisent-
wicklung eines anderen Wertpa-
piers abgeschlossen werden. 

Die Summe der Preise all die-
ser fiktiven Kapitalien wird in der 
bürgerlichen Presse häufig als „Fi-
nanzvermögen“ bezeichnet. Mit 
der Entwicklung des Kapitalis-
mus wächst dieses Finanzvermö-
gen immer mehr an: Da der Zins 
immer nur ein Teil des Mehr-
werts ist, bildet die Profitrate 
eine „obere Schranke“ für den 
Zinsfuß. Mit dem tendenziellen 
Fall der Profitrate fällt daher ten-
denziell auch der Zinsfuß, d.h. die 
Zinsen werden im Laufe der kapi-
talistischen Entwicklung niedri-
ger.15 

Da sich der Preis von fiktivem 
Kapital umgekehrt proportional 
zum Zinsfuß verhält (s.o.), muss 
das Finanzvermögen also anwach-
sen.16 Ein aktuelles Zahlenbeispiel 

15	 Etwas genauer müsste man sagen, die 
Durchschnittsprofitrate bildet die obere 
Schranke des Zinsfußes. Neben dem 
tendenziellen Fall der Durchschnitt-
sprofitrate ist außerdem die Tendenz 
zum überproportionalen Anwachsen 
der Gesamtmasse des Leihkapitals ge-
genüber der Nachfrage für das Sinken 
des Zinsfußes verantwortlich.

16	 Genau so verhält es sich mit Grund-
stückspreisen, die sich ebenfalls in der 
beschriebenen Weise nach dem Zinsfuß 

gibt einen Eindruck: Während das 
Weltbruttoinlandsprodukt - als 
vereinfacht gesagt Summe aller 
erzeugten Waren und erbrachten 
Dienstleistungen - 2015 bei 75 Bil-
lionen US-Dollar lag, addierten 
sich die Preise von Aktien, Staats-
anleihen, Anleihen im Finanzsek-
tor und Unternehmenskrediten im 
selben Jahr zu 267 Billionen Dol-
lar. Derivate machten noch einmal 
zusätzliche 500 Billionen US-Dol-
lar aus.17 

Die Investition in Wertpapie-
re ist für die Besitzer von Geld-
kapital ein Ausweg aus den sich 
verschlechternden Verwertungs-
bedingungen des industriellen 
Kapitals, die aus dem tendenziel-
len Fall der Profitrate folgt: Geld, 
das kaum noch gewinnbringend 
in produktives Kapital gesteckt 
werden kann, lässt sich in Wert-
papiere investieren, die mit einem 
hohen Risiko behaftet sind, aber 
auch höhere Renditen verspre-
chen. Dieser Umstand treibt die 
Fantasie der Finanzwelt bei der 
Entwicklung neuer Formen von 
Wertpapieren und hochriskan-
ten Geschäften zu immer neuen 
Blüten: Während des Immobili-
enbooms Mitte der 2000er Jahre 
wurden Hypothekenkredite zu 
Wertpapieren gebündelt, Versi-
cherungen darauf abgeschlossen 
und gehandelt, Wetten auf die 
Entwicklung dieser Papiere ver-
kauft u.v.m. Die verzweifelte Jagd 
des Kapitals nach gewinnbringen-
den Anlagen ist ein erheblicher 
Motor für die Blasenbildung an 
den Finanzmärkten. Zusätzlich 
befeuert wird die Spekulation da-
durch, dass das Kreditwesen es er-
möglicht, nicht mit dem eigenen, 
sondern mit fremdem Kapital zu 
spekulieren. Das hält den eigenen 

richten. Neben der Spekulation und 
Blasenbildung während wirtschaftlicher 
Booms ist dies die Grundlage für die 
Explosion der Immobilienpreise.

17	 Vgl. H.J. Jakobs, „Wem gehört die 
Welt?“, Knaus 2016, S. 598 f.

Verlust in Grenzen und verringert 
so die Hemmungen, Geld in hoch-
riskante Geschäfte zu stecken. 
Dies ist das Geschäft der 1001 
heute bestehenden Arten von In-
vestmentgesellschaften, Vermö-
gensverwaltungen, Pensionskas-
sen usw.

Auf der Grundlage der kapita-
listischen Produktion wird das 
Kreditgeschäft also zur Keimzelle 
einer immer weiter wachsenden 
Finanzsphäre, die ein zunehmen-
des Eigenleben entwickelt und auf 
die Produktionssphäre zurück-
wirkt. Die Produktionssphäre und 
der Zwang des Kapitals zur Über-
produktion bleiben dennoch die 
Grundlage der wirtschaftlichen 
Entwicklung und des Krisenzyk-
lus.

ZUSAMMENFASSUNG DES 
 2. ABSCHNITTS:

Eine besonders wichtige Rolle 
für den Krisenzyklus und die ka-
pitalistische Entwicklung spielt 
das Kreditwesen. Die Möglichkeit, 
produzierte Waren auf Kredit zu 
verkaufen, führt dazu, dass die 
Überproduktion in jedem Auf-
schwung noch weiter gesteigert 
wird, wenn die Waren längst un-
verkäuflich geworden sind. Die 
Krise wird damit verzögert, tritt 
dafür aber umso heftiger ein, und 
macht sich häufig als erstes in ei-
nem Zusammenbruch der Finanz-
märkte bemerkbar. Jede Überpro-
duktionskrise ist im Kapitalismus 
mit einer Geld- und Kreditkrise 
verbunden, die in der Überpro-
duktion wurzelt. Die Aufblähung 
des Finanzsektors mit zunehmen-
der Entwicklung des Kapitalismus 
ist außerdem eine direkte Folge 
des tendenziellen Falls der Profit-
rate.
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Der Zins als Krisenbarometer

Die Ursache von Krisen ist 
nicht, wie manche bürgerli-

chen Ökonomen behaupten, im 
Kreditwesen, in der Finanzwelt 
zu suchen. Vielmehr wurzelt die 
Bewegung des Kredits in der Be-
wegung der kapitalistischen Pro-
duktion, wobei er, wie wir gese-
hen haben, auf sie zurückwirkt, 
ihre Widersprüche und Ungleich-
gewichte noch erheblich steigert. 
Die Bewegung des Kredits ist ein 
Spiegelbild des Krisenzyklus, und 
eine sichtbare Erscheinung davon 
ist die Bewegung des Zinsfußes.

Der Zins ist der Preis für das 
Leihkapital. Seine Quelle und da-
mit seine obere Schranke ist der 
Mehrwert. Ansonsten hängt die 
Höhe des Zinsfußes ausschließ-
lich von Angebot und Nachfrage 
nach Leihkapital ab. Es gibt keine 
„natürliche Höhe“ des Zinsfußes 
(im Gegensatz etwa zu gewöhnli-
chen Waren, bei denen der Preis 
um den Wert schwankt). Er kann 
nicht beliebig hoch steigen, weil 
er durch die Höhe des Mehrwerts, 
d.h. durch die Durchschnittspro-
fitrate begrenzt ist, aber im Grun-
de beliebig tief fallen (bis hin zu 
negativen Zinsen, wie sie seit 
der letzten Krise vermehrt aufge-
taucht sind).

In der Krise ist die Nachfrage 
nach Leihkapital am größten und 
damit auch der Zinsfuß für ge-
wöhnlich am höchsten. Steigende 
Zinsen, ein „angespannter Kredit“ 
sind daher häufige Vorboten einer 
Krise. Marx hat die Bewegung des 
Zinsfußes im Verlauf des Krisen-
zyklus im dritten Band des „Ka-
pital“ nachgezeichnet: „Hat der 
Reproduktionsprozess wieder den 
Stand der Blüte erreicht, der dem 
der Überanspannung vorhergeht, 
so erreicht der kommerzielle Kre-
dit eine sehr große Ausdehnung, 
die dann in der Tat wieder die 
‚gesunde‘ Basis leicht eingehen-
der Rückflüsse und ausgedehnter 

Produktion hat. In diesem Zu-
stand ist der Zinsfuß immer noch 
niedrig, wenn er auch über sein 
Minimum steigt. Es ist dies in der 
Tat der einzige Zeitpunkt, wo ge-
sagt werden kann, dass niedriger 
Zinsfuß, und daher relative Reich-
lichkeit des verleihbaren Kapitals, 
zusammenfällt mit wirklicher 
Ausdehnung des industriellen 
Kapitals. Die Leichtigkeit und Re-
gelmäßigkeit der Rückflüsse, ver-
knüpft mit einem ausgedehnten 
kommerziellen Kredit, sichert das 
Angebot von Leihkapital trotz der 
gesteigerten Nachfrage, und ver-
hindert das Niveau des Zinsfußes 
zu steigen. Andrerseits kommen 
jetzt erst in merklichem Grad die 
Ritter herein, die ohne Reserve-
kapital oder überhaupt ohne Ka-
pital arbeiten, und daher ganz auf 
den Geldkredit hin operieren. Es 
kommt jetzt auch hinzu die große 
Ausdehnung des fixen Kapitals in 
allen Formen und die massenhafte 
Eröffnung neuer weitreichender 
Unternehmungen. Der Zins steigt 
jetzt auf seine Durchschnittshöhe. 
Sein Maximum erreicht er wie-
der, sobald die neue Krise herein-
bricht, der Kredit plötzlich auf-
hört, die Zahlungen stocken, der 
Reproduktionsprozess gelähmt 
wird und, mit früher erwähnten 
Ausnahmen, neben fast abso-
lutem Mangel von Leihkapital, 
Überfluss von unbeschäftigtem 
industriellen Kapital eintritt.“1 
Heute versuchen Notenbanken 
mit ihrer Zinspolitik Einfluss auf 
den Krisenzyklus zu nehmen. Sie 
werden daher in der bürgerlichen 
Presse gelegentlich so dargestellt, 
als seien sie die eigentlichen Ur-
heber der wirtschaftlichen Ent-
wicklung. Letztlich können aber 
auch die Festlegung des Leitzin-
ses (d.h. des Zinssatzes, zu dem 
die Geschäftsbanken kurzfristige 

1	 „Das Kapital, Band III“, MEW 25, Dietz-
Verlag, S.505

Kredite bei der Notenbank neh-
men) sowie andere Maßnahmen 
der Notenbanken nicht mehr sein 
als ein Spiegelbild der Bewegung 
des Kreditgeschäfts, und damit 
letztlich ein Spiegelbild der kapi-
talistischen Produktion: Hält die 
Notenbank das Zinsniveau etwa 
in einer Phase künstlich niedrig, 
in der der Kredit sich anspannt, 
riskiert sie den Bankrott von Ge-
schäftsbanken, denen kaum Spiel-
raum bleibt, ihrerseits die Zinsen 
für ihre Kunden zu erhöhen, was 
aber betriebswirtschaftlich für sie 
erforderlich ist. Erhöht die No-
tenbank das Zinsniveau, riskiert 
sie, dass all die „Ritter“ aus Marx‘ 
Ausführungen (bzw. die „Zom-
bieunternehmen“ im modernen 
Slang) ihre Kredite nicht mehr 
bedienen können und zahlungs-
unfähig werden, und dass ihr 
reihenweiser Bankrott zum gro-
ßen Crash führt. Wie sie es auch 
anstellt: Mindestens ein Teil der 
Wirtschaftsmedien wird die „ver-
fehlte Zinspolitik“ zum Auslöser 
der Krise erklären. In Wahrheit 
drücken sich im Entscheidungsdi-
lemma der Notenbanken auch nur 
die Widersprüche der kapitalisti-
schen Reproduktion aus. Sie mag 
den Staatskredit hinter sich ha-
ben und gemäß einem politischen 
Auftrag handeln – am Ende ist 
jede Notenbank jedoch auch nur 
eine Bank… ■
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3. Imperialismus, Überakkumulation und  
Verzerrung des Krisenzyklus

MONOPOLE
Wir haben in den bisherigen 

Abschnitten den Krisenzyklus als 
Verlaufsform der kapitalistischen 
Entwicklung betrachtet. Dabei ha-
ben wir gesehen, wie der Drang 
nach Profit die Unternehmen zur 
Überproduktion von Waren treibt 
und damit die Krisen gesetzmäßig 
hervorbringt – und andererseits, 
wie die Krisen auf die kapitalis-
tische Akkumulation zurückwir-
ken, wie sie insbesondere die Zen-
tralisation, d.h. die Herausbildung 
von immer weniger immer größe-
ren Kapitalen befördert. Wir ha-
ben dabei jedoch bisher noch still-
schweigend vorausgesetzt, dass 
zwischen den Unternehmen der 
kapitalistischen Wirtschaft freie 
Konkurrenz herrscht: Das bedeu-
tet z.B., dass jedes Unternehmen 
frei die Art und die Menge der 
Waren bestimmt, die es produziert 
und auf den Markt wirft, dass es 
die Preise seiner Waren allein fest-
legt, dass es seine Rohstoffe, Ma-
terialien und Produktionstechnik 
zu Preisen kauft, die sich ebenfalls 
frei auf dem Markt herausbilden 
usw.

Bereits seit dem Beginn des 20. 
Jahrhunderts war die Konzent-
ration der Produktion und des 
Kapitals in den führenden kapi-
talistischen Ländern jedoch so 
weit fortgeschritten, dass sich 
Monopole herausgebildet haben: 

Die mächtigsten kapitalistischen 
Unternehmen haben eine solche 
Größe und Stellung erlangt, dass 
sie die Produktion beherrschen 
und die Märkte unter sich auftei-
len können. Das heißt, sie handeln 
Marktanteile, Preise, Qualität der 
Produkte u.v.m. untereinander 
aus, wobei die Kräfteverhältnis-
se zwischen ihnen das Ergebnis 
dieser Absprachen bestimmen. 
Sie nutzen ihre beherrschende 
Stellung in der Wirtschaft zu dem 
Zweck, Monopolprofite1, d.h. 
mehr als die Durchschnittsprofit-
rate einzustreichen – und das auf 
Kosten aller übrigen Teile der ka-
pitalistischen Gesellschaft. Sie tun 
dies, indem sie z.B. systematisch 
hohe Preise (Monopolpreise) für 
ihre Waren verlangen, oder indem 
sie den Unternehmen, die Vor-
leistungsgüter (Rohstoffe, Hilfs-

1	 In der marxistisch-leninistischen Litera-
tur wird daher alternativ auch das Wort 
„Maximalprofite“ für Monopolprofite 
verwendet, siehe z.B. Stalin, „Ökono-
mische Probleme des Sozialismus in 
der UdSSR: „Man sagt, das Gesetz der 
Durchschnittsprofitrate sei das Gesetz 
des modernen Kapitalismus. Das stimmt 
nicht. Der moderne Kapitalismus kann 
sich mit dem Durchschnittsprofit nicht 
begnügen, der angesichts der Erhöhung 
der organischen Zusammensetzung des 
Kapitals noch dazu die Tendenz hat zu 
fallen. Der moderne monopolistische 
Kapitalismus fordert nicht Durchschnitt-
sprofit, sondern ein Maximum an Profit, 
das nötig ist, um die erweiterte Re-
produktion mehr oder weniger regulär 
zu verwirklichen.“, Stalin, Werke Bd. 15, 
Verlag Roter Morgen 1976, S. 328 ff.

materialien, Zwischenprodukte) 
für sie herstellen, Liefermengen 
und Abnahmepreise diktieren, 
wobei sie natürlich ihre eigenen 
Einkaufspreise so niedrig wie 
möglich halten. Das Streben nach 
Monopolprofit ist ein objektives 
ökonomisches Gesetz im Imperi-
alismus. Vereinfacht gesagt: Die 
Ausbeutung der eigenen Arbei-
terInnen reicht für die Monopole 
nicht mehr aus, um ausreichend 
Profit anzusammeln, um die er-
weiterte Reproduktion des Kapi-
tals zu gewährleisten. Die erhöh-
te organische Zusammensetzung 
des Kapitals und spiegelbildlich 
die fallende Profitrate erzwingen 
die Suche nach weiteren Einnah-
mequellen. Aufgrund der erober-
ten Machtpositionen können die 
Monopole solche Tributzahlungen 
nicht nur von abhängigen Ländern 
sondern auch von allen Teilen der 
Gesellschaft (z.B. über die Umver-
teilung des Nationaleinkommens 
durch den Staatshaushalt) abpres-
sen.2 Die Herausbildung der Mo-
nopole war die zentrale ökonomi-
sche Grundlage für den Übergang 
des Kapitalismus in sein imperia-
listisches Stadium (s. Infokasten 
nächste Seite).

2	 Zur Diskussion des Monopolbegriffs, 
des Wesens des Monopolprofits und den 
Methoden der Monopole, letzteren zu 
erzielen, siehe auch: Fred Oelßner, „Ein 
Beitrag zur Monopoltheorie“, aus: „Prob-
leme der politischen Ökonomie“, Band 3, 
Akademie-Verlag 1960, S. 12 ff.

Hier wird Reichtum nach ganz oben verteilt: Wall Street in New York
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Kolonien und abhängige Staaten als Rohstoffquellen: Coltanabbau im Kongo.

Der Imperialismus

Der Übergang des Kapitalismus in 
sein imperialistisches Stadium wur-

de von Wladimir I. Lenin in seiner grund-
legenden Schrift „Der Imperialismus als 
höchstes Stadium des Kapitalismus“ aus 
dem Jahr 1916 untersucht und dargelegt. 
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts war der 
Begriff „Imperialismus“ zur Beschrei-
bung der damaligen Epoche in aller Mun-
de. Er wurde jedoch in der Regel auf eine 
Reihe von politischen Erscheinungen re-
duziert, so z.B. den Kolonialismus und 
den ausufernden Militarismus, die Vor-
bereitung der Großmächte auf den Krieg 
um die Neuaufteilung der Welt, der mit 
dem Ersten Weltkrieg 1914 zur Realität 
wurde. Ähnlich wird heute im Schul-
unterricht der „Imperialismus“ auf die 
damalige Geschichtsepoche reduziert. 
Lenin wies nach, dass die genannten po-
litischen Erscheinungen ökonomisch auf 
dem Übergang des Kapitalismus in sein 
monopolistisches Stadium beruhen, dass 
der Imperialismus „seinem ökonomi-
schen Wesen nach“ Monopolkapitalis-
mus ist.1 Er arbeitete in seiner Analyse 
fünf grundlegende Merkmale des Impe-
rialismus heraus: 

„1. Konzentration der Produktion und 
des Kapitals, die eine so hohe Entwick-
lungsstufe erreicht hat, dass sie Monopole 
schafft, die im Wirtschaftsleben die ent-
scheidende Rolle spielen; 2. Verschmelzung 
des Bankkapitals mit dem Industriekapi-
tal und Entstehung einer Finanzoligarchie 
auf der Basis dieses „Finanzkapitals“; 3. 
der Kapitalexport, zum Unterschied vom 
Warenexport, gewinnt besonders wichtige 
Bedeutung; 4. es bilden sich internationa-
le monopolistische Kapitalistenverbände, 
die die Welt unter sich teilen und 5. die 

1	 Lenin, „Der Imperialismus als höchstes Stadium 
des Kapitalismus“, Werke Bd. 22, Dietz, S. 304

territoriale Aufteilung der Erde unter die 
kapitalistischen Großmächte ist beendet.“2

Lenin legte in seiner Untersuchung 
dar, dass der Imperialismus alle Wider-
sprüche des Kapitalismus verschärft. 
Durch diese Verschärfung bereitet er 
den Übergang zu einer höheren ökono-
mischen Gesellschaftsformation vor, er 
ist ein „sterbender Kapitalismus“.3 Lenin 
widerlegte die falschen Auffassungen 
anderer Autoren, so z.B. die Annahme 
des sozialdemokratischen Theoretikers 
Karl Kautsky, dass die Tendenz zum 
Monopol die Konkurrenz zwischen den 
Kapitalisten früher oder später aufheben 
würde (im sogenannten „Ultraimperia-
lismus“). 

Auch der Übergang des Kapitalismus 
der freien Konkurrenz zum Monopolka-
pitalismus, die Herausbildung des Impe-
rialismus verlief durch den Krisenzyklus, 
sodass Lenin klare Zeiträume für diesen 
Übergang benennen konnte: „Die wich-
tigsten Ergebnisse der Geschichte der Mo-
nopole sind demnach: 1. In den sechziger 
und siebziger Jahren des 19. Jahrhunderts 
– die höchste, äußerste Entwicklungsstu-
fe der freien Konkurrenz; kaum merkli-
che Ansätze zu Monopolen. 2. Nach der 
Krise von 1873 weitgehende Entwicklung 
von Kartellen, die aber noch Ausnahmen, 
keine dauernden, sondern vorübergehen-
de Erscheinungen sind. 3. Aufschwung am 
Ende des 19. Jahrhunderts und Krise von 
1900-1903: Die Kartelle werden zu einer 
der Grundlagen des ganzen Wirtschafts-
lebens. Der Kapitalismus ist zum Imperi-
alismus geworden.“4 ■

2	 Ebd., S. 270 f.
3	 Ebd., S. 305 ff.
4	 Ebd. S. 205 f.
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 Monopole sind einerseits Aus-
druck der fortgeschrittenen Ver-
gesellschaftung der Produktion 
im entwickelten Kapitalismus und 
andererseits der (zum Scheitern 
verurteile) Versuch, den Grund-
widerspruch zwischen der ge-
sellschaftlichen Produktion und 
der privaten Aneignung der Er-
zeugnisse unter kapitalistischen 
Bedingungen zu lösen: Mit der 
Bildung von Monopolen versucht 
das Kapital z.B., das Marktpro-
blem (die Produktion für einen 
unbekannten Markt) zu lösen, das 
am Ende auch den Krisen zugrun-
de liegt. Die Konzentration ist so 
weit fortgeschritten, die am Mo-
nopol beteiligten Unternehmen so 
groß, dass sie einen annähernden 
Überschlag über die Größe des 
Marktes machen können, den sie 
unter sich aufteilen. Sie nähern 
sich damit der gesellschaftlichen 
Planung der Produktion an – doch 
erreichen können sie eine solche 
Planung nicht, denn die kapita-
listische Konkurrenz bleibt beste-
hen, wenn auch in anderer Form: 
Die Folgen des Marktproblems 
und des tendenziellen Falls der 
Profitrate werden von den Mono-
polen durch ihre Finanzmachen-
schaften erstens auf schwächere 
kapitalistische Unternehmen ab-
geladen, die von ihnen abhängig 
sind. Die Monopolabsprachen 
selbst sind zweitens alles ande-
re als stabil: Verändern sich die 

Kräfteverhältnisse zwischen ih-
nen, werden Kartellabsprachen 
aufgekündigt und neu verhandelt, 
wobei alle denkbaren Mittel, wirt-
schaftlichen Druck auszuüben, 
auch zur Anwendung kommen. 
Insgesamt wird durch den Zwang, 
Monopolprofite zu erwirtschaften 
und dafür insbs. Monopolprei-
se zu erheben, das Problem des 
eingeschränkten Marktes weiter 
verschärft. Der Zwang zur Über-
produktion, die Tendenz zur 
Bildung von wirtschaftlichen 
Ungleichgewichten, zur Kon-
zentration von übermäßig viel 
Kapital in einzelnen Sekto-
ren der Wirtschaft wird durch 
Monopole verstärkt. Es kommt 
auch zu neuen Erscheinungen 
wie z.B. einer chronischen Un-
terauslastung der Industriebe-
triebe auch im Aufschwung: 
Diese ist darauf zurückzuführen, 
dass die Monopole gezielt die Pro-
duktion einschränken und das 
Warenangebot damit verknappen, 
um die Monopolpreise auf einem 
hohen Niveau halten zu können. 
Die tiefer liegende Tendenz ist das 
schnellere Wachstum der Über-
produktion von produktivem Ka-
pital gegenüber der allgemeinen 
Überproduktion von Waren im 
Imperialismus – wir sprechen von 
einer Erscheinungsform der Über-
akkumulation: Es wurde so viel 
Kapital akkumuliert, dass es im-
mer schwieriger wird, dieses Kapi-

tal profitabel anzulegen. Der ten-
denzielle Fall der Profitrate zwingt 
das Kapital ab einem bestimmten 
Punkt zur Monopolbildung, um 
mehr als den Durchschnittspro-
fit zu erzielen. Die Monopole als 
scheinbarer Ausweg aus dem 
Verwertungsproblem verschärfen 
dieses jedoch noch. Die Überak-
kumulation wird zur ständigen 
Erscheinung des Imperialismus. 

Die Widersprüche, die sich nor-
malerweise regelmäßig in Krisen 
entladen, werden im Imperialis-
mus systematisch hinausgezögert, 
aufgestaut und brechen sich am 
Ende trotzdem gewaltsam Bahn. 
Der Krisenzyklus wird verzerrt, 
bleibt aber in Kraft: Es kann vor-
kommen, dass Krisen scheinbar 
ausbleiben (in Wahrheit lassen sie 
sich an Kennzahlen wie der Indus-
trieproduktion sehr wohl erken-
nen, z.B. in einem verminderten 
Wachstum). Dafür werden andere 
umso stärker. 

Auch das Kreditwesen erfährt 
entscheidende Veränderungen 
durch das Monopol. Der Über-
gang zu kapitalistischen Monopo-
len brachte auch die Entstehung 
von Bankmonopolen mit sich, die 
einen Großteil des verfügbare n 
Geldkapitals der Gesellschaft bei 
sich konzentrieren. Die Mono-
polisierung der Banken und der 
Industrie haben sich gegenseitig 
befördert. Die Bedeutung langfris-
tiger Kredite, die nur von großen 

Die Monopole genossen seit ihrer Entstehung einen äußerst schlechten Ruf (hier eine Karikatur von 1899).
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Bankmonopolen mit hohen Ein-
lagen vergeben werden können, 
wuchs mit der Kapitalkonzentrati-
on in der Industrie. Ebenso wuchs 
die Bedeutung des Geschäfts mit 
Aktienbeteiligungen. Das Bank-
kapital ist im Übergang zum Im-
perialismus Anfang des 20. Jahr-
hunderts mit dem Industriekapital 
zum Finanzkapital verschmol-
zen. Banken, die an mehreren 
Industrieunternehmen beteiligt 
sind, befördern die Tendenz zur 
Bildung von Monopolen zwischen 
diesen Unternehmen. Es bildeten 
sich kleine Gruppen von Groß-

bankiers und Industriemonopo-
listen heraus, die alle lebenswich-
tigen Zweige der Wirtschaft der 
kapitalistischen Länder in ihren 
Händen konzentrieren. Sie verfü-
gen über die überwiegende Masse 
des gesellschaftlichen Reichtums. 
Die freie Konkurrenz ist damit 
der Herrschaft einer Finanzoli-
garchie gewichen. Das Finanz-
wesen ist immer mehr zu einer 
Veranstaltung geworden, die dem 
Zweck dient, einen immer größe-
ren Teil des produzierten Mehr-
werts, aber darüber hinaus auch 
des Nationaleinkommens, ja des 

gesamten Vermögens der Gesell-
schaft nach ganz oben, an die Spit-
zen des Finanzkapitals weiterzu-
reichen. Der Rest der Gesellschaft 
leistet dem Finanzkapital Tribut. 
Es wächst die Vorherrschaft der 
Rentiers, die nur noch von den 
Erträgen ihrer Kapitalien leben, 
ohne selbst als Unternehmer tätig 
zu sein. Die Masse des verfüg-
baren Leihkapitals wächst ge-
genüber dem produktiven, d.h. 
in der Industrie angelegten Ka-
pital überproportional an. 

Die neuen Riesen der Finanzwelt –  
Beteiligungsgesellschaften, Pensionsfonds, Vermögensverwaltungen

Die beschriebene gesetzmäßi-
ge Unterordnung des Indus-

triekapitals unter das Bankkapital 
ist nicht zwangsweise an die Ge-
schäftsform der „Bank“ gebunden. 
Im Zuge der Entwicklung des Im-
perialismus haben sich die Ge-
schäftsmodelle in der Finanzwelt 
vervielfältigt. Neben die Banken 
sind spezialisierte Finanzunter-
nehmen wie Versicherungen, Be-
teiligungsgesellschaften (Private 
Equity, Hedgefonds), Investment-
fonds, Rentenfonds, Staatsfonds, 
Vermögensverwaltungen u.a. 
getreten. Ihnen ist gemeinsam, 
dass sie riesige Mengen an Kapi-
tal einsammeln, die sie – neben 
der Verwendung im laufenden 
Geschäft z.B. der Versicherungen 
– wieder möglichst gewinnbrin-
gend anlegen. Die Finanzwelt ist 
heute so komplex geworden, dass 
selbst Banken und Versicherun-
gen ihr eigenes oder das von ih-
nen verwaltete Kapital nicht mehr 
selbst anlegen, sondern es lieber 
an Spezialisten wie Vermögens-
verwaltungen weiterreichen. Die 
größten von ihnen sind heute 
die US-Firmen Blackrock, Van-

guard, State Street und Fidelity 
Investments. Diese Vermögens-
verwaltungen haben sich nach 
der Wirtschaftskrise von 2008, 
als weltweit viele Banken durch 
staatliche Regulierungen in ihren 
Geschäftspraktiken eingeschränkt 
worden sind, zu „Schattenbanken“ 
entwickelt, die Leihkapital von je-
weils mehreren Billionen Dollar 
in ihren Händen konzentrieren. 
Blackrock z.B. ist an allen Dax-
Konzernen nennenswert mit über 
fünf Prozent beteiligt. 

In dem 2016 erschienenen Buch 
„Wem gehört die Welt?“ wird 
die weltweite Konzentration von 
Geldkapital bei Vermögensver-
waltungen – eine Wiederholung 
von Lenins Schilderungen auf hö-
herer Stufenleiter - wie folgt be-
schrieben: „Es gibt im weltweiten 
Kapitalismus jedoch eine neue, 
wahre Macht. Sie liegt heute bei 
den Kapitalsammelstellen oder 
Pools of Capital, wie das in der 
Finanzbranche heißt. Sie bringen 
Milliarden um Milliarden, Billi-
onen um Billionen auf, an denen 
keiner in der Weltwirtschaft vor-
beigehen kann. (…) Niemand ist 

näher am Geld als die Vermögens-
verwalter, die Asset Manager, die 
von reichen Personen, Family Offi-
ces, Stiftungen, vor allem aber von 
Versicherungen, Pensionsfonds 
und Staatsfonds mit der Anlage 
hoher Summen betraut werden. 
Niemand hat mehr Geld, Märkte 
zu beeinflussen. (…) Jene fast 80 
Billionen Dollar, über die die hohe 
Kaste des Finanzkapitalismus 
verfügt, bedeuten zwangsläufig 
Macht – eine Summe, die nach 
einer Studie der Beratungsfir-
ma PriceWaterhouseCoopers bis 
2020 auf fast 102 Billionen stei-
gen wird. Allein die fünf größten 
Vermögensverwalter pumpen fast 
15 Billionen Dollar in die welt-
weiten Märkte, jeder von ihnen 
mindestens 1,4 Billionen. Damit 
setzt man Zeichen. Damit formt 
man Märkte und Unternehmen, 
egal, ob es die politisch oder ope-
rativ Verantwortlichen anstreben 
oder nicht. (…) Die größte Lüge in 
diesem System ist die Geschichte 
vom ‚Streubesitz‘. (…) Die Realität 
ist Blockbildung.“1 ■

1	 H.J.Jakobs, “Wem gehört die Welt?”, 
Knaus 2016, S. 610
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Tatsächlich haben erst der Mo-
nopolkapitalismus und die Herr-
schaft des Finanzkapitals den 
Kredit zu den heutigen Dimensi-
onen gesteigert, da das weltweite 
fiktive Kapital ein Vielfaches des 
Weltbruttoinlandsproduktes be-
trägt. Das überakkumulierte Ka-
pital, das in der Industrie nicht 
mehr gewinnbringend angelegt 
werden kann, bildet die Grund-
lage für eine chronische Auf-
blähung der Finanzmärkte: Wir 
haben es sozusagen mit einer per-
manenten Blasenbildung zu tun, 
die durch die zyklischen Krisen 
offenbar nicht mehr vollständig 
bereinigt werden kann. Einen Ein-
druck hiervon gibt ein Blick auf 
die Entwicklung der weltweiten 
Verschuldung im Verhältnis zum 
Weltbruttoinlandsprodukt (siehe 
Grafik): Mit der Herausbildung 
des Monopolkapitalismus Anfang 
des 20. Jahrhunderts begann der 
Kredit im Verhältnis zur Realwirt-
schaft nach oben zu schießen, bis 
der Erste Weltkrieg mit einer ers-
ten Bereinigung dieses Ungleich-
gewichts einherging. Eine zweite 
Bereinigung brachte die Weltwirt-
schaftskrise von 1929. Aber erst 
der Zweite Weltkrieg leitete eine 
längere Periode der Entschuldung 
ein, die bis in die 1960er Jahre an-
dauerte. Seit den 1970er Jahren 
schießt die Verschuldung wieder 
nach oben und hat das Niveau 
von 1945 bis heute übertroffen.3 Es 
bedurfte nach der Etappe der Her-
ausbildung des Monopolkapitalis-
mus also offenbar einer besonders 
massiven Vernichtung von Kapi-
tal – durch eine Weltwirtschafts-

4 	 Man muss relativierend hinzufügen, 
dass die Staatsverschuldungskurve 
seit den 1970er Jahren flacher ansteigt, 
wenn man die im selben Zeitraum 
gestiegenen Staatseinnahmen mit ein-
rechnet. Vgl. dazu: M.Schularick, „Sta-
atsverschuldung in der westlichen Welt 
(1880 – 2009)“, Link: www.jfki.fu-berlin.
de/faculty/economics/team/Ehema-
lige_Mitarbeiter_innen/schularick/
VSWG_Schularick_Staatsverschuldung_
in_der_westlichen_Welt.pdf 3	

krise und zwei Weltkriege! - um 
das entstandene Ungleichgewicht 
zwischen dem aufgeblähten Kre-
dit und der realen Wirtschaftsleis-
tung abzubauen, das der Imperia-
lismus produziert hatte.

DIE ROLLE DES STAATES  
IM MONOPOLKAPITALISMUS

Der Übergang des Kapitalismus 
in sein imperialistisches Stadium 
brachte außerdem die Verschmel-
zung der Monopole mit dem Staat 
und die Unterordnung des Staa-
tes unter die Monopole mit sich 
(letztlich die Unterordnung aller 
gesellschaftlichen Bereiche unter 
die Monopole). Das Finanzkapital 
hat die direkte Kontrolle über die 
Politik der bürgerlichen Staaten 
erlangt, die es über Unternehmer-
verbände, das Parteiensystem und 
eine Vielzahl weiterer Organisati-
onen und persönlicher Netzwerke 
ausübt. Der Staat spielt im Ergeb-
nis heute eine wichtige Rolle bei 
der Erzielung von Monopolpro-
fiten, z.B. über die Finanzierung 
wirtschaftlicher Aktivitäten aus 
dem Staatshaushalt (Subventio-
nen), über die Vergabe öffentli-
cher Aufträge, über die Geldpo-
litik der Notenbanken, über die 
Außenpolitik im Interesse der 
heimischen Konzerne, über die 

Militarisierung und Kriegsfüh-
rung oder, indem der Staat selbst 
als wirtschaftlicher Akteur auftritt 
und Unternehmen übernimmt, 
wobei diese mit den privaten 
Monopolen verflochten sind. Die 
Erscheinung des Verschmelzens 
privater und staatlicher Monopo-
le, die Unterordnung des Staates 
unter das Finanzkapital und die 
Nutzung der Staatsgewalt zur Re-
alisierung von Monopolprofiten 
wird auch als staatsmonopolis-
tischer Kapitalismus bezeichnet, 
der ein gesetzmäßiger Teilaspekt 
des Imperialismus ist.4

Besonders in der Krise kommt 
die Bedeutung des staatsmono-
polistischen Kapitalismus zum 
Vorschein: In der letzten Welt-
wirtschaftskrise waren es etwa 
die Staaten, die das vor dem Kol-

4	 Vgl. z.B.: „Lehrbuch der politischen 
Ökonomie“, Dietz 1955, S. 292 ff. Man 
muss zum Begriff des staatsmonopol-
listischen Kapitalismus hinzufügen, dass 
er von revisionistischer Seite teilweise 
mit anderem Inhalt verwendet wird: 
Z.B., indem er aus dem Gesamtkomplex 
des Imperialismus herausgerissen und 
fälschlich zu einem eigenen Stadium 
des Kapitalismus erklärt wird. Dies geht 
häufig damit einher, einzelne Erschei-
nungen des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus überzubetonen und zu 
verabsolutieren, wie z.B. die Verstaatlic-
hung kapitalistischer Unternehmen, die, 
wie die geschichtliche Erfahrung zeigt, 
für die imperialistischen Staaten ledi-
glich eine taktische Maßnahme ist, die 
mal mehr, mal weniger angewandt wird.

GRAFK: Staatschulden der Industrieländer in % des BIP
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laps stehende Bankensystem auf 
Kosten der SteuerzahlerInnen mit 
Geldmitteln ausgestattet haben. 
In Deutschland ist der Staat mit 
25 Prozent bei der strauchelnden 
Commerzbank eingestiegen und 
hat ihr im Zuge dessen mehr als 
18 Milliarden Euro aus Steuer-
mitteln zugeschanzt. Die Autoin-
dustrie wurde über sogenannte 
„Abwrackprämien“ für Altautos 
subventioniert: Jeder, der ein neu-
es Auto gekauft und sein altes ver-
schrottet hat, bekam einen staatli-
chen Zuschuss von 2500 Euro.5

Die staatliche Wirtschaftspo-
litik dient dem Zweck, den kapi-
talistischen Monopolen Profite 
zu sichern und sie auf dem Welt-
markt konkurrenzfähig zu halten. 
Sie soll außerdem die Stabilität 
des kapitalistischen Systems auf-
rechterhalten und Krisenfolgen 
abmildern. Der Staat kann jedoch 
den grundlegenden Widerspruch 
des Kapitalismus ebenso wenig 
auflösen wie das Monopol: Er 
kann den Krisenzyklus verzögern 
und verzerren, indem er Geld in 
den Markt wirft, Unternehmen 
übernimmt, ihnen ihre Waren ab-
kauft, indem die Notenbank die 
Zinsen künstlich niedrig hält o.ä. 
Dadurch entstehen jedoch neue 
Ungleichgewichte: Die Inflati-
on als Folge des „Gelddruckens“ 
etwa vermindert die Kaufkraft 
der arbeitenden Bevölkerung 
und verschärft damit abermals 
das Problem des eingeschränkten 
Marktes.6 Das Auftürmen immer 
höherer Schuldenberge und die 
Ausgabe von immer mehr Kre-
ditgeld untergraben auf Dauer 
die Stabilität des Finanzsystems: 

5	 „Jahresrückblick 2009 - Abwrackprämie: 
Gefeiert und gebrandmarkt“: Rheinische 
Post, https://rp-online.de/panorama/
jahresrueckblick/abwrackpraemie-gefei-
ert-und-gebrandmarkt_aid-11920637

6	 Zur Rolle des Welthandels, über den 
diese Folgen – auf Kosten neuer Unglei-
chgewichte – ausgeglichen werden kön-
nen, siehe unten den Exkurs zur Rolle 
des Dollars als Weltleitwährung.

Gut möglich, dass diese Maßnah-
men in einer der nächsten Krisen 
nicht mehr funktionieren und die 
Märkte wieder echtes Gold für die 
Begleichung von Schulden sehen 
wollen. 

Eine zentrale Säule des Impe-
rialismus bildet die Militarisie-
rung der bürgerlichen Staaten. 
Die Kriegsführung dient im Im-
perialismus der Neuaufteilung 
der Welt und der Durchsetzung 
der geostrategischen Interessen 
des Monopolkapitals. Ganz direkt 
dient die militärische Aufrüstung 
der Staaten als „Konjunkturpro-
gramm“ für die Industriemonopo-
le, die ihr Geschäft mit Rüstungs-
projekten machen, sowie der mit 
ihnen verbundenen Banken bzw. 
finanzkapitalistischen Kreise. Je-
der Krieg führt außerdem zur Ver-
nichtung großer Mengen an Kapi-
tal und dient den Unternehmen 
als Ausgangspunkt einer großen 
Neuanlage von Kapital im Zuge 
des Wiederaufbaus. Kriege erfül-
len in dieser Hinsicht einen ähn-
lichen ökonomischen Zweck wie 
Wirtschaftskrisen. Wirtschafts-
krisen und Kriege können sich 
zudem gegenseitig befördern: Die 
Krise kann für imperialistische 
Staaten zum günstigen Moment 
werden, ihre Konkurrenten, die 
wirtschaftlich unter Druck ste-
hen, zu einer Neuaufteilung von 
Einflussgebieten zu zwingen. Ein 
Krieg kann als „Schockereignis“ 
wiederum den Ausbruch einer 
Krise auslösen. Die Monopole 
verdienen am Ende doppelt am 
Krieg: Erst durch den Verkauf von 
Waffen, dann durch den Wieder-
aufbau. 

DER IMPERIALISMUS UND 
DER WELTMARKT

Wir wollen nun den Einfluss 
der wirtschaftlichen Beziehun-
gen zwischen den kapitalistischen 
Ländern auf den Krisenzyklus be-

trachten.
Die Zeit des vormonopolisti-

schen Kapitalismus (vor dem 20. 
Jahrhundert) war noch davon ge-
prägt, dass der Kapitalismus nur in 
einigen wenigen Ländern der Welt 
entwickelt war, und diese als nati-
onale Wirtschaftsräume vor allem 
durch den Warenexport mitein-
ander verbunden waren. In dieser 
Zeit bildete die Eroberung neuer 
Märkte durch den Kolonialismus 
für die kapitalistischen Länder 
noch ein Ventil für die Steigerung 
der heimischen Produktion. Im 
19. Jahrhundert etwa war jeder 
Aufschwung mit der Eroberung 
eines neuen äußeren Marktes ver-
bunden. Die Aufnahmefähigkeit 
dieser neuen Märkte wurde je-
doch immer maßlos überschätzt, 
die Produktion umso mehr über-
trieben und die Spekulation an-
geheizt, sodass gerade die neuen 
Märkte zum Ausgangspunkt der 
neuen Krise wurden. Von 1825 bis 
1857 waren etwa Amerika und In-
dien die Hauptherde der Krisen. 

Mit dem Übergang zum Impe-
rialismus hat sich die Situation 
insoweit verändert, dass die ko-
loniale Aufteilung der Welt unter 
die kapitalistischen Großmächte 
beendet war. Die Unternehmen, 
die die nationale Produktion und 
die nationalen Märkte als Mono-
pole beherrschten, begannen da-
mit, Monopole auf internationaler 
Ebene zu bilden, die weltweite 
Produktion und den Weltmarkt 
unter sich aufzuteilen. Ebenso bil-
deten sich mit den Industriemo-
nopolen verschmolzene interna-
tionale Bankmonopole heran. Die 
Weltwirtschaft geriet unter die 
Kontrolle international agierender 
und herrschender finanzkapitalis-
tischer Gruppen aus England, den 
USA, Deutschland und anderen 
imperialistischen Ländern. Die 
Entwicklung des Finanzkapitals 
führte zur Aussonderung dieser 
Staaten mit finanzieller Macht, die 
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riesige Mengen an verfügbarem 
Leihkapital besaßen. Mit dem Ka-
pitalüberschuss, den die imperia-
listischen Länder anhäuften, wur-
de der Export von Kapital zum 
kennzeichnenden Merkmal des 
Imperialismus (siehe Infokasten).  

Die koloniale Aufteilung der 
Welt unter die imperialistischen 
Mächte, die Aufteilung der Welt-
produktion und des Weltmarktes, 
sowie der Kapitalexport ermög-
lichten es den Monopolen, Extra-
profite durch die Unterdrückung 
und Ausplünderung anderer Län-
der zu erzielen. Das Diktat des 
Finanzkapitals über die nationa-
len Wirtschaftsräume, die Mono-
polabsprachen, die Planung von 
Produktion und Absatz, und das 
System der direkten Machtaus-
übung wurden nun auf die ganze 
Welt übertragen. Ein Kapitalis-
mus der freien Konkurrenz, 
wie er geschichtlich in Europa 
entstanden war, konnte sich in 
einem Großteil der Welt also 
niemals entwickeln. Die unter-
drückten Länder wurden durch 
den Kapitalexport zwar nach und 
nach in den Weltkapitalismus hi-
neingezogen: Heute gibt es nur 
noch wenige Wirtschaftsbereiche 

in einzelnen Ländern, die nicht 
kapitalistisch sind (in denen z.B. 
ökonomisch noch feudale Ver-
hältnisse oder Selbstversorgung 
vorherrschen). Diese Einbezie-
hung unter den Bedingungen der 
Herrschaft der internationalen 
Monopole war aber stets von der 
Herausbildung massiver wirt-
schaftlicher Ungleichgewichte 
im Weltmaßstab begleitet.

So besitzen z.B. alle Länder heu-
te zwar eine gewisse Industrie. Es 
ist jedoch keinesfalls so, dass jedes 
Land unter dem Imperialismus 
eine eigene, allseitig entwickelte 
industrielle Basis hätte schaffen 
können. Welche Waren in einem 
Land produziert werden dürfen, 
sowie in welcher Menge und zu 
welchen Preisen sie dann expor-
tiert werden, entscheiden die Mo-
nopole. Diese wollen aber maxi-
male Profite erwirtschaften und 
organisieren zu diesem Zweck ein 
weltweites systematisches Gefäl-
le der Profitraten, das die Quelle 
ihrer Bereicherung auf Kosten an-
derer Länder bildet.

Dieses imperialistische System 
der Ausbeutung und Ausplünde-
rung der Welt auf der Grundlage 
des Kapitalexports hat sich ge-

schichtlich in mehreren Etappen 
entwickelt: Zunächst stand die 
Erschließung der Kolonien durch 
Schaffung einer gewissen Infra-
struktur (z.B. Eisenbahnbau, Hä-
fen) im Vordergrund. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg begannen die 
größten Monopole Produktions-
stätten in Übersee zu errichten 
(z.B. VW in Brasilien und Südafri-
ka), die die entsprechenden Märk-
te wie Südamerika bedienten. Die 
sogenannte „Globalisierung“ ab 
den 1990er Jahren veränderte das 
Bild erneut und vertiefte die Inter-
nationalisierung der Produktion 
erheblich. Heute produzieren die 
größten Monopole ihre Waren zu 
einem großen Teil in Form von 
weltweiten Produktionsketten, 
bei denen die Monopole selbst 
häufig nur noch das Design und 
die Endmontage von Industriegü-
tern (z.B. Autos) verrichten, wäh-
rend die Vorprodukte (wie z.B. bei 
Autoteilen vom Computerchip bis 
zum Getriebe) von Zulieferunter-
nehmen aus allen möglichen Län-
dern erstellt werden (die selbst 
wieder Monopole auf ihrem Ge-
biet sein können). 

Wir sprechen auf der Grundla-
ge dieser Entwicklung davon, dass 

Kapitalexport 

Kennzeichnend für den Ka-
pitalexport ist, dass der 

Mehrwert in dem Land geschaf-
fen wird, in das exportiert wird, 
während beim Warenexport der 
Mehrwert in dem Land geschaf-
fen wird, das die Ware exportiert. 
Der Kapitalexport tritt hauptsäch-
lich in Form des Leihkapitals oder 
des produktiven Kapitals auf, das 
heißt in Form von Krediten oder 
Direktinvestitionen. Wenn eine 
deutsche Bank einen Kredit an 
ein ausländisches Unternehmen 
vergibt, Aktien oder Staatsanlei-
hen kauft, exportiert sie Kapital. 

Ebenso exportiert ein Industrie-
monopol Kapital, indem es eine 
Fertigungsstätte in einem frem-
den Land aufbaut oder ein schon 
bestehendes Werk kauft. Heute 
kommen noch weitere Mittel der 
Monopole hinzu, Profit aus frem-
den Ländern abzusaugen: Z.B. 
der Export von Technologie oder 
das Geschäft mit der sogenann-
ten Lizenzproduktion, d.h. dem 
Nachbau von Produkten eines 
Monopols durch ein anderes Un-
ternehmen, wofür letzteres dem 
Monopol eine Gebühr zahlt. Hier-
bei müssen die Monopole nicht 

einmal mehr selbst Investitionen 
tätigen. 

Als allgemeine Regel strebt 
überschüssiges Kapital dorthin, 
wo die Anlagemöglichkeiten be-
sonders günstig sind: Z.B. in Län-
der, in denen es relativ wenig Ka-
pital gibt, in denen die Löhne und/
oder die Bodenpreise relativ nied-
rig sind oder billige Rohstoffe vor-
handen sind. Anders gesagt: Das 
Kapital strebt als allgemeine Regel 
dorthin, wo das Verhältnis zwi-
schen Mehrwert und eingesetz-
tem Kapital am günstigsten ist. ■
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die weltweit führenden Monopole 
über die Grenzen der National-
staaten hinausgewachsen sind, 
sodass man von Weltmonopo-
len sprechen muss. Das bedeutet 
nicht, dass die Nationalstaaten für 
die Weltmonopole bedeutungs-
los geworden wären. Im Gegen-
teil bilden sie als Instrumente zur 
Niederhaltung der ArbeiterInnen-
klasse, zur Organisierung mög-
lichst hoher Monopolprofite im 
Innern sowie zur Beherrschung 
anderer Länder die entscheiden-
den politischen Machtpositionen 
der jeweiligen nationalen Finan-
zoligarchie. Die Weltmonopole 
sind deshalb weiterhin bestimm-
ten Nationalstaaten zuzuordnen 
(z.B. VW zu Deutschland oder 
Toyota zu Japan). Neu ist jedoch, 
dass die Weltmonopole in allen 
Bereichen – bis hin zur Ebene 
der Produktion – über die Gren-
zen der Nationalstaaten hinaus-
gewachsen sind. Wir verstehen 
unter den imperialistischen 
Staaten heute folglich all jene, die 
selbst Weltmonopole besitzen und 
im Kampf um die Welthegemonie 
eine führende Rolle spielen, wie 
z.B. die USA, Deutschland, Frank-
reich, England, Russland, Japan 
und China.

Das beschriebene heutige Sys-
tem der internationalisierten Pro-
duktion wurde durch erhebliche 
Produktivitätssteigerungen auf-
grund neuer Technologien und 
Arbeitsprozesse in den Bereichen 
Logistik (z.B. Containerschiffe) 
und Kommunikation (z.B. Email 
und Internet) möglich gemacht. 
Es bedurfte aber zu seiner Ver-
wirklichung, wie wir im zweiten 
Abschnitt dieses Artikels gesehen 
haben, auch des entwickelten Kre-
ditwesens. Es dient den Monopo-

len dazu, die Umschlagszeit ihres 
Kapitals sowie die organische Zu-
sammensetzung des Gesamtkapi-
tals eines Produktionsverbandes 
zu senken: Die einfachsten Bau-
teile werden teilweise in Hinter-
hoffirmen in abhängigen kapita-
listischen Ländern in Handarbeit 
hergestellt. Die gesamte Produkti-
onspyramide steht dabei unter der 
Herrschaft des Monopols an der 
Spitze, das den größten Teil des 
Mehrwerts einstreicht und allen 
anderen Unternehmen des Ver-
bandes die Geschäftsbedingungen 
diktiert. Das System der globalen 
Produktionsketten vertieft damit 
nicht nur die wirtschaftlichen Un-
gleichgewichte zwischen den ka-
pitalistischen Ländern, sondern 
macht den reibungslosen Ablauf 
der Industrieproduktion insge-
samt anfälliger für Störungen: Ob 
Volkswagen in Wolfsburg oder in 
einem chinesischen Standort sei-
ne Autos zusammenbauen kann, 
hängt nun davon ab, ob die Zulie-
ferteile in anderen Teilen der Welt 
wie geplant hergestellt worden 
sind, ob der Transport problem-
los funktioniert und ob das Kre-
ditwesen und die internationalen 
Zahlungsströme ohne Stockung 
ablaufen. 

Mit der Entwicklung des Welt-
handels wurden auch die Krisen 
internationale Erscheinungen, 
die sich in der Regel von Land zu 
Land ausbreiteten. Jetzt, da sogar 
die Produktion global verschränkt 
ist, wird der internationale Cha-
rakter der Krisen weiter vertieft. 
Die letzte Wirtschaftskrise, die 
keine Region der Welt ausgespart 
hat, gibt ein anschauliches Bei-
spiel hierfür. 

Die Ungleichgewichte, die sich 
im Imperialismus herausbilden, 

kann man auch an der Entwick-
lung der weltweiten Verteilung 
des Leihkapitals festmachen. 
Die Herrschaft des Finanzkapitals 
besteht auf Weltebene auch darin, 
dass die imperialistischen Staaten 
mithilfe von Krediten (z.B. der 
berühmt-berüchtigten „Entwick-
lungshilfe“) den Mehrwert bzw. 
das gesellschaftliche Vermögen 
aus dem Rest der Welt heraussau-
gen und die abhängigen Staaten 
ihrem Diktat unterstellen. Die-
sem Zweck dient auch ein ganzes 
System internationaler finanz-
kapitalistischer Organisationen 
wie der Welthandelsorganisation 
WTO, des Internationalen Wäh-
rungsfonds IWF und der Welt-
bank. Die beiden letzteren verge-
ben z.B. Kredite an Staaten und 
diktieren im Gegenzug die Wirt-
schaftspolitik dieser Staaten im 
Interesse der Weltmonopole. Die 
Bourgeoisie in diesen Ländern ist 
wiederum Nutznießer dieses Sys-
tems, das ihnen Teilhabe am Pro-
fit und eine beschränkte politische 
Macht verschafft, und sie damit  
zu einem direkten Anhängsel oder 
sogar Bestandteil der internati-
onalen Finanzoligarchie macht. 
Eine wirkliche ökonomische Sou-
veränität von Nationalstaaten ist 
im heutigen Imperialismus also 
eine Illusion, was Regierungen, 
die eigene Ziele für ihr Land ver-
folgen, immer wieder sehr schnell 
feststellen müssen (siehe Exkurs 
2). 

Die besondere Macht der USA, 
ihre führende Rolle im Kampf um 
die Welthegemonie lässt sich u.a. 
an der Rolle des Dollars festma-
chen, der bis heute die Weltleit-
währung ist (siehe Exkurs 3).
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Exkurs 2: Souveränität im Imperialismus

Wer noch daran glaubt, dass 
einzelne Staaten im glo-

balen Geflecht des heutigen Im-
perialismus auf kapitalistischer 
Grundlage einen eigenen Weg 
gehen könnten, sollte sich die Ge-
schichte der europäischen „Spar-
diktate“ in den letzten zehn Jahren 
genauer anschauen. Angeführt 
von Deutschland verordnete die 
EU Ländern wie Spanien, Portu-
gal und Griechenland nicht nur 
harte Maßnahmenkataloge auf 
Kosten der ArbeiterInnenklasse 
und zugunsten der europäischen 
Monopole, sondern tauschte auch 
ohne weiteres Regierungen aus, 
wenn die bisherigen nicht ausrei-
chend spurten. Anfang November 
2011 etwa verkündete der dama-
lige griechische Regierungschef 
Papandreou, er wolle die Bevöl-
kerung in einem Referendum 
über die Sparauflagen abstimmen 
lassen. Wenige Tage später, am 9. 
November, war er nicht mehr im 
Amt – sein Nachfolger wurde der 
vorherige Vizepräsident der Euro-
päischen Zentralbank Papadimos. 
Genau am selben Tag ging es in 
Italien dem dortigen Minister-
präsidenten und Milliardär Silvio 
Berlusconi (politisch) an den Kra-
gen. Die damalige EZB-Führung 
hatte ihn zuvor ultimativ aufgefor-
dert, die italienische Wirtschafts- 
und Finanzpolitik in Ordnung zu 
bringen. Sein Nachfolger wurde 
der parteilose EU-Technokrat Ma-
rio Monti, der dafür eigens aus 
Berlin eingeflogen wurde. 

Im Jahr 2015 wurde in Grie-
chenland schließlich das linksre-
formistische Wahlbündnis Syriza 
gewählt, das eine Koalition mit 
der rechtsnationalistischen Anel-
Partei einging. Syriza hatte einen 
entschiedenen Wahlkampf gegen 
die EU-Spardiktate gemacht und 
trat unter dem neuen Ministerprä-
sidenten Tsipras und Finanzmi-
nister Varoufakis zunächst recht 

forsch gegen die Gläubiger Grie-
chenlands auf. Syriza ließ sogar 
das Referendum über die Spar-
politik abhalten, das Papandreou 
2011 noch das Amt gekostet hat-
te: Über 60 Prozent sprachen sich 
gegen einen Reformentwurf von 
Europäischer Kommission, EZB 
und IWF aus. Nach der Drohung 
des deutschen Finanzministers 
Schäuble mit einem Ausschei-
den Griechenlands aus dem Euro 
knickte die Syriza-Regierung je-
doch ein – Varoufakis trat zurück, 
und Tsipras verhält sich seither 
sehr „kooperativ“ mit den Gläubi-
gern...

Einen Eindruck von den ers-
ten Wochen Syriza-Regierung 
und der Atmosphäre, in der Ver-
handlungen mit imperialistischen 
Staaten und Institutionen ablau-
fen, gibt ein Interview mit Stathis 
Kouvelakis, einem damaligen Ver-
treter des linken Syriza-Flügels. 
Er gibt u.a. die Schilderungen des 
neuen Finanzministers Tsakalotos 
(dem Nachfolger von Varoufakis) 
über die Verhandlungen mit der 
EU wieder – sozusagen die erste 
Begegnung eines Wirtschaftswis-
senschaftlers mit der Welt der 
Machtpolitik: „Als er nach seinem 
bisher größten Aha-Moment seit 
der Regierungsübernahme gefragt 
wurde, antwortete er damit, dass 
er sich als Akademiker, dessen Job 
es sei, Volkswirtschaft an der Uni-
versität zu lehren, natürlich gewis-
senhaft auf die Verhandlungen in 
Brüssel vorbereitet hätte. Er hätte 
ein ganzes Arsenal an Argumenten 
vorbereitet und erwartete ebenso 
fundierte Gegenargumente. Was er 
aber stattdessen erlebt habe, war, 
Leuten gegenüberzustehen, die 
ohne Unterlass Regeln, Abläufe und 
so weiter herunterleierten. Tsakalo-
tos sagte, er sei enttäuscht gewesen 
vom niedrigen Niveau der Diksus-
sion. (…) Daran zeigt sich, dass 
diese Leute eine Konfrontation mit 

der EU erwartet hatten, die ähnlich 
einer wissenschaftlichen Konferenz 
ablaufen würde, bei der man eine 
ordentliche Präsentation liefert und 
erwartet, eine ordentliche Gegen-
präsentation zu hören. (…) “1

Es spricht ebenfalls Bände, 
welchem Programm die Syriza-
Regierung am Ende zugestimmt 
hat – Zeitzeuge Kouvelakis dazu: 
„Das Abkommen ist auf allen Ebe-
nen eine vollständige Fortsetzung 
der Schocktherapie, der Griechen-
land die letzten fünf Jahre konti-
nuierlich unterzogen worden ist. 
Es geht sogar noch weiter als alles 
bisher Abgestimmte. (…) Das Pri-
vatisierungsprogramm wurde auf 
ein unglaubliches Niveau hochge-
schraubt, (...) der gesamte öffentli-
che Besitz wird (...) verkauft. Und 
nicht nur das: Alles wird an eine In-
stitution überwiesen, auf die Grie-
chenland keinen Einfluss hat. (…) 
Die härteste Maßnahme von allen 
ist die, dass (…) der gesamte Rest 
der wenigen wirtschaftlichen und 
sozialen Gesetze, welche die Regie-
rung verabschiedet hatte, zurück-
genommen werden muss.“2

Und schließlich haben die Er-
gebnisse der „Brexit“-Verhand-
lungen gezeigt, dass selbst ein 
ausgewachsenes imperialistisches 
Land und ehemaliges Weltreich 
wie Großbritannien nur begrenz-
te Durchsetzungsmöglichkeiten 
gegen die Macht des Finanzkapi-
tals hat. ■

1	 Zitiert nach: Kommunismus 2, S. 51 ff.
2	 Ebd.
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Exkurs 3: Das internationale Währungssystem und die Dominanz des Dollars

Wir haben oben im Exkurs 
über das moderne Wäh-

rungssystem dargelegt, dass die 
führenden kapitalistischen Staa-
ten ab Mitte des 20. Jahrhunderts 
die Golddeckung ihrer Währun-
gen schrittweise zugunsten ei-
nes reinen Kreditgeldsystems 
aufgehoben haben. Dies erfolgte 
international und vor dem Hin-
tergrund der nach dem Zweiten 
Weltkrieg entstandenen Nach-
kriegsordnung: Es gab nach 1945 
ein kapitalistisches und ein sozia-
listisches Lager. Innerhalb des ka-
pitalistischen Lagers hatten sich 
die Kräfteverhältnisse infolge des 
Krieges verändert: Die USA waren 
als der große Gewinner aus dem 
Krieg hervorgegangen und nun 
die Hegemonialmacht der west-
lichen Welt. Sie hatten sich nicht 
nur militärisch über einen gro-
ßen Teil des Globus ausgebreitet, 
sondern exportierten auch mas-
senhaft Kapital (isbs. nach West-
deutschland). Das internationale 
Währungssystem von Bretton 
Woods, das nach dem Krieg in 
Kraft gesetzt wurde, trug diesen 
veränderten Kräfteverhältnis-
sen Rechnung: Der Dollar wurde 
zur Weltleitwährung, mit der der 
überwiegende Teil der Geschäfte 
auf dem Weltmarkt abgewickelt 
wurde. Alle anderen Währungen 
der beteiligten kapitalistischen 
Länder standen in einem festen 
Wechselkursverhältnis zum Dol-
lar. Der Dollar wiederum war als 
einzige Währung ans Gold gekop-
pelt (35 Dollar entsprachen einer 
Unze Feingold). Um den Goldstan-
dard des Dollars zu sichern, ver-
pflichtete sich die amerikanische 
Notenbank, unbegrenzt Gold zu 
diesem Preis zu kaufen. Die Zen-
tralbanken aller anderen Länder 
mussten wiederum durch Trans-
aktionen an den Devisenmärkten 
gewährleisten, dass die Kurse ih-
rer Währungen innerhalb fest-

gelegter Grenzen dem Zielkurs 
entsprachen. Das bedeutete z.B.: 
Stieg der Kurs ihrer Währung im 
Verhältnis zum Dollar, waren sie 
verpflichtet, Dollars zum vorher 
festgelegten Fixkurs zu kaufen. 
Zur Überwachung dieses Systems 
wurde u.a. der Internationale 
Währungsfonds (IWF) geschaffen.

Für die USA bedeutete das Bret-
ton-Woods-System, dass sie sich 
auf Kosten der anderen kapitalisti-
schen Länder in sehr hohem Maße 
verschulden und fast beliebig Geld 
„drucken“ konnten – denn fiel der 
Dollarkurs, mussten die ande-
ren Länder ihn durch Nachkäufe 
stützen (die USA betrieben also 
gezielten Kapitalimport). Zwar 
konnte auch das nicht verhindern, 
dass die Inflation in den USA in 
den 1960er Jahren stark anstieg 
– und infolge des Systems auto-
matisch auf die anderen Länder 
übergriff. Der Warenimport wur-
de jedoch für die USA tendenziell 
günstig. Alle anderen Länder wie-
derum hatten ein Interesse daran, 
in die USA zu exportieren, um an 
Dollars zu kommen. Die Rolle des 
Dollar als Weltleitwährung ist da-
mit der Hintergrund des bis heu-
te hohen Importüberschusses der 
USA (auch Handelsbilanzdefizit 
genannt).  

Der damalige amerikanische Fi-
nanzminister John Connally kom-
mentierte die Rolle des US-Dollar 
im Bretton-Woods-System mit 
den Worten, er sei „unsere Wäh-
rung, aber euer Problem“.1 Den-
noch hatten alle westlichen im-
perialistischen Staaten bzw. ihre 
Monopole für eine längere Zeit 
ein Interesse an der Aufrechter-
haltung dieses Systems, das den 
internationalen Handel und Zah-
lungsverkehr nach dem Zweiten 
Weltkrieg stabilisierte. Das west-
deutsche Kapital etwa erholte sich 

1	 Nils Herger, „Wie funktionieren Zentral-
banken?“, Springer Gabler 2016, S. 43

in den Jahren des Bretton-Woods-
Systems mit amerikanischer Un-
terstützung von seiner Niederlage 
im Zweiten Weltkrieg.

Das System von Bretton Woods 
bestand bis 1973. Es ließ sich ei-
nerseits nicht mehr aufrecht-
erhalten, weil die weltweit zir-
kulierenden Dollarbestände die 
Goldreserven der US-Notenbank 
immer weiter überstiegen, was 
auf den Finanzmärkten zu Speku-
lationen gegen den Dollar führte. 
Vor allem aber war der Kapital-
export im Bretton-Woods-System 
stark beschränkt und streng ge-
regelt: Für die Ein- und Ausfuhr 
von Kapital benötigten Unterneh-
men in diesem System staatliche 
Genehmigungen. Dies musste 
ab einem bestimmten Punkt der 
weiteren Kapitalverwertung und 
Expansion hinderlich sein. Und 
dieser Punkt war in den 1970er 
Jahren erreicht: 1971 hob die US-
Regierung die Goldbindung des 
Dollars auf, was den Ausstieg an-
derer Länder (u.a. Westdeutsch-
lands) aus der Dollarbindung ih-
rer Währungen auslöste. Seit dem 
Ende des Bretton-Woods-Systems 
werden die Währungen der wich-
tigsten kapitalistischen Länder 
frei gegeneinander gehandelt. Sie 
sind nicht ans Gold gebunden, 
sondern reines Kreditgeld. Der 
grenzüberschreitende Kapitalver-
kehr explodierte in den darauffol-
genden Jahrzehnten: Lag 1998 die 
Summe aller ausstehenden grenz-
überschreitenden Forderungen 
bei 9 Billionen Dollar, erreichte sie 
kurz vor der Finanzkrise 2008 mit 
35 Billionen Dollar ihren Höhe-
punkt. Heute liegt sie wieder bei 
30 Billionen Dollar.2 

2	 „The next recession“, The Economist v. 
13.10.18, Special Report S.4 – Im selben 
Artikel ist auch eine Schattenseite des 
freien Kapitalverkehrs in Zahlen gefasst: 
Denn auch die Zahl der Bankenkrisen 
ging seit den 1970er Jahren steil nach 
oben. Erlitten zwischen den Jahren 
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Konferenz von Bretton Woods, 1944

Das Ende des Bretton-Woods-
System bedeutete nicht das Ende 
des Dollars als Weltleitwährung. 
Die Währungen konkurrierender 
imperialistischer Mächte (neben 
dem Euro sind das der chinesische 
Yuan und der japanische Yen) 
legten hinsichtlich ihrer Bedeu-
tung auf dem Weltmarkt zwar zu, 
konnten den Dollar aber bisher 
nicht vom Thron stoßen. Bis heu-
te werden einige Waren auf den 
Weltmärkten ausschließlich ge-
gen Dollar gehandelt, z.B. Öl. Die 
Dollar-Schulden von Unterneh-
men aus sogenannten „Schwel-
lenländern“ (außer Banken) haben 
sich seit der letzten Wirtschafts-
krise etwa vervierfacht, so z.B. die 
Schulden chinesischer Firmen, die 
seit 2009 beinahe aus dem Nichts 
auf heute 450 Milliarden Dollar 
geklettert sind. 

China ist jedoch auch ein Bei-
spiel dafür, wie ein kapitalisti-
sches Land (in diesem Fall unter 
rigider staatlicher Führung) die 

1800 und 2016 noch durchschnittlich 
vier Länder pro Jahr eine Bankenkrise 
(wobei in der Zeit des Bretton-Woods-
System die meisten Jahre über keine 
einzige auftrat), sind es seit 1975 schon 
dreizehn pro Jahr.

ökonomische Macht eines ande-
ren Landes zu seinen Gunsten 
nutzen kann: Neben einigen klei-
neren Staaten hatte China seine 
Währung seit 1994 an den Dollar 
gekoppelt (wobei der Wechselkurs 
durch den chinesischen Staat seit-
her immer wieder angepasst wur-
de). Indem er den Yuan lange auf 
einem niedrigen Dollarkurs fixier-
te, machte der chinesische Staat 
Importe zwar teurer und verrin-
gerte damit den Konsumstandard 
im Innern. Chinesische Produkte 
wurden für andere Länder jedoch 
billig, was den Export ankurbelte. 
China baute große Handelsüber-
schüsse mit den USA auf und kam 
so an die Mittel, um im großen 
Stil amerikanische Staatsanleihen 
aufzukaufen (China exportierte 
also Leihkapital in die USA). Mit 
dem geliehenen Geld konnten von 
US-Seite dann wieder chinesi-
sche Waren gekauft werden, was 
den Aufstieg der chinesischen 
Industrie mitfinanzierte. Diese 
Geld- und Handelspolitik bedeu-
tete zwar, dass China massiv Yuan 
drucken musste – eine grassieren-
de Inflation verhinderte der Staat 
jedoch mit der Anweisung an alle 

chinesischen Banken, einen Groß-
teil dieses Geldes als Reserve zu 
halten und nicht in Zirkulation zu 
bringen: „Es war eine Situation, 
die von tiefem Ungleichgewicht 
geprägt war, und eine, die nur 
aufrechterhalten werden konnte 
wegen der extrem engen Verbin-
dung zwischen dem chinesischen 
Regime und der Wirtschaftselite 
(...)“3

Wir sehen: Hat ein Staat öko-
nomisch die führende Stellung 
auf der Welt eingenommen, leitet 
dies mit einiger Wahrscheinlich-
keit Entwicklungen ein, die diese 
Stellung wieder bedrohen kön-
nen. Von der Rolle des Dollars als 
Weltleitwährung profitieren die 
USA zwar bis heute. Sie hat aber 
auch, zusammen mit den entspre-
chenden Strategien, den Aufstieg 
konkurrierender imperialistischer 
Mächte (z.B. Deutschlands und 
Chinas) ermöglicht. Die geschil-
derten Entwicklungen beleuch-
ten also aus dem Blickwinkel der 
Geldpolitik die notwendige Un-
gleichmäßigkeit in der Entwick-
lung kapitalistischer Staaten. ■

3	 A.Tooze, „Crashed“, S. 36 (engl. Aus-
gabe)
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Neben den imperialistischen 
Staaten gibt es besondere Formen 
von Rentierstaaten – wie z.B. 
die Golfstaaten Saudi-Arabien, 
Vereinigte Arabische Emirate und 
Katar, die Finanzmetropole Singa-
pur oder das Sultanat Brunei – die 
aufgrund einer besonderen histo-
rischen Entwicklung wie z.B. dem 
jahrzehntelangen Exportgeschäft 
mit Öl und Gas große Summen 
von Geldkapital angehäuft haben. 
Die Herrscherdynastien dieser 
Länder investieren ihr Geldkapital 
über Staatsfonds in Aktienbetei-
ligungen u.dgl. in aller Welt, um 
sich auf diese Weise einen Anteil 
am weltweit produzierten Mehr-
wert zu sichern.7

Die weltweite Schaffung von 
Industriestandorten durch die 
Weltmonopole und die beschrie-
bene Dynamik in der Verteilung 
des Leihkapitals mit der Entwick-
lung neuer Rentierstaaten sind 
zwei wichtige Momente, welche 
die ungleichmäßige Entwicklung 
zwischen den kapitalistischen 
Ländern deutlich machen. Die un-
gleichmäßige Entwicklung führt 
so weit, dass einzelne kapitalis-
tische Länder es geschafft haben, 

7	 Isbs. ist in den 2000er Jahren Geldkapital 
aus den Ölexport- und „Schwellenlän-
dern“ in den weltweiten Immobilien-
markt geflossen und hat damit zur 
Überhitzung dort beigetragen.

eigene Weltmonopole aufzubau-
en und zu den imperialistischen 
Mächten aufzuschließen: Das 
sind vor allem China und Indien.8 
Die ungleichmäßige Entwicklung 
der kapitalistischen Länder führt 
zwangsläufig dazu, dass erstarkte 
Monopole und ihre Staaten ihre 
Einflussphären erweitern und sie 
damit schwächer gewordenen 
Mächten streitig machen wollen. 
Der Kampf um die Neuaufteilung 
der Welt wird im Imperialismus 
daher zur Gesetzmäßigkeit und 
führt unweigerlich auch zu Krie-
gen zwischen kapitalistischen 
Staaten. 

Die internationale Herausbil-
dung des Imperialismus und die 
Bildung von Weltmonopolen, die 
über die Grenzen der National-
staaten hinauswachsen, bedeuten 
eine neue Stufe in der Vergesell-
schaftung der Produktion. Damit 
verschärft sich auch auf das Äu-
ßerste der Widerspruch zwischen 
dieser, nun international verge-
sellschafteten Produktion und der 
privaten Aneignung durch eine 
winzige Schicht von Finanzkapi-

8	 Eine detaillierte Untersuchung hierzu 
würde den Rahmen dieses Textes bei 
weitem sprengen. Ein wichtiges Mo-
ment für diese Entwicklung, das jedoch 
unbedingt zu nennen ist, war die Ex-
istenz des sozialistischen Lagers nach 
dem Zweiten Weltkrieg.

talisten, die das gesamte globale 
Wirtschaftsleben beherrschen. 
Der normale Krisenzyklus des Ka-
pitalismus wird auf dieser Grund-
lage – durch das Monopol, die 
gewaltige Ausweitung des Kredits 
und das imperialistische Weltsys-
tem weiter verzerrt, die Krisen-
auswirkungen von Land zu Land 
geschoben und die Widersprüche 
aufgestaut. 

Dass die Widersprüche sich je-
doch nicht endlos aufstauen las-
sen, sondern sich irgendwann 
entladen, wurde 2008 beim Bei-
nahe-Zusammenbruch des in-
ternationalen Zahlungsverkehrs 
und der jahrelangen weltweiten 
Wirtschaftskrise sichtbar, von der 
sich viele Staaten bis heute nicht 
richtig erholt haben. Die führen-
den Monopole und ihre Staaten 
haben die damalige Krise noch 
relativ glimpflich überstanden, in-
dem sie die Krisenfolgen abermals 
zu einem großen Teil in abhängige 
kapitalistische Staaten exportiert 
und ihre Herrschaft über diese 
Länder gefestigt haben. Ein wich-
tiges Beispiel hierfür sind die zahl-
reichen „Strukturanpassungspro-
gramme“ ( auch als „Spardiktate“ 
bekannt), die die internationalen 
finanzkapitalistischen Organisa-
tionen den Ländern aufgebürdet 
haben, die aufgrund der Krise 

Der obere Teil der globalen Herrschaftspyramide: G20-Gipfel 2018 in Buenos Aires
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neue Kredite beantragen muss-
ten (in Europa ist Griechenland 
das bekannteste Beispiel hierfür). 
Zu diesen Maßnahmen zählten 
vor allem die verordneten Strei-
chungen von Subventionen auf 
Lebensmittel und Treibstoff, die 
Zusammenstreichung des öffent-
lichen Dienstes, die Privatisierung 
bzw. Verscherbelung öffentlichen 
Eigentums an die internationalen 
Monopole, u.v.m. Die Ungleich-
gewichte in der Weltwirtschaft 
wurden durch diese Maßnahmen 
jedoch nur noch mehr verschärft 
– und werden mit einiger Wahr-
scheinlichkeit früher oder später 
zurückschlagen.

Zudem gelang die Abwendung 
eines Zusammenbruchs der welt-
weiten Zahlungsströme bei der 
letzten Krise nur deshalb, weil 
die wichtigsten Staaten sich – vor 
allem im G20-Format – auf ein 
gemeinsames Vorgehen, auf eine 
Lösung in Form der Zusammenar-
beit einigen konnten. Die seitdem 
erfolgte Vertiefung der Wider-
sprüche und die Verschlechterung 
der Beziehungen zwischen den 
imperialistischen Ländern lässt es 
zweifelhaft erscheinen, dass eine 
solche Einigung noch einmal zu-
stande kommt. Es ist also plausi-
bel, anzunehmen, dass die nächste 

oder übernächste Krise eine grö-
ßere „Bereinigung“ der aufgestau-
ten Ungleichgewichte in der Welt-
wirtschaft bringen muss. 

Zusammenfassung 
des 3. Abschnitts:

Mit zunehmender Konzentrati-
on und Zentralisation des Kapitals 
sind die kapitalistischen Unter-
nehmen zu Monopolen herange-
wachsen. Man sagt, der Kapitalis-
mus ist in sein imperialistisches 
Stadium übergegangen. Monopole 
versuchen den Grundwiderspruch 
des Kapitalismus durch Elemen-
te der Planung zu lösen, können 
aber die kapitalistische Konkur-
renz nicht überwinden, sondern 
verschärfen diese noch. Im Mono-
polkapitalismus entstehen mit der 
Herausbildung des Finanzkapitals, 
der Unterordnung der Staaten un-
ter die Monopole und der Auftei-
lung der Welt unter die Monopole 
Momente, die den Krisenzyklus 
weiter verzerren. Die Ungleich-
gewichte in der Weltwirtschaft 
werden weiter verschärft: Die 
Weltmonopole saugen Extrapro-
fite aus der Ausplünderung aller 
übrigen Teile der Gesellschaf-
ten, einerseits über die Schaffung 
weltweiter Produktionsverbände, 
andererseits über ein weltweites 

System der Knebelkredite, welche 
die kapitalistischen Staaten direkt 
unter die Kontrolle des internatio-
nalen Finanzkapitals und der füh-
renden imperialistischen Mächte 
stellen. Dieses System ist auch die 
Folge eines Kapitalüberschusses, 
der im Imperialismus eine dauer-
hafte Erscheinung geworden ist. 

Es hat sich heute ein Welt-
kapitalismus herausgebildet, in 
dem die Länder bis hin zur Ebe-
ne der Produktion miteinander 
verschränkt sind. Krisen werden 
daher zwangsläufig zu internatio-
nalen Erscheinungen, die sich von 
einem Land auf das andere aus-
breiten. 

Der Widerspruch zwischen der 
international vergesellschafte-
ten Produktion und der privaten 
Aneignung durch eine winzige 
Schicht von Finanzkapitalisten, 
die das gesamte globale Wirt-
schaftsleben beherrschen, wird 
auf das Äußerste verschärft. Die 
Entladung der kapitalistischen 
Widersprüche wird im heutigen 
Imperialismus durch den Kredit, 
das Monopol und die Staaten hi-
nausgezögert, die Widersprüche 
damit jedoch nur aufgestaut. Im 
Ergebnis werden die Krisen nur 
umso heftiger.

Der obere Teil der globalen Herrschaftspyramide: G20-Gipfel 2018 in Buenos Aires
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4. Die Krisen und der Kampf zwischen Kapital und Arbeit

DIE WECHSELWIRKUNG ZWI-
SCHEN ÜBERPRODUKTION 
UND KLASSENKÄMPFEN

Bisher haben wir den kapita-
listischen Krisenzyklus nur unter 
dem Blickwinkel der Bewegungs-
gesetze des Kapitals als solchem 
betrachtet, und dabei von einem 
ganz wesentlichen Moment ab-
gesehen: Nämlich dem ökono-
mischen und politischen Kampf 
der ArbeiterInnenklasse. Es ist 
keineswegs so, dass die Bewe-
gungsgesetze des Kapitals allein 
die ökonomische Entwicklung be-
stimmen – und die ArbeiterInnen-
klasse ein bloßes Objekt der Ge-
schichte des Kapitalismus wäre, 
das die Entwicklung passiv „erlei-
det“. Kapitalbewegung und Arbei-
terInnenkämpfe stehen vielmehr 
in einem dynamischen Verhältnis 
zueinander, sie bedingen sich ge-
genseitig – und wirken sich damit 
auch auf den Krisenzyklus des Ka-
pitalismus aus. 

Die Krisen wirken sich erstens 
unmittelbar auf die Lebensla-
ge der ArbeiterInnenklasse 
aus: Krisen sind der Moment, in 
dem das Missverhältnis zwischen 
schrankenloser Ausdehnung der 
Produktion und eingeschränktem 
Markt im Kapitalismus sichtbar 
wird und seine Bereinigung ein-
fordert. Im Ergebnis muss Kapital 
vernichtet werden: Unternehmen 
gehen pleite, die Produktion wird 
an vielen Orten stillgelegt und die 
dort beschäftigten ArbeiterInnen 
werden in die Arbeitslosigkeit ge-
schickt. Die wachsende Arbeits-
losigkeit während Krisen macht 
sich nicht unbedingt nur offen als 
Welle von direkten Entlassungen 
bemerkbar, sondern kann auch 
versteckt erfolgen, z.B. in Form 
von Kurzarbeit, der Entlassung 

von LeiharbeiterInnen (die von 
den betreffenden Unternehmen 
also einfach „nicht mehr angefor-
dert werden“), freiwilligem Aus-
scheiden von Beschäftigten ge-
gen Abfindungen und ähnlichen 
Maßnahmen. Tatsächlich haben 
die Angriffe auf die Beschäftig-
ten während der letzten Krise in 
Deutschland häufig gerade diese 
„versteckte“ Form angenommen. 
Grundlage hierfür waren zahl-
reiche Maßnahmen zur Flexibili-
sierung der Arbeitsbedingungen 
und zur Schaffung eines großen 
„Niedriglohnsektors“, die Kapital 
und Staat schon während des vor-
hergehenden Krisenzyklus Mitte 
der 2000er Jahre durchgeführt ha-
ben: Darunter vor allem die Ein-
führung der Leiharbeit und des 
Hartz-IV-Sanktionsregimes Mitte 
der 2000er Jahre durch die SPD-
Grüne-Regierung. 

Krisen sind außerdem der 
Moment, in dem die Unterneh-
men bestrebt sind, die Ausbeu-
tungsrate (das Verhältnis des 
Mehrwert zum Arbeitslohn) 
zu steigern: Z.B. durch Lohnsen-
kungen. Das ökonomische Motiv 
hierfür ist es, dem tendenziellen 
Fall der Profitrate entgegenzuwir-
ken, der sich gerade in der Krise 
durchsetzt. Grundlage dafür, dass 
die Kapitalisten die Ausbeutungs-
rate steigern können, ist die be-
schriebene Vergrößerung der in-
dustriellen Reservearmee infolge 
der Kapitalvernichtung. Eine of-
fene Senkung von Arbeitslöhnen 
z.B. in der Industrie kann dabei 
vorkommen. Auch hier wird aber 
häufig die geschicktere versteckte 
Form gewählt: Die nächsten Ta-
rifabschlüsse können z.B. keine 
Lohnsteigerungen mehr enthal-
ten. Die Lohnsenkung wirkt da-
mit versteckt – über die Inflation 
(bei gleichbleibendem Lohn sinkt 

die Kaufkraft). In der letzten Krise 
waren die DGB-Gewerkschaften 
die besten Unterstützer des Ka-
pitals bei diesen Lohnsenkungen 
durch Nullrunden. Andere Mittel 
wären es, die Beschäftigtenzahl 
erst zu senken, und dann Neu-
einstellungen auf einem anderen, 
niedrigeren Lohnstandard vorzu-
nehmen. Oder aber, das Verhält-
nis von LeiharbeiterInnen und 
Beschäftigten mit Werkverträgen 
gegenüber Festangestellten zu er-
höhen u.v.m. Die Unternehmen 
können die Ausbeutungsrate au-
ßerdem durch die Verlängerung 
des Arbeitstages oder die Inten-
sivierung der Arbeit (etwa durch 
beschleunigte Akkordarbeit, Aus-
weitung von Teilzeitarbeit in Ver-
bindung mit einer Erhöhung der 
Arbeitsintensität u.v.m.) erhöhen. 

Insgesamt ist das Kapital be-
strebt, erstens die Krisenfolgen 
auf die ArbeiterInnenklasse 
abzuwälzen: Neben den schon 
beschriebenen Mitteln z.B. durch 
Inflation, Kürzungen von Subven-
tionen auf Lebensmittel und an-
dere Güter des täglichen Bedarfs, 
Kürzungen von Sozialleistungen, 
die Erhöhung von indirekten 
Steuern (wie z.B. Mehrwertsteuer, 
Benzinsteuer, Tabaksteuer usw.), 
u.v.m. Zweitens wird es versu-
chen, die Krise neben der Neuan-
lage von Kapital dafür zu nutzen, 
einen neuen „Standard“ in der 
Ausbeutung der Lohnarbeit 
durchzusetzen.

Nicht erst die letzte Krise hat 
aber gezeigt, dass die Angriffe des 
Kapitals den Widerstand der Ar-
beiterInnenklasse heraufbeschwö-
ren, der sich insbesondere in einer 
Vielzahl von Ländern in zahlrei-
chen spontanen Kämpfen gegen 
die Sparprogramme (isbs. gegen 
die Streichungen von Subventio-
nen auf Lebensmittel und Treib-
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stoff) ausgedrückt hat. Zahlreiche 
Regierungen sind im Zuge dieser 
Kämpfe gestürzt worden. Ebenso 
wie der Krisenzyklus und isbs. 
die Krisen sich auf die Lebens-
lage der ArbeiterInnenklasse 
auswirken, wirkt der ökono-
mische und politische Kampf 
der ArbeiterInnenklasse sei-
nerseits auf den Krisenzyklus 
und die zunehmende Verwer-
tungsproblematik des Kapitals 
zurück. Denn:

1. Egal, ob es sich um „Demos 
auf der Straße“, etwa gegen Preis-
erhöhungen, oder „Streiks in der 
Fabrik“ handelt: Überall, wo Ar-
beiterInnenkämpfe zu greifbaren 
Erfolgen führen, wirkt sich dies 
aus der Sicht des Kapitals negativ 
auf die Verwertungsbedingungen 
aus. Jeder Streikkampf z.B., der 
auch nur ein wenig die Produk-
tion beeinträchtigt, senkt den ab-
solut produzierten Mehrwert und 
damit die Profitrate. Können die 
streikenden ArbeiterInnen einen 
Teil ihrer materiellen Forderungen 
durchsetzen, z.B. höhere Löhne 
oder bessere Arbeitsbedingungen, 
schlägt dies erneut auf den Profit. 
Das Kapital kann zwar reagieren, 
z.B. indem es den Produktionss-
tandort in ein anderes Land mit 
„besseren“ Ausbeutungsbedin-
gungen verlagert. Geschichtlich 
hat dies jedoch häufig gerade dazu 
geführt, dass sich auch am neuen 
Standort ArbeiterInnenkämpfe 
entwickelt haben: Diese Erschei-
nung wurde Anfang der 2000er 
Jahre von der amerikanischen So-
ziologin Beverly Silver vor allem 
anhand der Kämpfe in der welt-
weiten Autoindustrie im 20. Jahr-
hundert systematisch untersucht.1 
Sie widerlegte damit eindrucks-
voll die bis dahin gängige These 

1	 Beverly J. Silver, „Forces of Labor – Ar-
beiterbewegungen und Globalisierung 
seit 1870“, Assoziation A, 2005 - Das 
Buch wurde in Deutschland vor allem 
von operaistischer Seite viel gelesen und 
diskutiert. Die deutsche Übersetzung 
erfolgte durch die Gruppe „wildcat“.

unter Sozialwissenschaftlern, dass 
die weltweite Freizügigkeit des 
Kapitals zur dauerhaften Schwä-
chung der ArbeiterInnenkämpfe 
führen müsse. Vielmehr seien die 
Arbeiterunruhen der Bewegung 
des Kapitals über den Globus 
gefolgt. Silver geht so weit, die 
Bewegung des Kapitals in neue 
Weltregionen, aber auch in neue 
Produktzweige oder gar in die Fi-
nanzsphäre als Reaktion auf Ar-
beiterInnenkämpfe bzw. als Flucht 
des Kapitals vor ihnen zu betrach-
ten. Dies ist zwar zu einseitig: Das 
Problem der immer schwierigeren 
Kapitalverwertung, die weltwei-
te Expansion von Kapital und die 
Anhäufung von Leihkapital ent-
springen schon allein aus dessen 
eigenen Bewegungsgesetzen, auch 
ohne die Wechselwirkung mit Ar-
beiterInnenkämpfen. Dennoch 
berührt die Analyse einen wichti-
gen Punkt: ArbeiterInnenkämpfe 
führen zu einer zusätzlichen Ver-
schärfung des Problems fallender 
Profitraten. Sie engen die Verwer-
tungsbedingungen des Kapitals 
zusätzlich ein und wirken ver-
stärkend auf die Ungleichgewich-
te, die sich im Weltkapitalismus 
herausbilden. Dies wechselwirkt 
wiederum mit der Geostrategie 
der kapitalistischen Monopole 
und ihrer Staaten, die sich direkt 
in Investitionsentscheidungen äu-
ßern kann. ArbeiterInnenkämpfe 
drängen das Kapital letztlich mit 
dem Rücken zur Wand. Der öko-
nomische Kampf macht damit die 
politische Machtergreifung durch 
die ArbeiterInnenklasse zur drin-

genden Notwendigkeit.
2. Hat die ArbeiterInnenklasse 

in einem Gebiet, einem Land oder 
einer Weltregion die politische 
Macht tatsächlich erobert und 
die kapitalistische Ausbeutung 
dort beseitigt, wirkt dies verstär-
kend auf alle Widersprüche und 
Krisenfaktoren des Kapitalismus: 
Der Machtbereich der Arbeite-
rInnen fehlt dem Kapital als Ver-
wertungsgebiet, d.h. als Markt, 
als Quelle von Arbeitskraft, als 
Quelle von Rohstoffen. Die leben-
dige Existenz einer Alternative 
zum Kapitalismus kann zum Mo-
tor für die ArbeiterInnenkämpfe 
in der kapitalistischen Welt wer-
den. Das Verwertungsproblem 
wird verstärkt. Diese Situation 
bestand auf der Welt schon ein-
mal, nachdem die ArbeiterInnen 
1917 in Russland die Macht er-
griffen und die sozialistische So-
wjetunion aufgebaut hatten. Ein 
Sechstel der Welt war damals dem 
Kapitalismus entrissen. Der erste 
Weltkrieg verschärfte die Wider-
sprüche innerhalb der kapitalis-
tischen Länder bis aufs Äußerste 
und brachte weltweit revolutio-
näre Kämpfe hervor. Die 1921 ge-
gründete Kommunistische Inter-
nationale sprach davon, dass der 
Kapitalismus in eine Phase der 
„allgemeinen Krise“ eingetreten 
war. Die Weltwirtschaftskrise, die 
1929 in der gesamten kapitalisti-
schen Welt ausbrach, entwickelte 
ihre Sprengkraft gerade vor dem 
Hintergrund dieser Weltlage. Und 
das sozialistische Lager breitete 
sich mit Ende des Zweiten Welt-

Streik bei Hyundai in Südkorea 2018
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kriegs und der chinesischen Re-
volution 1949 weiter, bis auf ein 
Drittel der Welt aus. Zwar war 
dieser erste Anlauf zum Sozialis-
mus nicht siegreich: Der Kapita-
lismus konnte sich die verloren 
gegangenen Gebiete schlussend-
lich wieder einverleiben. Jeder 
kann sich aber heute anschauen, 
welche Wirkung die Existenz des 
sozialistischen Lagers auf die Kri-
senhaftigkeit des Kapitalismus 
entfalten konnte. 

DER SYSTEMSTURZ PAS-
SIERT NICHT VON ALLEIN
Die Krisenhaftigkeit ist im Kapi-

talismus Gesetz: Erstens in Form 
der zyklischen Krisen, zweitens 
in Form des sich verschärfenden 
Verwertungsproblems des Kapita-
lismus aufgrund des tendenziellen 
Falls der Profitrate. Es wäre aber 
ein gefährliches (und leider recht 
beliebtes) Missverständnis, aus 
der Krisenhaftigkeit des Kapitalis-
mus die Schlussfolgerung zu zie-
hen, dieser könnte in irgendeiner 
Weise von selbst zusammenbre-
chen. Der Krisenzyklus ist viel-
mehr die Bewegungsform des 
Kapitals, die wir in den letzten 
Abschnitten von verschiedenen 
Seiten her betrachtet haben. Der 
Krisenzyklus bestimmt in seinen 
verschiedenen Phasen die Bedin-
gungen der Kapitalverwertung, 
er regelt die Neuverteilung und 
Neuzusammensetzung von Kapi-
tal, seine in Etappen erfolgende 
Neuanlage und die damit einher-
gehende stufenweise Einengung 
der Verwertungsbedingungen, 
die wiederum die Bildung immer 
größerer, jetzt monopolistischer 
Kapitale und die chronische Über-
akkumulation von Kapital hervor-
bringen. 

Durch alle Krisen hindurch 
bleibt die Grundlage des Kapital-
verhältnisses aber stets erhalten:

Nämlich das Privateigentum an 

den Produktionsmitteln, das keine 
Krise der Welt aufheben wird. 

Anders gesagt: Krisen können 
kommen und gehen, das Finanz-
system kann zusammenbrechen, 
die Währung über Nacht wertlos 
werden, Unternehmen können 
pleite gehen, einzelne Kapitalis-
ten können ihr Eigentum verlie-
ren, der bürgerliche Staat kann 
ganze Wirtschaftszweige über-
nehmen, ein imperialistischer 
Staat kann in einem Krieg eine 
vernichtende Niederlage einste-
cken wie Deutschland im Zweiten 
Weltkrieg. Das alles aber ändert 
nichts daran, dass das Privatei-
gentum und die Herrschaft des 
Finanzkapitals bestehen bleiben – 
jedenfalls solange sie nicht in ei-
ner Revolution beseitigt werden. 
Zwischen der ArbeiterInnenklas-
se und der Herrschaft des Finanz-
kapitals aber steht die bewaffnete 
Staatsmacht. Sie niederzuringen 
ist die Grundvoraussetzung, ohne 
die an die Aufhebung des Kapi-
talverhältnisses nicht einmal ge-
dacht werden kann.  

Die Krisenhaftigkeit des Kapi-
talismus macht also die Notwen-
digkeit der Revolution deutlich. 
Die Annahme, der Kapitalismus 
würde durch seine Krisenhaftig-
keit von selbst zusammenbrechen, 
führt zu der Schlussfolgerung, 
dass man konkret für die Been-
digung des Kapitalismus nichts 
mehr tun müsse. Und damit dient 
sie, auch wenn sie mit radikalen 
Phrasen verziert wird, letztlich 
seiner Erhaltung. 

Der Kapitalismus kann nur auf 
revolutionärem Weg, durch die 
Vernichtung der Herrschaft des 
Finanzkapitals und seines Staates 
beseitigt werden – nicht auf dem 
Weg von Reformen. Gerade der 
Krisenzyklus und das sich ver-
schlimmernde Verwertungspro-
blem des Kapitalismus machen 
dies deutlich: Denn im Zuge sei-
ner krisenhaften Entwicklung hat 

das Kapital immer weniger ökono-
mische Spielräume für materielle 
Zugeständnisse an die ArbeiterIn-
nenklasse, also für reformistische 
Umverteilungsprojekte. Der im-
mer schärfere Konkurrenzkampf 
zwingt das Kapital, seine Ver-
wertungsbedingungen um jeden 
Preis zu verbessern – und damit 
zur Steigerung der Ausbeutung, 
zu Angriffen auf die ArbeiterIn-
nenklasse. Wer ihre Lebenslage 
durch Reformen verändern will, 
sich politisch aber gleichzeitig an 
die Aufrechterhaltung des bür-
gerlichen Staates und damit des 
Kapitalverhältnisses klammert, 
muss notwendigerweise in einen 
unauflöslichen Widerspruch ge-
raten. Man kann das Kapitalver-
hältnis nicht unangetastet lassen, 
ohne sich über kurz oder lang 
auch die kapitalistische Verwer-
tungslogik zu eigen zu machen. 
Die meisten reformistischen Kräf-
te in der Geschichte, die politische 
Macht erreicht haben, haben sich 
deshalb in der Konsequenz zu 
Erfüllungsgehilfen des Kapitals 
gemacht und die Angriffe auf die 
ArbeiterInnenklasse selbst an-
geführt: Ein klassisches und gut 
dokumentiertes Beispiel hierfür 
ist die staatliche Offensive gegen 
das Proletariat durch die SPD-
Regierungen in der Weimarer Re-
publik ab Ende der 1920er Jahre. 
Dies war die logische Konsequenz 
der Politik der Sozialdemokratie, 
die sich bei Beginn des Ersten 
Weltkriegs 1914 auf die Seite des 
deutschen Kapitals gestellt und 
sich in der Revolution 1918/19 an 
den bürgerlichen Staat gekettet 
hatte.2 In der jüngeren Geschichte 
bietet die Politik der griechischen 
Syriza-Regierung ein geradezu 
lehrbuchartiges Beispiel für die 

2	 Diese Politik wurde umfänglich darg-
estellt und analysiert in: Alexander v. 
Plato, „Zur Einschätzung der Klassen-
kämpfe in der Weimarer Republik: KPD 
und Komintern, Sozialdemokratie und 
Trotzkismus“, Oberbaumverlag 1973
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Verheiratung einer zunächst re-
formistischen politischen Kraft 
mit den Interessen des Finanzka-
pitals: Hier war es die Scheu der 
Tsipras-Regierung davor, ein Aus-
scheiden Griechenlands aus der 
Eurozone zu riskieren, weshalb 
sie sich zur Erfüllungsgehilfin der 
europäischen Monopole machte.

Mit dem wachsenden Verwer-
tungsproblem des Kapitalismus 
muss also auch der Reformismus 
als politische Ideologie und Be-
wegung in die Krise geraten: Die 
Verteilungsspielräume werden 
immer geringer. Darum fällt es 
reformistischen Parteien zuneh-
mend schwer, sich durch Umver-
teilungspolitik eine stabile Basis 
in Teilen der ArbeiterInnenklasse 
zu sichern. Auch wenn der ideo-
logische Einfluss des Reformis-
mus dadurch nicht von selbst 
verschwindet, werden seine poli-
tischen Formen tendenziell insta-
biler. Ein Merkmal hiervon ist eine 
verstärkte Tendenz zu Spaltungen 
reformistischer Bewegungen in 
linke und rechte Flügel – die häu-
fig durch verschiedene Haltungen 
zu konkreten Regierungsprojek-
ten veranlasst sind. 

Kann die ArbeiterInnenklasse 
in ökonomischen und politischen 
Kämpfen materielle Erfolge ge-
genüber dem Kapital erzielen, 
es zu Zugeständnissen zwingen, 
macht der Hintergrund des wach-
senden Verwertungsproblems es 
wiederum für das Kapital immer 
mehr notwendig, schnell in den 
Gegenangriff überzugehen. Ein 
Aufstand, der zwar die Regierung 
in die Enge treibt oder gar stürzt, 
es aber nicht schafft, weiter bis 
zur Zerschlagung des Staates und 
zur Errichtung der revolutionären 
Macht vorzudringen, kann des-
halb zwar zu vorübergehenden 
Fortschritten für die ArbeiterIn-
nenklasse führen. Der „Roll-Back“ 
durch das Kapital wird aber nicht 
lange auf sich warten lassen. Auch 

das ist eine Lehre, welche durch 
die Aufstände des letzten Jahr-
zehnts, z.B. in Nordafrika, brutal 
bestätigt worden ist. 

Ein revolutionäres sozialisti-
sches Programm für die Arbei-
terInnenbewegung ist also nicht 
nur notwendig, um einen Ausweg 
aus der Krise zu weisen, sondern 
auch, um alle in konkreten Kämp-
fen errungenen Erfolge dauerhaft 
zu sichern und weiterentwickeln 
zu können. 

ZUSAMMENFASSUNG  
DES 4. ABSCHNITTS

Die Krisen zwingen das Kapital 
zu umfangreichen Angriffen auf 
die ArbeiterInnenklasse: Durch 
die Vernichtung von Kapital in der 
Krise wird eine Vielzahl von Ar-
beiterInnen in die Arbeitslosigkeit 
gezwungen. Die wirtschaftlichen 
Folgen der Krise versucht das Ka-
pital, von der ArbeiterInnenklasse 
bezahlen zu lassen. Das Kapital 
versucht außerdem, die Krise zu 
nutzen, um eine höhere Ausbeu-
tungsrate gegenüber der Arbeite-
rInnenklasse durchzusetzen und 
damit dem tendenziellen Fall der 
Profitrate entgegenzuwirken. 
Ebenso, wie sich die Krise also auf 
die Lebenssituation der Arbeite-
rInnenklasse auswirkt, wirken die 
Kämpfe der ArbeiterInnenklasse 
auf den Krisenzyklus zurück: Ar-
beiterInnenkämpfe verschärfen 
die angespannten Verwertungsbe-
dingungen des Kapitals und zwin-
gen es u.a. zu Standortverlage-
rungen. Diese können jedoch die 
Widersprüche des Kapitalismus 
nicht auflösen, sondern führen zu 
neuen Ungleichgewichten in der 
Weltwirtschaft und ArbeiterIn-
nenkämpfen an den neuen Stand-
orten. Erringt die ArbeiterInnen-
klasse die Macht in einem Gebiet 
und beseitigt dort den Kapitalis-
mus, geht dieses Gebiet für die 
Kapitalverwertung verloren, was 

das Problem des eingeschränkten 
Marktes und der erschweren Ver-
wertungsbedingungen verschärft. 

Die Krise ist die Bewegungs-
form des Kapitals. Seine Grundla-
ge aber ist das Privateigentum an 
den Produktionsmitteln. Krisen 
werden dieses niemals beseitigen, 
der Kapitalismus stürzt also nicht 
von selbst zusammen. Dass dem so 
ist, zeigen auch die Erfahrungen 
reformistischer Regierungspartei-
en. Das Privateigentum kann nur 
durch die ArbeiterInnenklasse in 
einer Revolution beseitigt und un-
ter Umständen jahrzehntelang er-
kämpfte soziale Refomen können 
nur durch die sozialistische Re-
volution gesichert und ausgebaut 
werden.

FAZIT UND AUSBLICK
Wir haben in den ersten vier 

Abschnitten dieses Artikels die 
kapitalistischen Krisen von ihrer 
allgemeinen Seite her betrachtet. 
Wir haben uns angesehen, warum 
die Wurzel der Krisen im Kapita-
lismus die Überproduktion ist, in 
der sich der Grundwiderspruch 
des Kapitalismus zwischen ge-
sellschaftlicher Produktion und 
privater Aneignung der Waren 
äußert. Wir haben gesehen, wie 
der Kapitalismus im Zuge seiner 
Entwicklung mit dem Kreditwe-
sen, den Monopolen, dem interna-
tionalen imperialistischen System 
u.dgl. immer neue Erscheinungen 
hervorbringt, die das Problem 
der Überproduktion letztlich ver-
schärfen und den Grundwider-
spruch des Kapitalismus auf die 
Spitze treiben.

  Im nächsten und letzten Ab-
schnitt wollen wir auf der Grund-
lage dieser allgemeinen Erkennt-
nisse nun einen Blick auf die 
aktuelle Situation werfen: Ist bald 
mit einem neuen, großen Crash zu 
rechnen – und wenn ja, warum?
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Das ist (nicht) die perfekte Welle  
– der reale Krisenzyklus der letzten 200 Jahre

Wir haben im Abschnitt zur Er-
neuerung des fixen Kapitals 

dargelegt, dass sich mit der Beschleu-
nigung der technischen Entwicklung 
die Dauer des Krisenzyklus verkürzt. 
Im 19. Jahrhundert etwa, als der Kapi-
talismus sich noch in seinem vormo-
nopolistischen Stadium befand, fielen 
die Krisen der kapitalistischen Wirt-
schaft in die Jahre 1815, 1825, 1836, 
1847, 1857, 1866, 1873, 1882 und 1891. 
Es gab also einen etwa zehn- bis elf-
jährigen Zyklus, der sich bis zur Jahr-
hundertwende auf etwa 9 Jahre ver-
kürzte. Die Krisen ab den 70er Jahren 
des 19. Jahrhunderts waren dabei 
von besonders langen Depressionen 
geprägt (diese fielen in die Zeiträume 
1873 – 1879, 1882 – 1887 und 1891 
– 1895). In der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts verkürzte sich die Dau-
er des Krisenzyklus auf 7 bis 8 Jahre: 
Krisen fielen in die Jahre 1900, 1907, 
1913, 1921, 1929 und 1937.1 Der Zwei-
te Weltkrieg von 1939 – 1945 führte 
zu einer massiven Vernichtung von 
Kapital, vor allem in Europa. Dies 
prägte auch den Krisenzyklus in den 
nachfolgenden Jahrzehnten: Es kam 
nach 1945 zu einer längeren Phase des 
Aufschwungs in der Weltwirtschaft,2 
die etwa bis in die 1970er Jahre an-
dauerte. In der BRD z.B. gab es zwi-
schen 1950 und 1966/67 keine klassi-
sche Überproduktionskrise im Sinne 
eines absoluten Rückgangs in der 
Industrieproduktion. Trotzdem kann 
man eine periodische Entwicklung 
feststellen, die sich am Tiefpunkt des 
Zyklus jeweils in einem Sinken der 
Zuwachsrate darstellte: Betrug diese 
z.B. im Jahr 1955 noch 15 Prozent, 
sank sie 1958 auf 3,1 Prozent. 1960 
lag sie bei 11 Prozent, 1963 wieder 
bei 3,9 Prozent, um im nächsten Jahr 

1	 Vgl. Fred Oelßner, „Die Wirtschafts-
krisen“, Dietz-Verlag 1949, S. 97

2	 Das ist natürlich eine grobe Vereinfa-
chung. Für die BRD-Wirtschaft etwa 
spielten der Import von US-ameri-
kanischem Kapital und die vorangegan-
gene Steigerung der Ausbeutungsrate 
in den Jahren des Faschismus ebenfalls 
eine entscheidende Rolle dafür, dass in 
den Jahren von 1950 bis 1975 de facto 
ein langer Aufschwung stattfand.

abermals auf 9 Prozent zu steigern. 
1966 brach dann die erste allgemei-
ne Überproduktionskrise mit einem 
Rückgang in der Industrieproduk-
tion um 2 Prozent aus.3 1970 gab es 
wieder ein Minimum im Wachstum. 
1975 folgte dann ein erneuter abso-
luter Rückgang, messbar im Sinken 
des Bruttoinlandsproduktes.4 In den 
Jahren darauf finden wir eine Rezes-
sion 1982, ein Wachstumsminimum 
1987, eine starke Rezession 1993 
(kurz nach der Wiedereinverleibung 
der DDR), Stagnationen 1996/97 und 
2002/2003 sowie einen heftigen Ein-
bruch 2009 als Ergebnis der Weltwirt-
schaftskrise (vgl. Grafik). 2013 kam es 
dann zu einer erneuten Stagnation.5 
Man kann also feststellen, dass sich 
die Dauer des Krisenzyklus in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
auf etwa 4 bis 6 Jahre verkürzt hat.6 
Man kann außerdem feststellen, dass 
sich die Krisen in ihrer Stärke sehr 
unterscheiden können. Hier kommt 
zum Tragen, dass sich die reale wirt-
schaftliche Entwicklung im fortge-
schrittenen Monopolkapitalismus 
als das Ergebnis eines komplexen 
Zusammenwirkens zahlreicher Ein-
flussfaktoren ergibt. Wir haben ge-
sehen, wie der Kredit, das Monopol, 
die staatliche Wirtschaftspolitik, der 
Weltimperialismus und schließlich 
der Klassenkampf den Krisenzyklus 

3	 Die Zahlen stammen aus: „Der Imperi-
alismus der BRD“, Verlag Marxistische 
Blätter 1972, S. 273

4	 Die Zahlen ab 1975 beziehen sich 
auf das preisbereinigte Bruttoinland-
sprodukt (Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr), aus: Norbert Räth, „Rez-
essionen in historischer Betrachtung“, 
S. 3, Link: https://bit.ly/2w9TywL (vgl. 
auch Grafik ).

5	 Index des Bruttoinlandsproduktes in 
Deutschland von 1991 bis 2017 (preis-, 
saison- und kalenderbereinigt), Link: 
https://bit.ly/2Hwgq0g

6	 Andere ökonomische Kennzahlen, in 
denen sich der Krisenzyklus in Form 
eines „Rhythmus“ niederschlägt, sind 
z.B. die Entwicklung der Investitionen, 
des Außenhandels, der Zinsen oder der 
Arbeitslosigkeit (hier ist jedoch Vorsicht 
angebracht, da die Staaten ihre Arbeit-
slosenstatistiken regelmäßig ändern und 
fälschen).

verzerren: Manche Krisen bleiben 
scheinbar aus (lassen sich aber trotz-
dem an den ökonomischen Kennzah-
len feststellen), nur damit die nächste 
oder übernächste umso heftiger he-
reinbricht. Die wirtschaftliche Ent-
wicklung in der Eurozone ist z.B. seit 
der letzten Weltwirtschaftskrise von 
erheblichen staatsmonopolistischen 
Eingriffen und einer erneuten, massi-
ven Ausweitung des Kredits geprägt: 
Der Ökonom Markus Krall sprach 
oben davon, dass die EZB-Politik 
den Bankrott einer Vielzahl europä-
ischer Unternehmen nach der letz-
ten Krise künstlich unterdrückt und 
damit erhebliche Ungleichgewichte 
aufgebaut hätte. Dies wirft die Frage 
auf, ob das Ausbleiben eines echten 
Einbruchs 2013 / 2014 eine umso hef-
tigere Krise in den nächsten beiden 
Jahren, oder aber erst in ca. 7 Jahren 
verursachen wird. 
Hinzu kommt, dass nicht jede Erneu-
erung des fixen Kapitals die gleichen 
Ausmaße annimmt. Umwälzungen in 
grundlegenden Technologien, etwa 
die Einführung der Dampfmaschine, 
des Fließbandes, der Elektronik oder 
der Informationstechnik, machen 
eine Erneuerung von fixem Kapital, 
und damit auch eine Vernichtung 
von Kapital, in weitaus größerem 
Maßstab erforderlich als die einfache 
Verbesserung einer schon eingeführ-
ten Technik. Die Einführung derarti-
ger „Basistechnologien“ und die Neu-
organisation der Produktion auf ihrer 
Grundlage spielt sich für gewöhnlich 
auch in größeren Zeiträumen als ei-
nem einzigen Zyklus ab. Dies dürfte 
sich wiederum im Krisenzyklus be-
merkbar machen und seinen Verlauf 
verändern. 
Beide Gesichtspunkte legen es nahe 
anzunehmen, dass auch die „Stärke“ 
der Krisen selbst wieder einer regel-
mäßigen Bewegung folgt, dass der 
kapitalistische Krisenzyklus neben 
den gewöhnlichen „kurzwelligen“ 
Bewegungen von heute 4 bis 6 Jah-
ren noch weitere, „langwellige“ zyk-
lische Bewegungen durchläuft. Schon 
in den 1920er Jahren forschte der 
russische Ökonom Nikolai Kondra-
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tieff zu diesem Thema und stellte die 
Existenz langer zyklischen Wellen 
in wirtschaftlichen Kennzahlen wie 
dem Index der Warenpreise oder dem 
Kurs festverzinslicher Wertpapiere 
empirisch fest. Die Durchschnitts-
länge dieser Zyklen bestimmte er 
auf etwa 50 Jahre.7 Sein Zahlenmate-
rial war in dieser noch recht frühen 
Phase des entwickelten Kapitalismus 
freilich begrenzt: Er konnte zu seiner 
Zeit gerade einmal 2 ½ Zyklen aus-
machen. Während der ansteigenden 
Phase eines solchen langen Zyklus 
seien die Aufschwungphasen im 
gewöhnlichen (damals sieben- bis 
zehnjährigen) Krisenzyklus länger, 
während in der absteigenden Phase 
die Jahre der Depression überwiegen 
würden. Kondratieffs Arbeiten haben 
sowohl in der bürgerlichen als auch 
in der marxistischen Ökonomie im-
mer eine Außenseiterrolle gespielt.8 
Sein Ansatz ist zwar durchaus ma-
terialistisch, z.B. wenn er „zufällige“ 
Erscheinungen wie Änderungen in 
der Technik oder das Auftreten von 
Kriegen und Revolutionen im erklä-
renden Teil seiner Arbeiten auf öko-
nomische Entwicklungen zurück-
führt. Im wesentlichen beschränkt 
er sich jedoch darauf, die zyklischen 
Wellen auf der Erscheinungsebene 
zu untersuchen. Seine theoretische 
Einordnung bleibt sehr oberflächlich, 
der Imperialismus z.B. kommt darin 
gar nicht vor. Ob sich Kondratieffs 
lange Wellen auch für die Jahrzehn-
te nach 1930 stichhaltig nachweisen 

7	 N.Kondratieff, E.Händeler (Hrsg.), „Die 
langen Wellen der Konjunktur“, Marlon-
Verlag 2016

8	 Auf der bürgerlichen Seite hat sich der 
Ökonom Joseph Schumpeter auf die 
Arbeiten Kondratieffs gestützt und den 
Begriff der „Kondratieff-Zyklen“ für die 
langen Wellen geprägt. Der trotzkist-
ische Theoretiker Ernest Mandel geht 
in seinem Buch „Der Spätkapitalismus“ 
(Suhrkamp 1972) ebenfalls auf „lange 
Wellen in der Geschichte des Kapitalis-
mus“ ein. Ein aktuellerer Artikel wäre 
E.Händeler, „On the Reality Behind 
Money“, in: Stefan Mann (Hrsg.), „Sec-
tors matter! Exploring Mesoeconomics“, 
Springer Science+Business Media Berlin 
2011.

lassen, ist unter Ökonomen bis heu-
te umstritten und eine offene Frage 
auch für die marxistische politische 
Ökonomie im 21. Jahrhundert.
Anhaltspunkte für derartige „Super-
zyklen“, ggf. auch mit unterschied-
licher Länge, finden sich jedenfalls: 
Wir sind im Abschnitt zum Imperi-
alismus z.B. auf das Verhältnis zwi-
schen der weltweiten Verschuldung 
und dem Weltbruttoinlandsprodukt 
eingegangen. Von 1945 bis in die 
1970er Jahre fand eine große „Ent-
schuldung“ statt (hinter der vor allem 
das Wachstum der Realwirtschaft 
infolge der vorherigen Vernichtung 
von Kapital stand). Seit den 1970er 
Jahren ist die weltweite Verschul-
dung im Verhältnis zum Welt-BIP 
dann wieder explodiert. Ein Superzy-
klus vielleicht, der in absehbarer Zeit 
seinen Höhepunkt erreicht?
Die Frage ist interessant und von 
praktischer Bedeutung, wenn wir in 
die nächsten Jahre blicken. Trotzdem 
muss an dieser Stelle betont werden, 
dass der entscheidende wirtschaftli-
che Zyklus der 4- bis 6-jährige Kri-
senzyklus bleibt, der durch die „ge-
wöhnliche“ Erneuerung des fixen 
Kapitals vorgegeben ist. Und: Alle 
denkbaren wellenförmigen Bewe-
gungen sind am Ende immer nur die 
Form, in der sich der Kapitalismus in 
Richtung einer höheren organischen 
Zusammensetzung und Zentralisati-
on entwickelt. Der tendenzielle Fall 
der Profitrate sorgt in Bezug auf den 
Krisenzyklus insgesamt dafür, dass 
die durchschnittlichen Wachstums-

raten dauerhaft sinken (siehe Grafik), 
auch wenn es lokal und zeitlich be-
grenzte Gegentrends geben kann (wie 
z.B. die wirtschaftliche Entwicklung 
Chinas in den letzten Jahrzehnten). 
Das vorübergehende Ausgleichen 
der kapitalistischen Widersprüche, 
für das die Wirtschaftskrisen norma-
lerweise sorgen, wird damit immer 
schwächer. Der Imperialismus un-
terdrückt diese Funktion schließlich 
zusätzlich und systematisch. In der 
Konsequenz spricht einiges dafür, 
zu sagen, dass im Imperialismus nur 
noch große Kriege (sowie zufällige 
Katastrophen) zu vorübergehenden 
Bereinigungen der wirtschaftlichen 
Ungleichgewichte führen können. 
Die beiden Weltkriege in Kombinati-
on mit der Weltwirtschaftskrise von 
1929 wären ein warnendes Beispiel 
hierfür. ■
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 5. Die nächste Krise steht vor der Tür  
– was heißt das für uns?

Markus Krall verzieht 
weiterhin keine Miene, 
während er seine Sicht 

der Dinge darlegt. Die beiden You-
tuber, die ihn interviewen, hören 
gefesselt zu, sagen kaum einen 
Ton. Es fallen Sätze wie „Jedes 
Jahr wird die Bombe in den Bilan-
zen der Banken größer.“ 

 Dass die Börsen gut laufen, sei 
noch nie ein Zeichen dafür gewe-
sen, dass die Dinge gut bestellt 
seien. Alle Geschäftsfelder seien 
vielmehr von einer Blasenbildung 
befallen: 

 „Der niedrige Zins treibt die 
Aktienkurse nach oben, und der 
treibt auch die Immobilienkurse 
nach oben, und der treibt auch alle 
anderen Assetpreise nach oben, 
also auch ‚Alternative Assets‘ wie 
Oldtimer und Kunst, und was es 
da alles gibt. Alles ist in einer Bla-
senbildung begriffen, und diese 
Blasenbildung wird angetrieben 
vom Zins (...) Im Grunde genom-
men hat die Geldpolitik der EZB 
die risikofreie Verzinsung durch 
das zinsfreie Risiko ersetzt, und 
deswegen flüchten alle in irgend-
welche Anlagen, von denen sie 
hoffen, dass sie im Falle einer Kri-
se wenigstens nicht ganz kaputt-
gehen.“ 

 Krall greift zum Tisch neben 
sich und nimmt einen Schluck 
Wasser. Auch das Wirtschafts-
wachstum der letzten Jahre sei in 
Wahrheit eine Illusion, ein Stroh-
feuer. Die EZB wisse ganz genau, 
dass jede Zinserhöhung das Kar-
tenhaus, diese „Wachstumsillusi-
on“ sofort zum Einsturz bringen 
würde... 

 Krall bezieht sich in seiner düs-
teren Prognose ausdrücklich auf 
Europa und die Politik der EZB. 
Folgt man seinen Schilderungen, 
sieht es so aus, als sei Europa 

heute eines der schwachen Ket-
tenglieder des Weltkapitalismus. 
Die nächste Krise würde vor al-
lem Europa heimsuchen. Dafür 
spricht, dass schon 2007/2008 die 
amerikanische Notenbank mit 
viel Geld einspringen musste, um 
das europäische Finanzsystem vor 
dem Kollaps zu bewahren.1 Es ist 
denkbar, dass sie dies beim nächs-
ten Mal wieder tut – etwa weil die 
USA aus geostrategischen Erwä-
gungen nicht auf einen – ökono-
misch weiter geschrumpften, aber 
halbwegs stabilen – Bündnispart-
ner Europa verzichten will. Eben-
so ist aber denkbar, dass die Euro-
päische Union, zumindest aber die 
Eurozone über der nächsten Krise 
zerbricht. Schwachstellen jeden-
falls gibt es in dem Staatenbünd-
nis genug: Das Spardiktat über 
Griechenland und der drohende 
erneute Ausbruch eines Volkswi-
derstands dort, die explodierende 
Arbeitslosigkeit in Südeuropa, die 
italienische Staatsverschuldung, 
die politische Krise in Frankreich 
des Jahres 2018, die Interessenwi-
dersprüche zwischen westlichen 
und östlichen EU-Staaten sowie 
zwischen Nord und Süd sind nur 
einige Stichworte in diesem Zu-
sammenhang. 

 Ebenso wie Krall den Zusam-
menbruch des Finanzsystems in 
Europa für die nächste Krise vor-
hersagt, gibt es aber auch Ökono-
men und politische Beobachter2, 
die das Damoklesschwert heute 
vor allem über China hängen se-
hen: Der Grund hierfür ist die 
Kombination aus einer immensen 
Dollar-Verschuldung des Landes 
und seiner Exportabhängigkeit, 
die es verwundbar gegenüber der 
1	 A.Tooze, „Crashed“, S. 11 ff. (engl. Aus-

gabe)
2	 Vgl. u.a. „China am Abgrund“, Wildcat 

99, Winter 2015/16

aggressiven Außenwirtschaftspo-
litik der USA machen – welche 
sich eben auch genau und gezielt 
gegen den potenziellen Rivalen 
um die Welthegemonie in Fernost 
richtet. Im Herbst 2018 wieder-
um waren es die überschuldeten 
„Schwellenländer“ Türkei und 
Argentinien, deren Währungen 
infolge eines massiven Kapital-
abflusses in Richtung USA in den 
Keller stürzten – manche sahen 
schon hier den Beginn des großen 
Crashs.

 Mitte der 2000er Jahre warn-
ten viele Analysten vor einer 
drohenden schweren Dollarkri-
se. Am Ende waren es aber die 
Immobilienmärkte, die den Stein 
ins Rollen brachten.3 Eine genaue 
Vorhersage, wann und wo die 
nächste schwere Wirtschaftskrise 
in der Welt ausbricht, wird auch 
heute niemand treffen können. 
Dass der ca. 5-jährige Krisenzyk-
lus sich aktuell dem Ende nähert, 
ist ebenso eine Tatsache wie der 
Umstand, dass alle bürgerlichen 
Wirtschaftsmedien seit gerau-
mer Zeit über eine nächste gro-
ße Krise im Zeitraum 2019 / 2020 
schreiben: Geht es ihnen hier um 
strategische Kommunikation, also 
darum, schon im Vorfeld die po-
litische Deutungshoheit über die 
Ereignisse zu erlangen, die Bevöl-
kerung vorzubereiten, die Emoti-
onen in den Massen zu steuern? 
Oder darum, mit Berichten über 
den bevorstehenden großen Crash 
realen Einfluss auf die Marktent-
wicklung zu nehmen, z.B. um den 
imperialistischen Konkurrenten 
zu schaden? 

 Wir verfügen nicht über ei-
nen so präzisen Überblick über 
die derzeitigen Ungleichgewichte 

3	 A.Tooze, „Crashed“, S. 27 ff. (engl. Aus-
gabe)
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im Weltkapitalismus, dass wir an 
dieser Stelle genauere Prognosen 
über Schwere und Verlauf der 
nächsten Krise wagen würden. 
Im Prinzip bleibt ein Konjunktu-
reinbruch in Form eines bloßen 
Wachstumseinbruchs oder ei-
ner kurzfristigen Stagnation für 
Deutschland und andere große ka-
pitalistische Länder in den nächs-
ten zwei Jahren ebenso denkbar 
wie der nächste große Crash. 
Wenn wir jedoch nicht nur den 
kommenden Kriseneinbruch son-
dern die nächsten zwei oder drei 
Krisenzyklen betrachten, also den 
Zeitraum bis etwa 2030, kann man 
eine ganze Reihe von Umständen 
anführen, die die letztere Option 
als die deutlich wahrscheinlichere 
erscheinen lassen – und auf dieser 
Grundlage verschiedene mögliche 
Entwicklungen skizzieren: 

 1. Die Weltwirtschaftskrise von 
2008 war besonders schwer und 
Ausdruck des verzerrten Krisen-
zyklus im heutigen Imperialismus. 
Sie war Ausdruck davon, dass der 
Imperialismus systematisch ein 
erhebliches Maß von Ungleich-
gewichten und Widersprüchen in 
der Weltwirtschaft erzeugt, dass 
er den Grundwiderspruch des Ka-
pitalismus auf die Spitze treibt. 

 Das besonders heftige Zusam-
menwirken einer zyklischen Krise 
mit den sich verschärfenden Ver-
wertungsbedingungen für das Ka-
pital äußerte sich darin, dass auf 
die Krise in vielen wichtigen ka-
pitalistischen Ländern und Wirt-
schaftsräumen eine besonders 
lange, mehrere Jahre umfassende 
Depression folgte – und das, ob-
wohl die Staaten und Notenban-
ken Billionen Euro in die Märkte 
gepumpt haben. Teilweise überla-
gerte die Depressionsphase sogar 
den kompletten nächsten Krisen-
zyklus. Das deutsche Kapital kam 
zwar relativ glimpflich davon: In 
Deutschland erreichte die Indust-
rieproduktion bereits im Jahr 2011 

wieder das Vorkrisenniveau. Die 
Staaten des Euro-Raums zusam-
mengenommen benötigten hierfür 
jedoch bis 2016, die 28 EU-Staaten 
sogar bis 2017: Das Wachstum in 
Osteuropa ist bis heute niedrig, 
während Südeuropa stagniert. Die 
Industrieproduktion der USA war 
2012/2013 wieder auf ihrem Vor-
krisenniveau, die von Japan liegt 
bis heute deutlich (ca. 8 %) unter 
ihrem Wert von 2008 (Grafik A).

 Anders sah die Entwicklung 
in China, Indien und den in der 
bürgerlichen Presse sogenannten 
„MIST“-Staaten (Mexiko, Indone-
sien, Südkorea, Türkei) aus, wo 
die Produktion nach 2009 schnell 
wieder anwuchs. China konnte 
seine Industrieproduktion gegen-
über 2008 bis 2015 sogar verdop-
peln (Grafiken B und C).4 

4	 Zahlen der OECD von 2018, aus: „Proz-
ess der Krisenüberwindung seit letzter 

A

B

C
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Die Krisenbewältigung verlief in 
den großen kapitalistischen Län-
dern also uneinheitlich und die 
internationalen Ungleichgewichte 
haben sich seither verschärft: Das 
deutsche Kapital etwa profitier-
te von der Stagnation in anderen 
Teilen Europas, es „exportierte“ 
die Krise sozusagen in den Süden 
und Osten. Früher oder später 
müssen sich auch diese Wider-
sprüche entladen. Es stellt sich die 
Frage, ob ein nochmaliger Export 
der Krisenfolgen für Deutschland 
überhaupt möglich ist, oder ob die 
Eurozone oder gar die EU zerbre-
chen könnte, etwa an explosiven 
spontanen ArbeiterInnenkämpfen 
in verschiedenen Ländern? Was 
wäre in diesem Fall der geostra-
tegische „Plan B“ des deutschen 
Finanzkapitals? 

 2. Die Überproduktionskrise 
von 2008 äußerte sich in einer 
besonders schweren globalen Fi-
nanzkrise, in deren Verlauf der 
internationale Zahlungsverkehr 
kurz vor dem Zusammenbruch 
stand.

Weltwirtschaftskrise strukturell verän-
dert“, Link: http://www.quest-trendmag-
azin.de/weltwirtschaft/perspektiven/
weltweite-industrieproduktion-und-ue-
berwindung-weltwirtschaftskrise.html

 Die Krisenbewältigung im all-
gemeinen und die Stabilisierung 
des Finanzsektors im besonderen 
geschahen dann auf der Grundlage 
einer erneuten, massiven Auswei-
tung des Kredits. Die Zentralban-
ken der größten Wirtschaftsräume 
haben einerseits ihre Leitzinsen 
auf Null gesenkt und andererseits 
bis heute Staatsanleihen im Wert 
von mehreren Billionen Euro ge-
kauft. Nach Zahlen des Interna-
tionalen Währungsfonds ist die 
weltweite Gesamtverschuldung 
von 190 Prozent der globalen 
Wirtschaftsleistung im Jahr 2007 
auf heute 225 Prozent gestiegen 
(zwei Drittel hiervon entfallen auf 
Privathaushalte und Unterneh-
men, ein Drittel auf Staaten).5

  Diese Aufblähung des Kredits 
hat die Bereinigung zahlreicher 
Ungleichgewichte, die sich vor 
der Weltwirtschaftskrise heraus-
gebildet hatten, hinausgezögert 
und neue Ungleichgewichte ent-
stehen lassen. Dazu gehört z.B. 
die von Markus Krall angeführte 
Verlängerung der Lebenszeit von 

5	 „Eine Welt voller Schulden“, Tagesspie-
gel vom 28.05.2018, Link: www.tagess-
piegel.de/politik/globale-finanzlage-
eine-welt-voller-schulden/22608852.
html

„Zombie-Unternehmen“ in Euro-
pa. Mittlerweile sind alle Anlage-
märkte von einer Blasenbildung 
gekennzeichnet. Gleichzeitig stag-
nieren seit einiger Zeit die Investi-
tionen in produktives Kapital. Das 
äußert sich z.B. darin, dass große 
Unternehmen ihr freies Geldka-
pital vermehrt in den Rückkauf 
eigener Aktien statt in Maschinen 
oder Arbeitskraft stecken.6

 Die oben genannte rapide 
wachsende Industrieproduktion 
in China, Indien und den „MIST-
Staaten“ wurde ebenfalls durch 
Kredite, und zwar Auslandskre-
dite, befeuert und hat die Dollar-
Verschuldung dieser Länder in 
die Höhe schießen lassen. Die 
Währungskrise in der Türkei und 
Argentinien im Herbst 2018 infol-
ge eines starken Kapitalabflusses 
in die USA war womöglich ein 
Vorgeschmack darauf, wie das 
Wachstum in diesen Ländern in 
den letzten Jahren direkt in den 
Crash führen könnte. 

 Doch auch die größten impe-
rialistischen Länder mussten den 
Kredit infolge der Krise ausdeh-
nen: Trotz einiger Leitzinserhö-

6	 „USA: Krise im Anmarsch?“, Perspektive 
Online, Link: http://perspektive-online.
net/2018/11/usa-krise-im-anmarsch

Bankensturm in Berlin - folgt bald ein neuer? 
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hungen in den letzten Monaten 
z.B. durch die amerikanische No-
tenbank liegt das Zinsniveau bis 
heute überall auf einem histori-
schen Tief. Zusammengenommen 
mit der exorbitant hohen Staats-
verschuldung (von durchschnitt-
lich 100 % des BIP in den großen 
kapitalistischen Ländern) verengt 
das die ökonomischen Spielräume 
der Staaten beim nächsten Krisen-
einbruch erheblich. Der britische 
„Economist“ diskutierte im Okto-
ber 2018 deshalb die Frage, wel-
che Optionen den Staaten noch 
bleiben, „wenn die gewöhnlichen 
Waffen scheitern“7 - mit ande-
ren Worten: Wie können sie den 
schon heute historisch hohen Kre-
dit noch weiter aufblähen, wenn 
sie die Wirtschaft stabilisieren 
wollen? Viele Antworten auf die-
se Frage laufen darauf hinaus, bis-
herige Tabus zu brechen, um noch 
mehr Notenbankgeld zu erzeugen. 
Z.B. könnten die Notenbanken 
anfangen, neben Staatsanleihen 
auch Unternehmensaktien aufzu-
kaufen. Oder sie beginnen damit, 
Notenbankgeld direkt an Privat-
leute auszuzahlen, um kurzfristig 
den Warenverkauf anzuheizen 
– etwa indem allen BewohnerIn-
nen eines Landes die Möglichkeit 
eingeräumt wird, selbst Kon-
ten bei der Notenbank zu führen 
(was bisher nur Geschäftsbanken 
vorbehalten ist). Diese Form der 
Ausweitung der Geldmenge wird 
in Wirtschaftskreisen auch als 
„Helikoptergeld“ bezeichnet: Es 
ist, als würde ein Hubschrauber 
der Zentralbank über einer Stadt 
herumfliegen und Geldscheine 
abwerfen. Natürlich würde die-
ses Geldgeschenk an die Bevölke-
rung dieser in Form von Inflation 
schnell wieder weggenommen... 

Derartige Maßnahmen der Staa-
ten und Notenbanken würden vie-
le neue Probleme aufwerfen: Die 

7	 „The next recession“, The Economist v. 
13.10.18, Special Report S.9 ff.

Europäische Zentralbank müsste 
für eine solche Geldpolitik ver-
mutlich alle jemals geschlosse-
nen Verträge zwischen den Eu-
ro-Staaten brechen. Jede weitere 
Ausdehnung des Kredits würde 
das Finanzsystem außerdem noch 
instabiler und störanfälliger ma-
chen: Die Gefahr eines „Sturms 
auf die Banken“ würde z.B. noch 
größer, als sie heute ohnehin 
schon ist. Deshalb diskutieren 
Ökonomen und Wirtschaftspoliti-
ker auch die Möglichkeit, das Bar-
geld ganz abzuschaffen und ein 
rein elektronisches Zahlungssys-
tem einzuführen. In diesem Fall 
hätte niemand mehr die Möglich-
keit, sein Geld vom Konto abzu-
heben und zu horten. Würde man 
ein solches Geldsystem im Ext-
remfall noch mit Notenbankkon-
ten für Privatleute kombinieren, 
könnte der kapitalistische Staat 
die finanziellen Bewegungen der 
ArbeiterInnen nicht nur komplett 
überwachen, sondern auch noch 
direkt steuern: Z.B., indem die No-
tenbanken negative Zinsen ein-
führen. Die einzige Möglichkeit, 
sein Geld nicht zu verlieren, wäre 
dann, es sofort auszugeben. Der 
staatsmonopolistische Kapitalis-
mus hätte in diesem Fall eine neue 
Stufe der Perversion erreicht. 

 All diese exotischen Maßnah-
men, den Kredit noch weiter aus-
zudehnen, sind allerdings Gedan-
kenspiele von Ökonomen, von 
denen die meisten in der Praxis 
noch nie ausprobiert worden sind. 
Das Problem von Regierungen in 
der Krise wird es sein, dass sie in 
komplizierten realen Situationen 
mit tausenderlei Interessenkon-
flikten handeln müssen, ihnen die 
Zeit im Zweifel davon läuft und 
derartige Pläne auch scheitern 
können, z.B. an Verhandlungen 
mit anderen Ländern. Der andere 
Extremfall wäre es also, dass die 
Krisenbewältigung durch noch 
mehr Kredit beim nächsten Mal 

einfach misslingt und der inter-
nationale Zahlungsverkehr tat-
sächlich zusammenbricht, z.B. 
weil niemand mehr auf das staat-
liche Kreditgeld vertraut. In einer 
solchen Situation könnten sich 
Staaten gezwungen sehen, wieder 
echtes Gold bzw. eine goldgedeck-
te Währung in Umlauf zu bringen. 
Die Monopole und sie könnten 
sich genötigt sehen, große Men-
gen an Schulden abzuschreiben 
u.v.m. Derartige Situationen hat 
es in der Geschichte des Kapita-
lismus schon häufig gegeben, z.B. 
in Form von Währungsreformen. 
Für die ArbeiterInnenklasse be-
deuteten sie immer große Enteig-
nungen zugunsten der Monopole. 

3. Während der Krise von 2008 
haben die mächtigsten kapitalis-
tischen Staaten die Stabilisierung 
des internationalen Zahlungs-
verkehrs durch Ausweitung der 
Staatshaushalte in Kooperation 
miteinander vorgenommen und 
damit die Krisenbewältigung ein-
geleitet. Nur auf dieser Grund-
lage war es möglich, den Kre-
dit wie oben beschrieben noch 
weiter auszudehnen. Wir haben 
aber auch gesehen, dass die Kri-
senbewältigung die ungleichmä-
ßige Entwicklung zwischen den 
kapitalistischen Staaten gefördert 
hat. Die Widersprüche unter ih-
nen haben sich seither verschärft: 
China z.B. hat seine Bedeutung als 
Industrieland ausgebaut und will 
in Zukunft der führende Staat auf 
dem Gebiet der digitalen Techno-
logien und der künstlichen Intel-
ligenz werden. Es verfolgt außer-
dem stärker als je zuvor seinen 
Anspruch, Hegemonialmacht in 
Eurasien zu werden. Die USA hin-
gegen wollen ihre Welthegemo-
nie verteidigen. Sie sind deshalb 
in den letzten Jahren zu einem 
aggressiven Vorgehen gegen ihre 
Konkurrenten, vor allem gegen-
über China, übergegangen: Sie 
haben z.B. angefangen, eine offen-
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sive Handels- und Schutzzollpoli-
tik zu betreiben, Teile der Produk-
tionsketten ihrer Monopole auf 
den eigenen Kontinent zurückzu-
holen, internationale Organisatio-
nen zu schwächen, in denen ihre 
Konkurrenten einflussreich sind, 
die europäischen Bündnispartner 
wieder stärker an ihre Seite zu 
zwingen u.v.m.

 Auch in Europa weisen die EU 
und die Eurozone als internatio-
nale Zusammenschlüsse kapita-
listischer Staaten wachsende Wi-
dersprüche auf, welche die Gefahr 
eines Zusammenbruchs dieser 
Bündnisse verstärken. Der „Bre-
xit“ ist das augenfälligste Sym-
ptom hierfür. Die europäischen 
Monopole sind aus der Weltwirt-
schaftskrise von 2008 hinsichtlich 
ihrer Stellung im Weltimperialis-
mus insgesamt geschwächt her-
vorgegangen. 

 Die offenen Konflikte zwischen 
den imperialistischen Staaten ha-
ben sich seit 2008 außerdem ver-
schärft und zu neuen Kriegen ge-
führt (z.B. in der Ukraine und in 
Syrien). 

 Diese Verschärfung der Wi-
dersprüche zwischen den ka-
pitalistischen Staaten macht es 
zweifelhaft, ob eine ähnliche in-
ternationale Kooperation wie 
2008 im Falle einer erneuten 
Weltwirtschaftskrise noch einmal 
stattfinden wird. Vielmehr sieht 
es so aus, dass einige imperialisti-
sche Staaten wie die USA statt auf 
internationale Kooperation schon 
jetzt auf die aggressive Stärkung 
der eigenen Position auf Kosten 
der anderen Imperialisten setzen. 
Dies tun sie, um angesichts der 
drohenden Kapitalvernichtung in 
der nächsten Krise und eines an-
stehenden Kampfes um die Neu-
aufteilung der Welt bestmöglich 
vorbereitet zu sein. 

 Diese Überlegungen lassen es 
möglich erscheinen, dass einige 
imperialistische Staaten es in der 

nächsten Krise tatsächlichen auf 
einen vorübergehenden Zusam-
menbruch des internationalen 
Zahlungsverkehrs und Handels 
ankommen lassen – und diesen 
damit auslösen.

 4. Das nächste Jahrzehnt wird 
voraussichtlich von einer großen 
Neuanlage von fixem Kapital ge-
prägt sein, wie sie immer nur 
nach einer gewissen Zahl von 
Krisenzyklen vorkommt. Zentral 
hierfür ist die zu erwartende Um-
rüstung der Industrieproduktion 
auf digital vernetzte Systeme und 
die breite Einführung von künst-
licher Intelligenz. Auf Grundlage 
der modernen Informations- und 
Kommunikationstechnik, isbs. 
des Internets, sollen in Zukunft 
z.B. alle Schritte innerhalb von 
Produktionsketten miteinander 
vernetzt sein, wobei Maschinen 
selbständig miteinander kommu-
nizieren („Internet der Dinge“). 
Produktionsstraßen sollen nach 
den Digitalisierungsplänen der 
Industrie in Zukunft vor allem in 
Modulen aufgebaut sein und die 
Produktion zunehmend individu-
alisiert stattfinden (Fertigung auf 
Bestellung).8 Die kapitalistischen 
Monopole und Staaten betreiben 
seit Jahren industriepolitische In-
itiativen rund um die „Digitalisie-
rungsrevolution“, um im Rennen 
um die technologische Vorherr-
schaft auf der Welt in Zukunft 
einen führenden Platz einzuneh-
men. In Deutschland etwa gibt es 
hierfür die Plattform „Industrie 
4.0“, während die Digitalisierung 
in China ein Bestandteil der staat-
lichen Initiative „Made in China 
2025“ ist. Neben dem „Internet der 
Dinge“ und der künstlichen Intel-
ligenz im Allgemeinen gehören 
der Übergang von der Produktion 
klassischer Autos mit Verbren-
nungsmotor zu Elektroautos so-

8	 Vgl. „Was ist Industrie 4.0?“, Link: www.
plattform-i40.de/I40/Navigation/DE/
Industrie40/WasIndustrie40/was-ist-
industrie-40.html

wie autonomen Fahrzeugen zu 
den größeren Veränderungen in 
der Industrieproduktion. Hinzu 
kommt, dass mit der Einführung 
künstlicher Intelligenz erstmals 
auch Teile der Bürojobs (z.B. 
Übersetzer, Anwälte, Call Center) 
automatisiert werden können.

 Die Planungen der kapitalisti-
schen Staaten sehen den Übergang 
auf diese neue Basistechnologie in 
der Produktion bis 2030 vor. Wie 
wir weiter oben im Text geschil-
dert haben, macht eine derart 
umfassende Neuanlage von fixem 
Kapital eine ebenso große vorhe-
rige Vernichtung von Kapital not-
wendig. Insofern spricht auch die 
technologische Entwicklung da-
für, dass mit dem Ende dieses oder 
eines der nächsten Krisenzyklen 
eine besonders große Vernichtung 
von Kapital bevorsteht. Für die 
kommende Krise kann das also 
sowohl bedeuten, dass der große 
Crash ansteht – oder aber, dass es 
sich noch um eine „Übergangskri-
se“ handelt. 

 Ob es aber nun schon bei der 
nächsten oder erst bei der über-
nächsten Krise zu einem heftigen 
Einbruch mit entsprechenden 
Angriffen auf die ArbeiterInnen-
klasse kommt – die Gesetze des 
Kapitals werden eine große Be-
reinigung von Ungleichgewich-
ten in den nächsten Jahren auf 
die Tagesordnung setzen. Deshalb 
ist es notwendig für uns, die un-
terschiedlichen skizzierten Mög-
lichkeiten (und alle weiteren) 
zumindest grob zu überblicken: 
Werden die Angriffe auf die Ar-
beiterInnenklasse in Deutschland 
und anderen Ländern diesmal um 
ein Vielfaches stärker ausfallen 
als 2009? Und wie könnten diese 
Angriffe konkret aussehen? Wie 
erklären wir z.B. den ArbeiterIn-
nen, dass das Kapital sie in der 
Krise angreift, wenn der Staat auf 
einmal Helikoptergeld an die Be-
völkerung verteilt?
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  WIE KANN EINE REVOLUTI-
ONÄRE ANTWORT AUF DIE 

NÄCHSTE KRISE AUSSEHEN?
 Rauchschwaden ziehen durch 

die Pariser Innenstadt. Die Poli-
zei hat alle Zufahrtsstraßen zum 
Elysée-Palast weiträumig abge-
sperrt. Man sieht viele Menschen, 
die sich Tücher vors Gesicht hal-
ten, um sich vor dem Tränengas 
der Polizei zu schützen. Es ist der 
dritte „Gelbwesten“-Samstag in 
Folge. Weit über 100.000 sind auf 
der Straße. 40 Forderungen hat 
die Bewegung aufgestellt, z.B. die 
Abschaffung der Öko-Steuer auf 
Benzin und eine Anhebung von 
Mindestlohn und Renten. Inzwi-
schen gehen Gerüchte um, dass 
einige zum Arc de Triomphe vor-
gedrungen seien. Tage später wird 
man in der Zeitung lesen, dass der 
Triumphbogen verwüstet wurde. 
Die Napoleonfigur wurde ent-
hauptet! Die Regierung spielt mit 
dem Gedanken, den Ausnahme-
zustand auszurufen. Eine Gruppe 
junger Männer zieht vorbei, ruft: 
„Emmanuel, wir schieben Dir 
eine Quenelle in den Arsch!“ Die 
Quenelle ist ein antisemitischer 
Gruß... Auf der Aktion geht es un-
übersichtlich zu: Man sieht rechte 
Nationalisten genau so wie linke 

AnarchistInnen. Jemand erzählt, 
dass in einem Vorort von Paris 
die DemonstrantInnen ein paar 
Faschisten krankenhausreif ge-
prügelt haben, als sie sich in die 
Aktion mischen wollten. Es ist die 
ganze Bewegung, die sich gerade 
radikalisiert.9

 Von der nächsten großen Welt-
wirtschaftskrise bis zu einem 
leichten bis mittelschweren Ein-
bruch erscheint in den nächsten 
Monaten und Jahren alles mög-
lich. Was man mit Sicherheit sa-
gen kann, ist, dass Kapital und 
Staaten die Gelegenheit für An-
griffe auf die Lebenslage der Ar-
beiterInnenklasse nutzen werden. 
Es können Dynamiken entstehen, 
die heute kein Mensch vorhersa-
gen kann – bis hin zum plötzli-
chen Entstehen massiver sozialer 
Bewegungen: Die Ereignisse in 

9	 Diese bildliche Schilderung der 
Gelbwesten-Proteste, die Motive aus 
dem zweiten und dritten Aktionstag 
verwendet, ist inspiriert von verschie-
denen Berichten, u.a.: „Reportage vom 
‚Gelbe Warnwesten‘-Protest auf den 
Pariser Champs-Elysées und einige An-
merkungen zur Natur dieser Protestbe-
wegung – auch in Antwort auf manche 
Kritiker“, erschienen am 26.11.2018 auf 
Labournet: www.labournet.de/interna-
tionales/frankreich/soziale_konflikte-
frankreich/reportage-vom-gelbe-warn-
westen-protest-auf-den-pariser-champs-
elysees-und-einige-anmerkungen-.zur-
natur-dieser-protestbewegung-auch-in-
antwort-auf-manche-kritiker

Frankreich Ende 2018 sind nur ein 
aktuelles Beispiel hierfür. Was ist 
aber, wenn Krisenproteste ent-
stehen, und plötzlich werden die 
Faschisten darin stark? Solche 
Gedankenspiele führen uns vor 
Augen: Wir müssen auf die Krise 
und ihre möglichen Konsequen-
zen politisch vorbereitet sein, und 
zwar weitaus besser als beim letz-
ten Mal.

 Das bedeutet:
 -  Es ist richtig, zu fordern, dass 

das Kapital die Krise bezahlen soll. 
Diese Forderung müssen wir aber 
nicht nur allgemein erheben und 
auf Flugblätter schreiben, son-
dern in allen konkreten Kämpfen 
in Betrieben und Stadtteilen mit 
Leben füllen. Dass das Kapital die 
Krise bezahlen soll, bedeutet eben, 
dass wir alles Gerede von „Sach-
zwängen“ und all die Argumente 
zurückweisen müssen, mit denen 
man uns davon überzeugen wol-
len wird, dass wir jetzt eben doch 
Zugeständnisse machen müssten. 
Konkret heißt das: Ja, wir kämp-
fen gegen die Verschlechterungen 
für uns und nein, wir nehmen 
keine Rücksicht auf die Lage des 
Unternehmens. Ja, wir fordern 
höhere Löhne und nein, wir üben 
uns nicht in Zurückhaltung. Wir 
solidarisieren uns nicht mit unse-
rer Firma, sondern nur mit unse-
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ren Interessen als ArbeiterInnen. 
 - Wir lassen uns nicht auf die 

„schiefe Ebene“ des Reformismus 
ein: Wer verspricht, er könne die 
Lebenslage der ArbeiterInnen-
klasse verbessern, aber den bür-
gerlichen Staat nicht anfassen 
will, wird morgen die Angriffe auf 
die ArbeiterInnen mittragen. Der 
Kapitalismus hat uns nichts mehr 
zu bieten und muss beseitigt wer-
den. Dazu gibt es keine Alterna-
tive.

 - Wir reiben uns auch nicht da-
mit auf, nur den Ist-Zustand zu 
verteidigen, sondern tragen den 
Kampf ums Ganze in die Arbei-
terInnenklasse. Wir kämpfen um 
unsere Arbeitsplätze. Aber nicht 
der Kampf um jeden Arbeitsplatz 
ist unser Ziel, sondern die Inbe-
sitznahme aller Produktionsmit-
tel durch die ArbeiterInnenklas-

se. Die Krise ist der Moment, in 
dem wir allen vor Augen führen 
können, dass der Kapitalismus die 
Lebenslage der ArbeiterInnen-
klasse immer weiter verschlech-
tern wird – und dass nur der of-
fensive Kampf gegen das Kapital, 
der Sturz des Systems die Lösung 
bringen wird. 

 - Wir treten mit unseren revo-
lutionären Positionen der faschis-
tischen Agitation und Propaganda 
entgegen. Die Faschisten behaup-
ten heute, sie wollten das System 
stürzen. Sie konnten damit bereits 
an Einfluss in manchen Teilen der 
Massen gewinnen. Wir müssen 
aufzeigen, dass das nicht so ist: 
Der Faschismus steht im Gegen-
teil für die heftigsten Angriffe auf 
die ArbeiterInnenklasse. Er ist die 
reaktionäre Speerspitze des Ka-
pitals. Überall, wo faschistische 

Kräfte in den letzten Jahren an die 
Regierung gekommen sind, haben 
sie die Arbeits- und Lebensbedin-
gungen der Bevölkerung im Inte-
resse der Unternehmer offensiv 
verschlechtert. In der Krise wird 
der Faschismus besonders perfi-
de Versuche unternehmen, in den 
Massen an Einfluss zu gewinnen, 
sie nach rechts zu orientieren. Im 
antifaschistischen Kampf lassen 
wir uns auch in der Krise nicht 
auf den kleinsten demokratischen 
Nenner ein, indem wir dem Re-
formismus ideologisch das Feld 
überlassen. Wir verteidigen nicht 
die bürgerliche Demokratie, die 
uns den ganzen Schlamassel be-
schert hat, sondern die Interessen 
der ArbeiterInnenklasse und den 
Sozialismus. Das muss zentraler 
Inhalt unserer Agitation und Pro-
paganda sein!
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 - Wir machen keine Abstri-
che bei der Klassensolidarität 
und beim Internationalismus! 
Wir treten allen Versuchen des 
Kapitals entgegen, Teile der Ar-
beiterInnenklasse anhand ihrer 
Herkunft, ihres Geschlechts, ihres 
Alters, ihrer sexuellen Orientie-
rung oder ihrer Religion gegen-
einander auszuspielen, um damit 
seine Herrschaft zu sichern. Wir 
treten ebenso allen Versuchen 
entgegen, Betriebsstandorte oder 
Berufsgruppen gegeneinander 
auszuspielen. Wir lehnen alle Ar-
ten von Abschottungspolitik ge-
gen Geflüchtete und MigrantIn-
nen entschieden ab! Nein, es sind 
nicht die ArbeiterInnen aus ande-
ren Ländern, die unsere Jobs be-
drohen, sondern das Kapital. Und 
ja, wir können alle aufnehmen 
und mit ihnen gegen das Kapital 

kämpfen!
 Die Krise wird nicht unsere Pro-

bleme lösen und uns nicht unsere 
Aufgaben abnehmen. Es mögen je 
nach Schwere der Angriffe durch 
das Kapital auch in Deutschland 
spontane Kämpfe entstehen, die 
das Kapital herausfordern und das 
Potenzial für echte Veränderun-
gen bieten. Wir dürfen uns nicht 
vor diesen Kämpfen verschließen, 
auch wenn sie die unterschied-
lichsten Menschen aus allen mög-
lichen Bevölkerungsgruppen und 
mit allen möglichen politischen 
Ideen oder Kampfformen umfas-
sen. Wir dürfen uns nicht davon 
abkapseln, wenn wir z.B. einzel-
ne Forderungen dieser Bewegun-
gen für falsch halten. Wir müssen 
uns insbesondere darauf einstel-
len und vorbereiten, dass wir mit 
rechten und faschistischen Kräf-

ten um den Einfluss in den Massen 
kämpfen werden! Das kann auch 
bedeuten, dass wir mit solchen 
Kräften beizeiten gleichzeitig auf 
der Straße stehen müssen, bis wir 
deren Einfluss auf die Massen zu-
rückgedrängt, sie konsequent iso-
liert und selber diesen Einfluss ge-
wonnen haben.

 Die weltweiten Klassenkämpfe 
der letzten Jahrzehnte haben ein 
ums andere Mal bewiesen: Krisen 
können revolutionäre Situationen 
hervorbringen. In diesen Situatio-
nen kommt es darauf an, dass die 
KommunistInnen vorbereitet sind 
und die entstehenden Bewegun-
gen zur Revolution führen. 
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ARBEITERJUGEND  
IN DER KRISE

Ein Artikel der Kommunistischen Jugend

Eine Autotür knallt langsam 
ins Schloss, ein Anschnal-
ler klickt und während der 

Motor ratternd zu starten beginnt, 
ertönt auch schon unter leisem 
Rauschen die Stimme des Mo-
derators im Radio. Weich klingt 
seine Stimme, aber auch besorgt, 
während er davon berichtet, dass 
es mit „unserer“ Weltwirtschaft 
ein Mal mehr den Bach runter 
geht. Normalerweise würde Elisa 
einfach eines der kleinen Rädchen 
drehen und den Kanal wechseln, 
so dass die Stimme des Modera-
tors mit samt den bedrückenden 
Nachrichten, die er mitzuteilen 
hat, verstummt, doch nicht heute. 
Heute hat Elisa ihren Job verloren 
und deshalb ist es dem sonst so 
hell erleuchteten Gemüt gerade 
ziemlich egal, was im Radio läuft.
[irgendwie Widersprüchlich?]   
Durch ihren Kopf schwirren tau-
sende Fragen, darunter „Wie soll 
ich meine Miete bloß zahlen?“, 
dicht gefolgt von „Muss ich jetzt 
wieder bei meinen Eltern einzie-
hen?“. Panik macht sich breit.

Das Szenario, dass wir gerade 
durchlebt haben, scheint so be-
liebig, es könnte in Deutschland 
spielen, doch eben so in Spanien, 
Italien oder Griechenland. Das da-
rin beschriebene Schicksal könnte 
die junge Frau so wohl jetzt ge-
rade, aber auch schon vor zehn 
Jahren erlebt haben. Doch ist das 
Szenario wirklich so beliebig oder 
erscheint es uns nur wie ein Déjà-
Vu, weil wir tatsächlich gezwun-
gen sind, alle paar Jahre das selbe 

zu erleben? 
Wirtschaftskrisen sind im Ka-

pitalismus unabdinglich und vor 
allem regelmäßig und so auch 
Schicksale wie das der jungen Eli-
sa. Denn das ist was sich wirklich 
hinter Krisen verbirgt: Der Zu-
sammenbruch von Millionen und 
Abermillionen Existenzen. Ob der 
Börsenmakler auf der Wallstreet 
mal ein paar Dollar weniger ver-
dient, oder VW mal ein paar Autos 
weniger verkauft ist letzten Endes 
nicht bedeutend. Was bedeutend 
ist, ist was diese Ereignisse nach 
sich ziehen. Die ersten die unter 
den Verlusten großer Autohänd-
ler zu leiden haben sind nicht die 
Eigentümer der Firmen, es sind 
die ArbeiterInnen in den Werken, 
die entlassen oder auf Kurzarbeit 
umgestellt werden. ArbeiterIn-
nen wie Elisa, ArbeiterInnen wie 
du und ich. Dass Elisa jung ist, ist 
ebenso kein bloßer Zufall, denn 
in der letzten Krise war es die Ju-
gend, die mit am stärksten betrof-
fen war und in der Krise, die nun 
in ihren Startlöchern steht, wird 
sie es wieder sein. 

Natürlicherweise kann ein sol-
cher Satz nicht ohne Grund und 
auch nicht ohne Beweis genannt 
werden, deshalb werden wir im 
folgenden Artikel erläutern in wie 
fern sich die besondere Unterdrü-
ckung der Jugend innerhalb der 
vorhergegangenen Krisen gezeigt 
hat und was das für uns heute be-
deutet.

SPANIENS JUGEND WILL 
VERÄNDERUNG 

Unsere Zeitreise in die vergan-
gene Krise führt uns nicht nur 
einige Jahre zurück, sie führt uns 
auch ein wenig weiter in den Sü-
den. Während und nach der letz-
ten Krise waren es die südeuro-
päischen Länder, die am stärksten 
Betroffenen waren, so logischer-
weise auch ihre Jugend. Im Jahr 
2015 erklärte Spaniens Regierung 
die Wirtschaftskrise offiziell für 
beendet, denn die Wirtschaft er-
lebte, zur Freude einiger Kapitalis-
ten, das erste Mal seit Jahren ei-
nen Aufschwung. Wirklich freuen 
konnte sich darüber sonst wohl 
niemand. Wie auch, wenn man 
gerade mit Mitte 30 wieder bei 
seinen Eltern eingezogen ist. So 
und nicht anders ging es nämlich 
großen Teilen der Jugend Spanien 
damals und vielen geht es auch 
heute noch so.

Im Sommer 2015 sind immer 
noch 39,7 % der 15- 29 jährigen 
SpanierInnen ohne Arbeit. Im 
vorhergehenden Jahr hatten von 
den wenigen gleichaltrigen die 
Arbeit fanden, 68,5% angegeben, 
unfreiwillig in einem Teilzeitjob 
festzustecken. 

Das sorgt dafür, dass sich immer 
weniger junge Menschen finanzi-
ell leisten können, von zu Hause 
auszuziehen, manche von ihnen 
ziehen gar dort hin zurück. Noch 
zu Hause oder wieder dort ange-
kommen bleibt einem nur die Fa-
milie als Auffangnetz. Das ist auf 
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die vielfältigsten Arten proble-
matisch. Auf der einen Seite steht 
der finanzielle Aspekt. Eventuell 
sind die Eltern selber nur prekär, 
gar nicht- oder unterbeschäftigt. 
Dann fehlt einfach Geld, um zu-
sätzlich auch noch die Kinder mit 
durchzubringen und es muss sich 
auf Hilfen wie Lebensmittelban-
ken (in Spanien beispielsweise 
die sozialistischen „Banco Obrero 
Solidario de Alimentos“) verlas-
sen werden. Staatliche Hilfen gibt 
es kaum. 2010 bekamen von 4,5 
Millionen arbeitslos gemeldeten 
spanischen BürgerInnen mehr als 
eine Million gar keine staatliche 
Unterstützung. Auf der anderen 
Seite lastet neben allen finanzi-
ellen Problemen auch noch ein 
enorm hoher sozialer Druck auf 
den jungen Menschen. Sie haben 
das Gefühl, als VersagerInnen da-
zustehen. Nach jeder ausbleiben-
den Antwort auf eine Bewerbung 
sinkt die Motivation stärker und 
die Stimmen aus den Reihen der 
Familie über die „Faulheit“ der Ju-
gend werden lauter. 

Lauter wurde schließlich auch 
Spaniens Jugend. Im Jahre 2011 
überflutete eine Welle von Mas-
senprotesten das Land, die wei-
testgehend von dieser organisiert 
wurden. Die Woche vor den Wah-
len organisierte das Bündnis „De-
mocracia Real Ya!“ (dt. Echte De-
mokratie Jetzt) Kundgebungen an 
über 50 Orten im ganzen Land. An 
fünf Tagen in Folge gab es größ-
tenteils über das Internet organi-
sierte Großdemonstrationen in 
den Städten Barcelona, Valencia, 
Bilbao und Santiago de Composte-
la. Auch der Platz „Puerta del Sol“ 
in Madrid blieb über Tage  besetzt. 
Eine Widerstandsbewegung ent-
flammte, die der spanische Staat 
auch prompt wieder zu löschen 
drohte. Die Protestaktionen direkt 
am Wahlwochenende wurden 
landesweit verboten, doch Spani-
ens Jugend bemerkte das kaum. 

Ihr Vertrauen in den kapitalisti-
schen Staat war längst gebrochen 
und so blieben die BesetzerInnen 
auf den Plätzen und die Demons-
trantInnen auf den Straßen. Noch 
Tage später hallten Parolen in den 
Städten Spaniens nach.

DIE „VERLORENE  
GENERATION“ ITALIENS

„Generazione perduta“ (dt. ver-
lorene Generation) war die Be-
zeichnung, die die römische Ta-
geszeitung „La Repubblica“ fand, 
als sie versuchte zu umschrei-
ben wie die italienische Jugend 
innerhalb der Wirtschaftskrise 
stehe. Und sie haben es ganz gut 
beschrieben, die Jugend war viel-
leicht nicht verloren, doch zumin-
dest fühlte sie sich so. 

Im Frühjahr 2011 sind gut ein 
Drittel (28,6%) aller jungen Ita-
lienerInnen zwischen 15 und 24 
Jahren arbeitslos. Unter den Lang-
zeitarbeitslosen suchen 40% der 
unter 25 jährigen schon seit über 
einem Jahr nach einem neuen Job 
oder besser gesagt nach irgend-
einem Job. Denn das scheint das 
einzige, was den jungen Bewoh-
nerInnen Italiens übrig blieb - 
Jobs anzunehmen für die sie maß-
los überqualifiziert sind, in denen 
sie jedoch bodenlos unterbezahlt 
werden. 29% aller MitarbeiterIn-
nen in Italiens Callcentern hatten 
2011 ein abgeschlossenes Studium 
vorzuweisen. Unbezahlte Praktika 
und befristete Zeitarbeitsverträge 
sind an der Tagesordnung. Tatsa-
chen, die junge Menschen natür-
lich demotivieren: wozu soll man 
noch studieren oder andere Fach-
qualifikationen erwerben, wenn 
es im Endeffekt keinen Unter-
schied macht, weil man sowieso 
nehmen muss, was man kriegen 
kann?   Das Problem bestand al-
lerdings nicht   darin, dass junge 
Menschen sich nicht mehr für 
vernünftige Ausbildungen interes-

sierten, sie hatten  gar nicht mehr 
die Möglichkeit dazu. Im Laufe 
seiner Sparpolitik kürzte der Staat 
auch den Bildungsetat immer wei-
ter. Statt sich an die Lösung der 
Probleme zu setzen, riet Minis-
terpräsident Silvio Berlusconi den 
jungen Menschen, in Immobilien 
zu investieren. Ein Vorschlag, der 
unmöglich weiter fern ab von der 
Lebensrealität der Jugendlichen 
hätte sein können und für diese 
ungefähr geklungen haben muss 
wie „Du verhungerst? Kauf dir 
doch ein Restaurant.“

So im Stich gelassen sahen vie-
len junge ItalienerInnen keinen 
anderen Ausweg mehr, als woan-
ders ihr Glück zu versuchen und 
wanderten aus (im Jahre 2015 im-
mer noch 107.000). Diejenigen, die 
blieben, sahen sich gezwungen, 
das Schweigen zu brechen. Sie 
wollten nicht länger zusehen, wie 
ihre Zukunft vor ihren Augen ver-
pufft und riefen dazu auf, gegen 
die Sparpolitik vorzugehen, insbe-
sondere im Bezug auf Bildung. Die 
ersten großen Bildungsproteste 
gab es bereits im Oktober 2008, 
dabei gingen fast zwei Millionen 
Menschen in ganz Italien auf die 
Straße. 300.000 allein in Rom, die 
meisten davon junge Studierende.  
Ähnliche Streiks wiederholten 
sich 2012. Mit Parolen wie „Hände 
weg von unsere Zukunft“ stellten 
sich die jungen ItalienerInnen ge-
schlossen gegen eine Sparpolitik, 
die das Proletariat zwingen sollte 
mit fehlender Bildung für die Feh-
ler der Bourgeoisie zu zahlen.

DIE JUGEND VOM SCHUL-
PARKPLATZ 

Deutschland als starker Part des 
imperialistischen Weltsystems 
überwand den sichtbaren Teil der 
Krise vermeintlich schnell, doch 
wer oder was blieb dabei auf der 
Strecke zurück? 

Zum einen war das die Bil-
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dung. Jahre lang wurde jungen 
Menschen eine Verbesserung 
des Schulsystems versprochen, 
doch nichts kam. Mit Beginn der 
Wirtschaftskrise rückten ihre 
Forderungen immer mehr in den 
Hintergrund, ihre Rufe gingen 
unter in all den anderen. Doch 
das wollten sie sich nicht gefallen 
lassen, so vielfältig die Probleme 
waren: fehlende Demokratie, nur 
beschränkter Zugang zu Bildung 
(durch Zulassungsbeschränkung 
und Studiengebühren), die Erzie-
hung zu sogenannten „Fachidio-
ten“ an den Universitäten, so wie 
G8, das dreigliedrige Schulsystem, 
zu große Klassen und Überfrach-
tung der Lehrpläne an den Schu-
len – so vielfältig waren auch die 
Proteste der SchülerInnen. Krea-
tive Demonstrationsformen und 
Besetzungen überschwappten das 
Land geradezu im Jahre 2009 in 
Form von Bildungstreiks. 

SchülerInnen und Studierende, 
die vorher nie Interesse an poli-
tischen Themen gezeigt hatten, 
politisierten sich in wenigen Wo-
chen und einige von ihnen wuch-
sen zu jungen RevolutionärInnen 
heran. Die Proteste reichten von 
„simplen“ Schulstreiks, der heu-
te von der „Fridays for Future“ 
wieder an die Luft geholt wird, 
Kundgebungen, Demonstratio-
nen, Flashmobs, Besetzungen von 
Schul- und Universitätsgebäuden, 
bis hin zu eigenen bildenden Ver-
anstaltungen, Vorträgen, Podi-
umsdiskussionen und Seminaren. 
Ein Aufstand junger Menschen 
entstand, der es schaffte, konkrete 
Forderungen zu entwickeln und 
die Erfüllung dieser auch ener-
gisch zu fordern. 

Doch Bildung in Unis und Schu-
len war nicht die einzige Proble-
matik, deren Lösung die Jugend-
lichen selbst in die Hand nehmen 
mussten. Auch bei fehlenden 
Ausbildungs- und Arbeitsplätzen 
wurde seitens des deutschen Staa-

tes eher auf Verschleierung als auf 
Hilfe gesetzt. Jugendliche, für die 
es keine Ausbildungsplätze gab, 
wurden in einem Übergangssys-
tem aus Fortbildungen, Berufsvor-
bereitungsklassen und Weiterbil-
dungen geparkt. Oft hatten diese 
nichts mit dem Themenbereichen 
zu tun, in denen sie bereits Erfah-
rungen hatten oder Interesse zeig-
ten. Es ging allein darum, sie aus 
den Arbeitslosenstatistiken fern-
zuhalten, in denen sie dann näm-
lich nicht mehr aufgezählt werden 
brauchten.

  Im März 2011 nahmen rund 
320.000 an verschiedensten Aus-
führungen dieses Übergangs-
system teil. Die Arbeitslosensta-
tistik führte zusätzlich 300.000 
Arbeitslose unter 25 Jahren auf. 
Jugendliche, die in prekäre Ar-
beitsbedingungen und Teilzeit-
jobs gezwungen wurden, sind 
hier noch gar nicht aufgezählt 
und trotzdem ergeben sich schon 
Zahlen, die weit über einer hal-
ben Million liegen. Im Gegensatz 
zu den Bildungsstreiks bildet sich 
hier keine eigenständige Bewe-
gung, da die Jugend in so viele 
unterschiedliche Bereiche ver-
teilt und zersplittert wurde. Eine 
Sache haben jedoch die meisten 
von ihnen gemeinsam gehabt: den 
Besuch im Jobcenter. Im Zuge der 
nächsten Krise sollte man diesen 
Schnittpunkt nutzen.   Doch auch 
wenn keine Bewegung entstand 
zeigte sich die Empörung der Ju-
gend deutlich, viele von ihnen 
verloren den Glauben in die bür-
gerliche Politik. Die Wahlbeteili-
gung sank in diesen Zeiten auf ein 
nie dagewesenes Tief seit Grün-
dung der Bundesrepublik.

JUGEND ALLER LÄNDER 
VEREINIGT EUCH?!

Die aufgezählten Länder die-
nen natürlich nur als Beispiele, da 
es unmöglich ist, die unzähligen 

Problematiken, die kapitalistische 
Krisen für die Jugend der Welt 
mit sich bringt, in einem Artikel 
aufzuzählen. Diese Länder wur-
den ausgewählt weil sich die Fol-
gen der Krise in ihnen besonders 
stark gezeigt haben oder im Fal-
le Deutschlands, weil es für uns 
wichtig ist, die Bedingungen im 
eigenen Land zu analysieren, um 
Potenziale für Proteste im Verlauf 
der nächsten Krise zu erkennen. 
Aber auch um Fehler, die gemacht 
wurden, wahrzunehmen und die-
se nicht zu wiederholen. Wie die 
Jugendlichen vor uns, werden 
auch wir uns wehren, wenn wir 
die Fehler der Bourgeoisie ausba-
den sollen. Dabei können wir uns 
an den vergangen Erfahrungen 
orientieren, aber auch ganz neue 
Taktiken und Strategien entwi-
ckeln.

WAS WIRD SICH FÜR DIE 
JUGEND VERÄNDERN?

Wie oben bereits angeführt 
kommen mit einer ökonomischen 
Krise bestimmte Probleme auf 
junge ArbeiterInnen zu. Die Situa-
tion für den Großteil der Arbeite-
rInnenjugend wird sich erheblich 
verschlechtern. In der letzten gro-
ßen Wirtschaftskrise 2008/2009 
konnten wir in u.a. den oben 
aufgeführten Ländern entspre-
chende Prozesse mit jahrelangen 
Folgen beobachten. Einen ersten 
Eindruck geben Statistiken zur Ju-
gendarbeitslosigkeit während der 
letzten großen Krise 2008/2009.

Neben den oben genannten 
Zahlen haben wir zur Veran-
schaulichung folgende Tabelle 
zusammengestellt. Neben Spanien 
und Italien, die schon angeschnit-
ten wurden, zeigt sie zusätzlich 
die Arbeitslosenquote in Grie-
chenland. Zudem sind die Statis-
tiken zu Deutschland und seinem 
stärksten Verbündeten in der EU, 
Frankreich, aufgeführt. 
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Deutschland hat sich im Ver-
gleich mit seinen europäischen 
Nachbarn überdurchschnittlich 
schnell von der letzten Krise er-
holt. Doch die Beispiele wie Spa-
nien, Griechenland oder Italien 
zeigen, dass wirtschaftliche Kri-
sen auch noch Jahre später eine 
Gefahr für viele jugendliche Ar-
beiterInnen darstellen können. 

Doch auch der Druck auf Ju-
gendliche in Arbeit in Deutsch-
land stieg an. So stiegen die No-
minallöhne zwischen 2001 und 
2010 lediglich um rund 1%. Der 
Blick auf die Reallöhne fällt noch 
nüchterner aus, sie waren 2013 
um 0,7% geringer als im Jahr 2000.

Neben den Löhnen wurden un-
sichere Beschäftigungsverhältnis-
se ausgeweitet. Befristete Beschäf-
tigungsverhältnisse wuchsen, 
Zeitarbeit kam vermehrt auf und 
führte zum prozentuellen Rück-
gang von Vollzeitbeschäftigung. 
Auch der Anstieg von Teilzeitar-
beiterInnen und Kurzarbeit er-
möglichte der Bourgeoisie ihre 
Profiteinbußen auf Kosten der Ar-
beiterInnen abzufedern. 

Fast die Hälfte aller erfassten Ju-
gendlichen in Deutschland (46,4%) 
arbeiten schon heute in Teilzeit, 
als geringfügig bzw. befristete Be-
schäftigte oder als LeiharbeiterIn-
nen. Zudem befinden sich viele Ju-
gendliche in Schwarzarbeit. Schon 
unter „normalen“ kapitalistischen 
Verhältnissen ist hier die Ausbeu-
tung hoch, doch ist es anzuneh-
men, dass sich die Ausbeutung in 
diesen Beschäftigungsverhältnis-
sen während der Krise nochmals 
radikal verschärft.

Da in der Krise vielen Jugend-

lichen drohen wird, ihren regulä-
ren Job zu verlieren, werden sie in 
Arbeitsbedingungen und -verhält-
nisse getrieben, die sie nochmals 
schwerer belasten werden. Und 
der Profit, der durch die Kapitalis-
ten abgeschöpft wird, wird noch 
größer.

Schon in der letzten Wirtschafts-
krise hatten WissenschaftlerInnen 
der Universität Linz festgestellt, 
dass ArbeiterInnen während der 
Krise vermehrt zu Schwarzarbeit 
tendieren, um Einkommensver-
luste aufzufangen.

Zudem werden Zukunftspers-
pektiven weiter abgebaut. Häufig 
starten Jugendliche bereits mit ho-
hen Schulden ins Berufsleben, da 
immer höhere Bildungsabschlüsse 
gefordert werden, welche meist 
selbst finanziert werden müssen. 
Auch der Kampf um Ausbildungs-
plätze wird sich verschärfen und 
gerade Jugendliche ohne (um-
fangreiche) Arbeitserfahrung und 
gute Schulnoten werden hier auf 
der Strecke bleiben.

Doch auch politisch wird sich 
viel im Leben junger ArbeiterIn-
nen verändern. Schon hierzulan-
de wurden während der letzten 
Krise ArbeiterInnen-Rechte auf-
geweicht oder ganz außer Kraft 
gesetzt, Maßnahmen wie die Lo-
ckerung des Kündigungsschutzes 
sind ein großer Teil davon. 

DIE ROLLE DER GEWERK-
SCHAFTEN

Mit Lügen wird in Deutschland 
seit 100 Jahren die „Sozialpart-
nerschaft“ zwischen ArbeiterIn-
nenklasse und Bourgeoisie durch 

die Spitzen der (gelben) Gewerk-
schaften forciert – erst durch den 
ADGB und später durch den DGB. 
So bremsten diese Gewerkschafts-
spitzen Arbeitskämpfe aus und 
propagierten Kooperationen mit 
Unternehmen, da schließlich alle 
„im selben Boot säßen“. So liefer-
ten die DGB-Gewerkschaften ihre 
Mitglieder de facto kampflos der 
Willkür der Konzerne und Unter-
nehmen aus. 

Auch heute werden die DGB-
Gewerkschaften erneut versu-
chen, der Ausbeutung der Ar-
beiterInnenklasse die Tore noch 
weiter zu öffnen.

Die Gewerkschaftsjugendver-
bände werden hier keine Ausnah-
me bilden. Zwar ist das Auftreten 
und sind die Forderungen dieser 
Verbände häufig radikaler als die 
der restlichen bürgerlichen Struk-
turen und Parteien, doch schon 
jetzt machen die Jugendverbände 
in vielerlei Hinsicht keine gute 
Figur. So durfte man am 01. Mai 
diesen Jahres die DGB-Jugend da-
bei beobachten, wie sie mit blauen 
EU-Luftballons und EU-Fahnen 
den internationalen Kampftag der 
ArbeiterInnenklasse beging.

Das heißt natürlich nicht, dass 
jedes Mitglied einer DGB-Ge-
werkschaft KlassenverräterIn ist, 
das aus all unseren Strukturen 
ausgeschlossen werden soll, im 
Gegenteil. Dort wo die Gewerk-
schaftsführungen offen verräte-
risch auftreten, da müssen die 
kommunistischen Strukturen an-
packen und der Gewerkschaftsba-
sis die richtige Alternative aufzei-
gen.
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REBELLION UND REAKTION
Wenn sich die Klassenwider-

sprüche zuspitzen werden, dann 
wird die Bourgeoisie auch nicht 
davor zurückschrecken, ihre re-
aktionärste Politik zu stärken, der 
Faschismus wird noch mehr als 
jetzt schon zum Problem der Ar-
beiterInnenklasse werden.

Bereits in den vergangenen 
Jahren wurden reaktionäre und 
faschistische Ideen gegenüber 
MigrantInnen, insbesondere Ge-
flüchteten, aber auch gegen die 
Interessen der ArbeiterInnenklas-
se, vermehrt in den gesellschaft-
lichen Diskurs getragen. Schon 
die letzte Krise hat in Europa den 
Aufschwung des Faschismus be-
flügelt. In Griechenland ist die 
faschistische Partei „Goldene 
Morgenröte“ daran gewachsen, 
in Italien die „Lega Nord“ und 
vor allem in Osteuropa haben 
sich neben den reaktionären Re-
gierungen in Ungarn und Polen 
paramilitärische Organisationen 
gegründet.

Auch hier in Deutschland ist zu 
erwarten, dass die AfD durch die 
Krise an Unterstützung gewinnen 
wird und Parteien der „Mitte“ noch 
weiter nach rechts rücken. Schon 
heute liebäugeln Landesverbände 
der CDU mit der AfD und schlie-
ßen Koalitionen nicht mehr aus. 
So hat der sächsische CDU-Frak-
tionsvorsitzende Christian Hart-
mann letztes Jahr in einem Inter-
view mit dem MDR eine Koalition 
mit der AfD befürwortet. Zudem 
ist klar, dass auch faschistischer 
Terror, Jahre nach der Enttarnung 
des NSU, weiter eine Gefahr in 
Deutschland bilden wird. Dafür 
sprechen Waffenfunde, Todes-
listen linker PolitikerInnen und 
weitere Vorbereitungen für einen 
möglichen faschistischen Auf-
stand. Nicht selten stehen diese 
faschistisch-terroristischen Zellen 
in Verbindung mit dem deutschen 
Staat oder der AfD.

NÄCHSTES MAL EINFACH 
LINKS WÄHLEN?

Dass Wahlkampfversprechen 
unglaubwürdig sind, ist kein Ge-
heimnis. Die Praxis aller Parteien 
auf bundes-, landes- und lokaler 
Ebene spricht für sich. Wenn Olaf 
Scholz (SPD) eine Bankenfusion 
der größten deutschen Banken 
forciert, helfen auch nicht die 
Wahlplakate, die für ein sozialeres 
Europa werben. Auch die Praxis 
der Linkspartei und der Grünen 
spricht gegen ihre Profilierung als 
linke, konsequentere Alternative 
zur SPD. So wurden z.B. munter 
Polizeigesetze in Bundesländern 
mit linker (Brandenburg) und 
grüner (Baden-Württemberg) Re-
gierungsbeteiligung durchgewun-
ken.

Das ständiges, offensichtliches 
Lügen das Vertrauen vieler junger 
ArbeiterInnen in Deutschland in 
bürgerliche Parteien erschüttert, 
wird auch zuletzt am Nichtwäh-
lerInnenanteil von Jugendlichen 
deutlich.

Dabei werden bereits in der 
Schule NichtwählerInnen in 
Schubladen gesteckt. In Schulbü-
chern sind sog. „Nichtwählerty-
pen“ zu finden, die entweder nicht 
politikinteressiert sein sollen, 
nicht die kognitiven Fähigkeiten 
zum Wählen haben sollen, oder 
gar das Wetter zu gut finden, um 
zum Wahllokal zu gehen. Ledig-
lich ein Typ wird aufgezählt, bei 
dem offen gesagt wird, dass dieser 
einfach unzufrieden mit dem Sys-
tem ist. Der häufigste Nichtwäh-
lerInnentyp sei aber wohl der Typ, 
der sich bei jeder Wahl spontan 
entscheidet und die Wichtigkeit 
der Wahl von politikunabhängi-
gen Faktoren (wie das Wetter) ab-
hängig macht. Was für eine absur-
de Verzerrung der Realität.

Der große Anteil an Jugendli-
chen unter NichtwählerInnen ist 
schon bei der heutigen ökonomi-

schen und sozialen Situation der 
ArbeiterInnenjugend nicht ver-
wunderlich. Schon die letzte Krise 
hat gezeigt, dass die bürgerlichen 
Parteien nicht auf unserer Sei-
te stehen, egal wie links sie sich 
nennen. Keine heute existieren-
de Partei kann den Ausweg aus 
Überproduktionskrisen zeigen.

WAS TUN?
Die kommende Krise wird die 

ArbeiterInnenklasse in Deutsch-
land vermutlich noch heftiger 
treffen als die vergangene Krise 
2007/2008. Um den oben genann-
ten Problemen und Gefahren ent-
gegenzuwirken, kann die Jugend 
aus den sozialen Kämpfen der ver-
gangenen Krise lernen. 

Dabei wird immer wieder deut-
lich, dass nur eine geeinte, kämp-
fende ArbeiterInnenfront über die 
Kampfkraft verfügt, um sich mit 
dem Arsenal der Bourgeoisie an-
legen zu können.

So muss sich die Jugend zusam-
menschließen, um ihre ökonomi-
schen und politischen Interessen 
zu erkämpfen. Bei massenhaften 
Kündigungen hilft kein Verlassen 
auf IG Metall- oder DGB-Stell-
vertreter. Nur die Selbstorganisie-
rung der ArbeiterInnenklasse und 
vor allem die der Jugend kann der 
Willkür der Bourgeoisie Einhalt 
gebieten.

Ohne die Existenz von klassen-
kämpferischen Massenorganisa-
tionen die in allen Lebensberei-
chen der ArbeiterInnenklasse sich 
für deren konkrete Forderungen 
einsetzen und diese erkämpfen, 
kann es keinen effektiven Wider-
stand gegen die Abwälzung der 
Krisenfolgen auf unsere Schul-
tern geben. Die Überwindung 
des Stellvertreterdenkens und das 
schwindende Vertrauen in den 
bürgerlichen Parlamentarismus, 
staatlich-kapitalistische Struk-
turen und die Sozialdemokratie 
können durch die Arbeit der klas-
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senkämpferischen Massenorgani-
sationen die Krise auch zu einer 
revolutionären Chance werden 
lassen. Geichzeitig ist Arbeit der 
KommunistInnen in den Mas-
senorganisationen notwendige 
Bedingung für den Erfolg dieser 
Arbeit. Es ist unsere Aufgabe die 
Massenorganisationen als prak-
tische Schulen des Klassenkamp-
fes zu begreifen, in denen die zu-
künftigen RevolutionärInnen und 
KommunistInnen heranreifen.

Bei einer drohenden Verelen-
dung einzelner ArbeiterInnen 
oder ganzer Stadtteile ist die Soli-
darität gefragt. In Spanien wurden 
sozialistische Lebensmittelbanken 
für ArbeiterInnen („Banco Obre-
ro“) etabliert und gemeinsam las-
sen sich Probleme mit Vermietern 
auch anders regeln und Zwangs-
räumungen effektiv verhindern, 
als (nur) über den staatlichen ju-
ristischen Weg.

Doch auch neben der prakti-
schen Solidarität im Stadtteil ist 
eine Organisierung über die lo-
kale Ebene hinweg notwendig, 
um eine hörbare Stimme im Ar-
beitskampf zu bilden. Die Orga-
nisierung und Koordination von 
Jugend-, Frauen-, MigrantInnen- 
und ArbeiterInnenorganisationen 
ist nötig, um überhaupt eine kon-
sequente Opposition fern von Re-
formismus und Sozialdemokratie 
gegen die herrschende Klasse zu 
etablieren.

Doch der Kampf in der Fab-
rik und im Stadtteil wird nicht 
die einzige Ebene sein, wo uns 
der Klassenfeind angreifen wird. 

Resignation, Verzweiflung, Hoff-
nungslosigkeit und weitere psy-
chische Belastungen drohen, die 
durch Solidarität unter den Arbei-
terInnen abgefedert, wenn nicht 
sogar verhindert werden können. 
Zudem wird die oben genannte 
Gefahr durch den Faschismus und 
die Staatsmacht eigene Selbstver-
teidigungsstrukturen der Arbeite-
rInnenklasse erfordern, auch das 
hat die letzte Krise gezeigt.

In Griechenland z.B. gelangen 
äußerst umfangreiche Mobilisie-
rungen gegen den Faschismus. 
Im Zuge eines Mordes an einem 
linken Rapper durch Faschisten 
im Jahr 2013 gingen Wochenlang 
zehntausende Menschen auf die 
Straße und der Faschismus ver-
lor ein Stück weit an Einfluss. 
Auch in Spanien gibt es Beispiele, 
wie sich die ArbeiterInnen gegen 
den drohenden Faschismus und 
die Staatsmacht vorbereiten, mit 
Kampfsport und ideologischer 
Bildung. Oder auch in Italien tau-
chen Videos auf, in denen Itali-
ens Innenminister am Flughafen 
mit „Bella Ciao“-Gesang belästigt 
wird.

In letzter Instanz aber bleibt 
das konsequenteste, den Kapita-
lismus zu überwinden. Solange 
das Privateigentum an Produk-
tionsmitteln erhalten bleibt und 
der Kapitalismus existiert, wird 
es ökonomische Krisen geben. 
Mit weiterem Verlauf des Kapita-
lismus werden sich diese Krisen 
erwartungsgemäß zuspitzen und 
immer wieder die ArbeiterInnen-
klasse vor besondere Probleme 

stellen.
So kann die letzte Konsequenz 

nur heißen, eine Organisation auf-
zubauen, die fähig ist, den Kampf 
gegen den kapitalistischen Staat, 
den Privatbesitz an Produktions-
mitteln, gegen die herrschende 
Klasse und den Kapitalismus an-
zuführen. Eine Organisation muss 
aufgebaut werden, die die Arbei-
terInnenklasse zur Revolution 
führt, damit der Kapitalismus und 
die damit verbundenen Krisen ein 
für alle Mal der Geschichte ange-
hören – Der Aufbau einer Kom-
munistischen Partei ist die wir-
kungsvollste Konsequenz gegen 
die Krisen in der heutigen Zeit.

Auch die am Anfang dieses Ar-
tikels beschriebene Jugendliche 
Elisa hat kein Interesse daran, 
dass die Krise auf ihren Rücken 
verlagert wird. Aber alleine kann 
sie sich nicht gegen die Willkür 
ihres Chefs und den politischen 
Entscheidungen gegen sie weh-
ren. Doch Elisa ist nicht allein. Sie 
ist nicht die einzige, die ihre Ar-
beitsstelle verlor. Daher schließt 
sie sich mit einem Großteil ihrer 
KollegInnen, ihren NachbarInnen 
und FreundInnen zusammen, um 
sich in Notlagen gegenseitig zu 
helfen und Proteste zu organisie-
ren.

Die Geschichte hat gezeigt, dass 
sich die Dinge nur dann ändern 
werden, wenn aktiv Gegenwehr 
geleistet wird. In der letzten Kri-
se war der organisatorische Grad 
noch viel zu gering. Die nächste 
wird zeigen, was die europäische 
Linke seit dem gelernt hat.
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